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Experte zu Pflegerefom: "Schlag ins Gesicht der pflegenden Angehörigen"



2026-06-20


 Inhalte zeigen von: 

 Externe Anbieter: 

 Stand: 20.06.2026 • 12:41 Uhr 

 100.000-Euro-Grenze streichen, Rentenbeiträge pflegender Angehöriger kürzen: Sparvorschläge im Entwurf zur Pflegereform sorgen für Unruhe. Wie es auch anders gehen könnte, erklärt Gesundheitsökonom Heinz Rothgang. 

 tagesschau.de: Das Gesundheitsministerium will die 100.000-Euro-Grenze für Kinder pflegebedürftiger Eltern streichen. Für wie wahrscheinlich halten Sie, dass diese Regelung kommt? 

 Heinz Rothgang: Das ist vollkommen unklar. Wenn, dann glaube ich nicht, dass da die Einnahmen so irre sprudeln werden. Sie ist ja nicht ohne Grund erst im Jahr 2019 geändert worden. 

 Vorher konnten Kinder auch mit Einkommen unter 100.000 Euro brutto herangezogen werden - aber es hat den Kommunen keinen Spaß gemacht. Denn man muss dem Geld hinterherlaufen. Viele haben das gar nicht eingesammelt, weil es eine sehr aufwändige Angelegenheit ist. 

 Was die Reform allgemein bewirken wird, sind steigende Eigenanteile für die zu Pflegenden - und damit auch mehr Sozialhilfe-Empfänger in den Kommunen. Damit steigen die Sozialhilfe-Kosten, wogegen die Länder protestieren werden. 

 15.06.2026 

 Die Pflegebeauftragte der Regieurng lehnt Rücknahme der 100.000-Euro-Grenze ab. mehr 

 Man hat die Einkommensgrenze für die Heranziehung der Kinder 2019 auch abgeschafft, um eine gesellschaftliche Befriedung zu erreichen. Wir waren als Gesellschaft so weit zu sagen, dass Pflege nicht ausschließlich Aufgabe der Familien ist, sondern mit der Pflegeversicherung auch in staatlicher Verantwortung liegt. 

 Und jetzt Kinder wieder mehr heranzuziehen - nach dem Motto: Kinder haften für ihre Eltern, das ist auch eine problematische Frage in Bezug auf Solidarität und Subsidiarität. Die Politik hatte das Thema abgeräumt, jetzt schafft sie wieder viel Unruhe. 

 tagesschau.de: Einkommen sind ja unterschiedlich belastet mit Unterhaltspflichten für Kinder beispielsweise - wer entscheidet, was vom Rest noch übrig ist und herangezogen werden könnte? 

 Rothgang: Das ist ungeheuer aufwändig. Wir beobachten gerade umgekehrt, dass die Pflegeeinrichtungen die Zahlungen vom kommunalen Sozialhilfeträger schon jetzt nicht rechtzeitig bekommen - weil sie nicht hinterherkommen, die Fälle zu bearbeiten. 

 An dieser Stelle erkennt man die Überforderung der Bürokratie, das zügig abzuwickeln. Jetzt noch ein neues Arbeitsbeschaffungsprogramm aufzusetzen, um bei den Kindern zu durchleuchten, wie die individuellen Lebens-, Einkommens- und Vermögensumstände sind - das müsste ja berücksichtigt werden: Ich stelle es mir als Albtraum vor. 

 14.05.2026 

 Am 20. Mai will Gesundheitsministerin Nina Warken ihre Reformpläne für die Pflege vorstellen. mehr 

 tagesschau.de: Kritiker sagen zur Reform, dass sie sehr einseitig die zu Pflegenden und deren Angehörige belastet. Zum Beispiel die Ankündigung, bis zu 30 Prozent weniger Rentenbeiträge für pflegende Angehörige aus den Pflegekassen zu zahlen. 

 Rothgang: Gerade dieser Punkt ist schlicht ein Skandal. Das ist ein Schlag ins Gesicht der pflegenden Angehörigen, die teilweise über Jahre Pflegearbeit leisten. Ohne sie würde nichts gehen. 

 Die Rentenversicherungsbeiträge waren von Anfang an Teil der Pflegeversicherung. Es war immer klar: Wer pflegt und damit auch für die Allgemeinheit etwas tut, der darf nicht mit Altersarmut dafür bestraft werden. Dies zu ändern, finde ich eigentlich von den schlimmen Regelungen die schlimmste in diesem Gesetzesentwurf. 

 Es bewirkt das Gegenteil von dem, was wir tun müssten, nämlich diese Pflegebereitschaft zu fördern. Wenn diese Menschen die häusliche Pflege nicht mehr übernehmen, würde das enorm teuer werden: Man müsste mehr kostenintensivere Versorgung durch Pflegekräfte sicherstellen. 

 06.06.2026 

 Pflegende Angehörige sind enorm wichtig für das System. Ausgerechnet ihre Rentenansprüche sollen nun gekürzt werden. mehr 

 tagesschau.de: Die Regierung sagt, irgendwo muss man sparen. Wäre dann eine solche gesellschaftliche Aufgabe eher über Steuermittel zu finanzieren? 

 Rothgang: Im Koalitionsvertrag der jetzigen Regierung steht, man wolle die versicherungsfremden Leistungen identifizieren. Die Bund-Länder-Arbeitsgruppe, die zur Pflegereform eingesetzt wurde, hat auch die Rentenversicherungsbeiträge für pflegende Angehörige als solche versicherungsfremden Leistungen identifiziert - und Steuerfinanzierung ist dann das, was logisch daraus folgt. 

 tagesschau.de: Sehen Sie noch weitere staatliche Verpflichtungen beim Pflegekassen-Defizit? 

 Rothgang: In der Pflege sind momentan noch die Corona-Ausgaben der größte Einzelposten. Da hat der Bund die Pflegeversicherung angewiesen, eine Prämie von 1.000 Euro an Beschäftigte in der Pflege auszuzahlen, regelmäßige Tests durchzuführen und leerstehende Pflegeeinrichtungen zu unterstützen. Das sind fünf bis sechs Milliarden Euro, die steuerfinanziert werden müssten. Das war von vorneherein klar, findet aber nicht statt. 

 Die Beiträge für pflegende Angehörige haben inzwischen ein Volumen von etwa fünf Milliarden Euro jährlich. Wenn der Finanzminister diese Mittel bereitstellen würde, hätten wir aktuell kein Defizitproblem in der sozialen Pflegeversicherung. 

 tagesschau.de: In der Regierung - gerade unionsseits im Kanzleramt - herrscht die Haltung vor, die Ausgaben müssten an die Einnahmen angepasst werden. 

 Rothgang: Es gibt natürlich Möglichkeiten, wie der Staat sich Geld beschaffen kann. Bei der Finanzierung der Bundeswehr ist man über neue Schulden gegangen. Wir haben eine Vermögenssteuer, die ausgesetzt ist und könnten mal eine ernsthafte Erbschaftsteuer erwägen. Wogegen ich mich wehre, ist diese Sachzwang-Logik mit der Behauptung, es sei kein Geld da. 

 Wenn man das Geld nicht organisieren will, soll man dazu stehen und sagen: Die Pflege ist mir nicht so viel wert. Es gibt rund sechs Millionen Pflegebedürftige und zehn Millionen pflegende Angehörige: Ob das eine kluge Strategie ist zu sagen, eure Umstände interessieren mich nicht - ist eine ganz andere Frage. 

 12.12.2025 

 Die Vorschläge zur Reform der Pflegeversicherung liegen auf dem Tisch und es hagelt Kritik. mehr 

 tagesschau.de: Es gibt immer wieder die Forderung nach einem Risikostrukturausgleich, also einem Kosten-Lasten-Ausgleich zwischen privater und gesetzlicher Versicherung. Was sagen Sie dazu? 

 Rothgang: Den finde ich zwingend. Es gibt ein Urteil des Bundesverfassungsgerichts aus dem Jahr 2001, das zwar eine Teilung in private und gesetzliche Pflegeversicherung erlaubt hat, aber unter der Maßgabe einer ausgeglichenen Lastenverteilung. Die ist bis heute nicht gegeben. Die Privatversicherten haben eine günstigere Alters- und Geschlechterstruktur sowie eine bessere Gesundheit. Das ist alles seit Jahren bekannt und ein Finanzausgleich absolut angezeigt. 

 Das Interview führte Corinna Emundts, tagesschau.de 

 Dieses Thema im Programm: 

 Interview 12.06.2026 • 19:07 Uhr 

 14.05.2026 • 10:07 Uhr 

 26.05.2026 • 03:53 Uhr 

 16.05.2026 • 15:12 Uhr 

 12.12.2025 • 11:29 Uhr 

 Analyse 04.10.2025 • 16:18 Uhr 

 20.12.2024 • 11:53 Uhr 

 18.11.2024 • 13:49 Uhr 

 Video 05.06.2026 • 17:00 Uhr 

 Audio 15.06.2026 • 06:40 Uhr 

 Audio 12.12.2025 • 10:33 Uhr 



Parteitag: Linke nennt Israels Vorgehen offiziell Völkermord



2026-06-20


 Inhalte zeigen von: 

 Externe Anbieter: 

 Stand: 20.06.2026 • 09:29 Uhr 

 Die Haltung zu Israel ist bei der Linken ein heikles Thema. Nach hitziger Debatte sind die Delegierten nun auf einen gemeinsamen Nenner gekommen: Israels Vorgehen im Gazakrieg bezeichnet die Partei offiziell als Völkermord. 

 Ein Thema mit Spaltungspotenzial hat die Linke am ersten Tag ihres Bundesparteitags in Potsdam abräumen können: ihre Haltung gegenüber Israel. Die Partei bewertet das israelische Vorgehen im Gazakrieg nun offiziell als Völkermord. Ein entsprechender Antrag wurde mit großer Mehrheit beschlossen. 

 Konkret heißt es darin: "Internationale Organisationen, Menschenrechtsorganisationen und zahlreiche Völkerrechtler*innen sprechen von einem Völkermord an den Palästinenser*innen in Gaza. Wir schließen uns dieser Einschätzung an." 

 19.06.2026 

 Die Linke steht in den Umfragen gut da, ihre Mitgliederzahl steigt. mehr 

 Für die Linke ist das Thema Nahost und die Bewertung des Gaza-Kriegs heikel. Immer wieder sieht sich die Linke mit Antisemitismus-Vorwürfen konfrontiert. Die Formulierung des zehnseitigen Antrags wurde in tagelangen Gesprächen in der Partei intern als Kompromiss ausgehandelt. Ein schärfer formulierter Gegenantrag wurde abgelehnt. 

 Im Beschluss enthalten ist ein Bekenntnis zum Existenzrecht des Staates Israel. "Als Schutzraum für Jüdinnen und Juden kommt dem Staat Israel dabei eine besondere historische und gegenwärtige Bedeutung zu", heißt es. Und weiter: "Ebenso stehen wir zum Existenzrecht Palästinas und für gleiche Rechte aller Menschen in Palästina." 

 In Deutschland will man laut Beschluss "jüdisches Leben in all seiner Vielfalt in Deutschland schützen". Darin heißt es: "Wir verurteilen die weltweite Terrorkampagne gegen jüdische und israelische Menschen und Institutionen, die in den vergangenen Monaten zahlreiche Opfer gefordert hat. Antisemitismus und Hass gegen Jüdinnen und Juden werden wir niemals tolerieren." 

 Zugleich fordert die Partei, auch palästinensisches Leben in Deutschland zu schützen. 

 16.04.2026 

 Der Bundestagsabgeordnete Luigi Pantisano will die Nachfolge von Jan van Aken als Linken-Chef antreten. mehr 

 An Tag zwei des Parteitags wollen die etwa 500 Delegierten die Doppelspitze neu wählen. Beworben haben sich die bisherige Co-Chefin Ines Schwerdtner und der Bundestagsabgeordnete Luigi Pantisano. Dieser will Nachfolger von Jan van Aken werden, der sein Amt aus gesundheitlichen Gründen abgibt. 

 Schwerdtner unterstützt die Bewerbung von Pantisano, derzeit Vizechef der Linken-Bundestagsfraktion. Beide treten als Team auf. In einer Erklärung kündigten sie an: "Als Linke haben wir beschlossen, eine organisierende Klassenpartei zu sein. Diesen Weg wollen wir fortsetzen und auf eine neue Ebene heben." Ein konkretes Ziel: "Bis 2029 wollen wir 200.000 Mitglieder sein." 

 Dieses Thema im Programm: Das Erste | tagesschau | 20.06.2026 | 09:50 Uhr, tagesschau24 | Nachrichten | 20.06.2026 | 09:00 Uhr, tagesschau24 | Nachrichten | 20.06.2026 | 09:00 Uhr 

 Exklusiv 17.06.2026 • 06:00 Uhr 

 19.06.2026 • 06:01 Uhr 



Innenminister wollen mehr Zivilschutz bis 2029



2026-06-19


 Inhalte zeigen von: 

 Externe Anbieter: 

 Stand: 19.06.2026 • 18:45 Uhr 

 Wie lässt sich die Bevölkerung im Falle von Naturkatastrophen oder Angriffen auf die kritische Infrastruktur besser schützen? Das war einer der Schwerpunkte der Innenministerkonferenz. Einig waren sich alle: Deutschland muss hier besser werden. 

 Die Innenminister von Bund und Ländern haben sich auf ihrer Konferenz in Hamburg mit der Frage beschäftigt, wie sich die Bevölkerung in Deutschland besser schützen lässt. Ihr Fazit: Deutschland muss sich besser wappnen - egal ob für Naturkatastrophen oder Angriffe auf die kritische Infrastruktur. 

 Dafür soll ein "gemeinsamer Fahrplan" erarbeitet werden, mit dem die zivile Verteidigungsfähigkeit bis 2029 "möglichst umfassend" erreicht werden soll, sagte Hamburgs Innensenator Andy Grote. Der SPD-Politiker hat derzeit turnusgemäß den Vorsitz der Innenministerkonferenz (IMK). 

 Im Mittelpunkt der Beratungen standen neben der Stärkung der zivilen Verteidigungsfähigkeit die Abwehr hybrider Bedrohungen wie Spionage, Sabotage, Cyberangriffe und Drohnen. Besonders Russland wurde dabei als Quelle hybrider Bedrohung genannt. Die Innenminister sehen Deutschland als Ziel von Destabilisierungsversuchen. Dazu zählen unter anderem die Beeinflussung der öffentlichen Meinung vor Wahlen oder staatlich gelenkte Cyberattacken. Sie fordern eine bessere Vorsorge bereits in Friedenszeiten. 

 Bund und Länder wollen dafür künftig enger zusammenarbeiten und auch das Bundesverteidigungsministerium sowie die Bundeswehr stärker in die IMK-Arbeit einbinden. Deshalb nahm erstmals auch der Bundesverteidigungsminister, Boris Pistorius, an den Beratungen in Hamburg teil. 

 Pistorius hob hervor, dass es angesichts hybrider Kriege entscheidend sei, "resiliente Strukturen auf allen Ebenen" der Gesellschaft aufzubauen. Dazu zählten neben staatlichen Stellen auch Zivilgesellschaft und Wirtschaft, die in der Lage sein müssten, "mit jeder Krise, jedem Konflikt und Katastrophenfall am Ende auch umgehen zu können". 

 Zu den Maßnahmen, die angegangen werden sollen, gehören unter anderem eine widerstandsfähigere IT-Infrastruktur sowie bessere Möglichkeiten zur abgesicherten Kommunikation von Staat und Behörden in Krisen- und Katastrophenlagen. Zudem soll die sogenannte Selbstschutzkompetenz der Bevölkerung durch Zivilschutzkurse gestärkt werden. 

 Die Konferenzteilnehmer fordern außerdem eine stärkere Vermittlung entsprechender Kenntnisse an Schulen. Deutschland habe dabei im Vergleich zu anderen Staaten Nachholbedarf, sagte Nordrhein-Westfalens Innenminister Herbert Reul (CDU). Auch Bundesinnenminister Alexander Dobrindt (CSU) hatte sich bereits dafür ausgesprochen, Zivilschutz im Schulalltag zu verankern. Halbjährlich sollen Katastrophenhilfe, Bevölkerungsschutz und zivile Verteidigung gelehrt werden, sagte Dobrindt nach der Konferenz in Hamburg. Über die Kinder könne das Thema wieder in die Familien kommen. 

 Darüber hinaus erwarten die Innenminister vom Bundesinnenministerium zeitnah ein Schutzraumkonzept. Dobrindt betont allerdings, dass es aktuell nicht vorrangig darum gehe, in alte Bunkeranlagen zu investieren. Es gebe im Ernstfall keine langen Vorwarnzeiten mehr wie zu Zeiten des Kalten Krieges, um den nächsten Bunker zu suchen, sagt er. Stattdessen müsse man schnell Schutz suchen, im Zweifel in einem Raum ohne Fenster, im Keller oder Treppenhaus. 

 Dieses Thema im Programm: BR24 | Nachrichten | 19.06.2026 | 15:31 Uhr 

 22.01.2026 • 07:48 Uhr 

 Audio 17.06.2026 • 16:45 Uhr 

 ARD Mediathek 27.04.2026 • 16:03 Uhr 

 Video 15.01.2026 • 19:30 Uhr 

 Audio 27.09.2025 • 01:14 Uhr 



Bauministerium legt "Aktionsplan zur Senkung der Baukosten" vor



2026-06-19


 Inhalte zeigen von: 

 Externe Anbieter: 

 Stand: 19.06.2026 • 15:16 Uhr 

 "Turbo", "Upgrade" und jetzt "Aktionsplan": Mit weiteren Maßnahmen will das Ministerium das Bauen bezahlbarer machen. Denn die Kosten bremsen den Wohnungsbau in Deutschland. Was sieht der Plan vor? 

 Die Bagger müssen wieder rollen, forderte Bundesbauministerin Verena Hubertz nach ihrem Amtsantritt im vergangenen Jahr. Das Problem: Bauen ist in Deutschland zu teuer. Nach dem sogenannten Bau-Turbo und einem "Baugesetzbuch-Upgrade" kündigt die Ministerin deshalb jetzt weitere "Booster" für bezahlbares Bauen an. 

 Den "Aktionsplan zur Senkung der Baukosten" will sie heute auf einer Investorenkonferenz in Frankfurt am Main vorstellen. Das Maßnahmenpaket, das dem ARD-Hauptstadtstudio vorliegt, umfasst 13 Punkte. Es zielt auf straffere Planungen, gebündelte Förderung und digitale Bauanträge als Regelfall. 

 28.11.2025 

 Verspätet und teurer als geplant - das verbindet man mit deutschen Großbaustellen. Doch es geht auch anders. mehr 

 Konkret soll zum Beispiel der Bauantrag von der Antragstellung bis zur Genehmigung durchgängig digitalisiert werden. Die digitale Antragstellung soll gemeinsam mit den Ländern bis 2028 verbindlich werden. Anträge auf Papier wären dann nur noch in begründeten Härtefällen zulässig. 

 Auch finanziell soll das Bauen mehr gefördert werden. So will die Ministerin, dass die sogenannte degressive Abschreibung (AfA) verlängert wird, relevant gerade für den Mietwohnungsneubau. Die steuerlichen Abschreibungsbedingungen sind bis September 2029 befristet. Für langfristige Investitionsentscheidungen im Wohnungsneubau setze das zu geringe Anreize, heißt es im "Aktionsplan". Rückendeckung braucht Verena Hubertz hier vom Parteikollegen und Bundesfinanzminister Lars Klingbeil. Inzwischen heißt es aus seinem Ministerium: "Wir prüfen, ob die degressive AfA für den Wohnungsbau für weitere zwei Jahre fortgeführt wird." 

 Ein weiteres Vorhaben im "Aktionsplan" ist das "Zentrale Förderprogramm Neubau". Aktuell fördert der Bund mit einer Vielzahl einzelner Programme, was Überblick und Zugang erschwert. Ab 2027 soll die Neubauförderung gebündelt werden. Die Möglichkeit des Aufbaus von Wohneigentum für Familien nennt der Plan dabei als wesentliches Kriterium. "Bauen muss in Deutschland wieder bezahlbar werden", betont die Bauministerin gegenüber dem ARD-Hauptstadtstudio. Mit dem Maßnahmenpaket würden die Kostentreiber dort angepackt, wo sie entstehen: bei den Normen, bei den Verfahren, bei der Finanzierung, erklärt Verena Hubertz: "Schluss damit, dass gute Projekte am Ende an den Kosten scheitern." 

 FAQ 27.05.2026 

 In Deutschland fehlen etwa 1,4 Millionen Wohnungen. Ein Gesetzentwurf soll nun den Bau beschleunigen. mehr 

 Handeln ist dringend geboten. Der jährliche Bedarf wird auf rund 400.000 neue Wohnungen geschätzt. Ein positives Signal: Eine unveröffentlichte Studie des DIW, die dem ARD-Hauptstadtstudio vorliegt, sieht einen aufwachsenden Trend der Baufertigstellungen. Demnach dürften bis Jahresende rund 225.000 Wohnungen fertiggestellt werden. Vorausgesetzt, der Iran-Konflikt wirkt sich nicht noch sehr viel länger aus. Dies entspräche gegenüber 2025 einem Plus von fast neun Prozent. Bei stabiler Wirtschaftsentwicklung könnten 2027 laut Prognose gut 240.000 fertiggestellte Wohnungen erreicht werden. 

 "Damit nun auch wirklich gebaut wird", brauche es "klare, investitionsfreundliche und verlässliche Rahmenbedingungen", so die Forderung von Tim-Oliver Müller vom Hauptverband der Bauindustrie vor der Investorenkonferenz der Bauministerin. Mit ihrem "Aktionsplan" adressiert Verena Hubertz einige dringende Wünsche der Industrie, etwa für eine vereinfachte "Förderkulisse", also die Fördermöglichkeiten an einem bestimmten Standort, und verbesserte steuerliche Abschreibungsinstrumente. 

 Was das Geld betrifft, hat die Branche weitere Erwartungen. Laut Monitoring des Bundes zum Sondervermögen seien im vergangenen Jahr von insgesamt 327 Millionen Euro für den Wohnungsbau nur rund 37 Millionen Euro abgeflossen, so Hauptgeschäftsführer Müller. Die nicht verausgabten Mittel müssten daher unbedingt im Bundeshaushalt 2027 dafür eingesetzt werden, den Wohnungsbau wieder in Schwung zu bringen. 

 Analyse 26.01.2026 

 In Deutschland fehlen bezahlbare Wohnungen, doch jetzt steigt die Zahl der Baugenehmigungen. mehr 

 Für mehr Tempo hatte Ministerin Hubertz im Oktober ihren "Bau-Turbo" durch den Bundestag gebracht. Damit können Gemeinden zusätzliche Wohnungen bereits nach dreimonatiger Prüfung genehmigen, beispielsweise leichter Parkplätze in Stadtquartiere umwandeln oder Supermarktdächer mit Wohnungen aufstocken. 

 Im Mai verabschiedete die Bundesregierung das "Baugesetzbuch-Upgrade". Die Reform räumt dem Wohnungsbau ein überragendes öffentliches Interesse ein und somit rechtliche Vorfahrt vor anderen Interessen wie dem Denkmal- oder Naturschutz. "Diesen Weg gilt es konsequent fortzusetzen", appelliert Berlins Senator Christian Gaebler an den Bund. Er ist der Vorsitzende der Bauministerkonferenz der Länder. 

 Im Fokus für ihn: Abbau unnötiger Vorgaben, steuerliche Anreize und Beschleunigung der Verfahren. Die Digitalisierung von Bauanträgen und Planungsverfahren sei dabei ein wichtiger Baustein, sagt Gaebler dem ARD-Hauptstadtstudio. Der "Aktionsplan" der Bundesbauministerin soll ein weiterer Anstoß für bezahlbares Bauen sein. Gradmesser ist am Ende eines: die Zahl neu gebauter Wohnungen. 

 Nach Veröffentlichung des Artikels hat das Bundesfinanzministerium eine Anfrage zu einer möglichen Verlängerung der Steuerabschreibungen beantwortet. Wir haben das Zitat ergänzt. 
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Parteitag der Linken: Klassenkampf mit neuem Co-Vorsitz



2026-06-19


 Inhalte zeigen von: 

 Externe Anbieter: 

 Stand: 19.06.2026 • 06:01 Uhr 

 Sie sieht sich als Partei des Sozialprotests, fordert Umverteilung und eine Abschaffung der Schuldenbremse: Auf ihrem Parteitag will die Linke einen Gegenentwurf zu den Regierungsplänen präsentieren. Und es geht um Personalien. 

 Der Name des Veranstaltungsortes scheint wie gemacht für den Anlass: Metropolis-Halle. Hier am Rande des Filmparks Babelsberg in Potsdam wollen ab heute Nachmittag knapp 600 Delegierte der Linken über die künftige Ausrichtung ihrer Partei diskutieren. Dabei dürfte der Stummfilm "Metropolis" von Fritz Lang mit seiner dystopischen Zweiklassengesellschaft und dem Kampf von Arm gegen Reich vielen als Referenz für das dienen, worauf sie sich hier vorbereiten wollen. 

 Schließlich will sich Die Linke als Partei des Sozialprotests hervortun. Im Fokus: die schwarz-rote Bundesregierung und ihre Reformpläne. Linken-Chefin Ines Schwerdtner bezeichnet diese als "Kettensägenpolitik", denn sie seien ein "massiver Angriff" auf den Sozialstaat und die "hart erkämpften Arbeitnehmerrechte in Deutschland". 

 Sie will den Protest dagegen auf die Straße bringen - ähnlich, wie es auch schon bei den Hartz-IV-Reformen von Gerhard Schröder vor mehr als 20 Jahren gelang. Seit Anfang Juni ruft sie deshalb in verschiedenen Städten zu Kundgebungen auf, doch noch ist die Teilnehmerzahl mit einigen Hundert weit von jenen der sogenannten Montagsdemos von damals entfernt. 

 Podcast 08.05.2026 

 Linda Zervakis schaut mit den ARD-Korrespondentinnen und -korrespondenten hinter die Kulissen der Bundespolitik. ardsounds 

 Der Gegenentwurf der Linken zu den schwarz-roten Plänen lässt sich vor allem mit einem Wort zusammenfassen: Umverteilung. "Superreiche müssen endlich am Sozialstaat beteiligt werden durch eine Vermögenssteuer und eine gerechte Reform der Erbschaftssteuer", heißt es dazu in dem Entwurf für den Leitantrag, den die Partei an diesem Wochenende beschließen will. 

 Zudem wird darin eine Abschaffung der Schuldenbremse gefordert. Der Investitionsrückstand bei Ländern und Kommunen sowie die Krise der Industrie seien so groß, dass es mehr staatliche Investitionen benötige. Das 500 Milliarden Euro schwere Sondervermögen von Union und SPD reiche dafür nicht aus. Und auch weitere linke Lieblingspositionen finden sich in dem Entwurf für den Leitantrag wieder, darunter die Verstaatlichung von Unternehmen, die im Bereich Energie, Gesundheit oder Wohnraum tätig sind. 

 06.02.2026 

 Die Linke will die Vermögensteuer zurück und hat berechnen lassen, wieviel Geld das bringen würde. mehr 

 Doch ob dieser Parteitag tatsächlich ein positives Signal dahingehend aussenden kann, wird auch von einem ganz anderen Thema abhängen: dem Nahost-Konflikt. Dieser hat in der Vergangenheit wohl keine andere Partei in Deutschland so tief gespalten wie die Linke. Mehrfach kam es zum Austritt von prominenten Mitgliedern, die eine zunehmende Israelfeindlichkeit befürchteten. 

 Auf dem Parteitag vor einem Jahr in Chemnitz versuchte die Parteitagsregie das Thema möglichst kleinzuhalten, was aber nicht gelang und sogar mit einer Niederlage für die Parteiführung endete. Damit sich das nicht wiederholt, hat der Parteivorstand schon vor Wochen einen Antrag zum Nahost-Konflikt erarbeitet. Es ist der Versuch, alle Positionen in der Linken abzubilden. Ja zum Existenzrecht Israels, aber auch Ja zu einem eigenen Staat für die Palästinenserinnen und Palästinenser. Zugleich wird darin scharfe Kritik am Vorgehen der israelischen Regierung im Gazastreifen und an der Siedlungspolitik im Westjordanland geäußert. 

 Der Antrag ist eine Reaktion auf die anhaltenden Antisemitismus-Vorwürfe gegen die Linke. So hatte etwa ein Beschluss der niedersächsischen Linken für viel Kritik in diesem Zusammenhang gesorgt. Zudem wurde nun kurz vor dem Parteitag bekannt, wie Amtsträger der anerkannten Jugendorganisation der Linken antisemitische Aussagen verbreiten und die Terrormiliz Hamas verharmlosen. 

 Exklusiv 17.06.2026 

 Funktionäre und Vorstandsmitglieder der Linksjugend inszenieren Stalin, Mao und die DDR als Vorbilder. mehr 

 Auf dem Parteitag in Potsdam geht es aber nicht nur um Inhalte, sondern auch um Personen. Noch-Linken-Chef Jan van Aken will aus gesundheitlichen Gründen nicht erneut kandidieren. Als er vor zwei Jahren die Partei übernahm, da lag sie in Umfragen bei drei Prozent und darunter. Dass die Linke im Anschluss ein von vielen Beobachtern kaum mögliches Comeback feiern konnte, bei der Bundestagswahl 8,8 Prozent holte und im Bundestrend aktuell sogar zweistellig ist, ist auch sein Erfolg. 

 Gemeinsam mit seiner Co-Vorsitzenden Ines Schwerdtner sowie den beiden Fraktionsvorsitzenden Heidi Reichinnek und Sören Pellmann hat er anders als in der Vergangenheit ein Team aus Partei und Fraktion geformt - auch erleichtert durch den Abgang von Sahra Wagenknecht und ihren Unterstützern. 

 Ines Schwerdtner und Jan van Aken standen seit Oktober 2024 an der Spitze der Partei. 

 Der Aufwärtstrend der Linken zeigt sich aber nicht nur in Umfragen. Auch die Zahl der Mitglieder hat sich seit 2025 rasant verdoppelt auf jetzt 126.000. Die Linke ist dadurch jünger, weiblicher, aber auch westlicher geworden. Das wird sich auch auf dem Parteitag zeigen. Nur noch etwas weniger als ein Drittel der Delegierten kommt aus Ostdeutschland, gut die Hälfte ist erst nach 2023 in die Partei eingetreten. 

 Auf van Aken nachfolgen will Luigi Pantisano. Er will die neue Doppelspitze mit Ines Schwerdtner bilden, die sich zur Wiederwahl stellt und sich schon früh auf den Mann aus Waiblingen in Baden-Württemberg als ihren neuen Wunsch-Co-Vorsitzenden festgelegt hatte. Dies und die Tatsache, dass Pantisanos Kandidatur auf manchen als vorbereitet wirkte, hatte jedoch auch für Unmut in der Partei gesorgt. 

 Dennoch gibt es bislang keine weiteren Kandidaten für den Parteivorsitz. Allerdings sind Kandidaturen und damit auch Überraschungen noch bis kurz vor der Wahl am Samstagnachmittag möglich. 
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Kampf um Labour-Vorsitz: Wer ist Andy Burnham?



2026-06-20


 Inhalte zeigen von: 

 Externe Anbieter: 

 Stand: 20.06.2026 • 05:03 Uhr 

 Andy Burnham und Keir Starmer stehen kurz vor einem offenen Konkurrenzkampf um den Labour-Vorsitz. Für seine Anhänger strahlt Burnham etwas aus, das der Premier schon lange verloren hat. Wofür steht er? 

 In den vergangenen Wochen hat Andy Burnham gefühlt an jede Tür im Wahlkreis Makerfield geklopft, um Wählerinnen und Wähler zu überzeugen, ihm ihre Stimme zu geben. Es war ein Heimspiel für den 56-Jährigen. Er klingelte unter anderem bei seinem ehemaligen Sportlehrer, der früher einmal über ihn gesagt hatte, Burnham sei zu weich und müsse dringend Rugby spielen. 

 Aufgewachsen ist Burnham in einer Ortschaft gleich nebenan. Im Haustürwahlkampf hat Burnham viel gehört über Labour, Keir Starmer und warum viele so unzufrieden sind mit dieser Regierung. "Du musst etwas tun, um das Leben erschwinglicher zu machen, das haben die Leute gesagt", erklärte Burnham nach seinem Sieg im Wahlkreis Makerfield. 

 Es ist eine Kritik, die Burnham nur zu gut kennt. Als er 2017 zum ersten Mal als Bürgermeisterkandidat für Manchester antrat, sagte er, das System in Westminster - in Großbritannien ein Synonym für den Sitz des Parlaments - funktioniere nicht. Es liefere einfach nicht für die normalen Menschen. Hier oben im Norden konnten sie das damals gut nachvollziehen, heute ebenso. 

 19.06.2026 

 Der gestern im nordenglischen Makerfield gewählte Burnham könnte Starmer auf dessen Posten herausfordern. mehr 

 Burnham hat zwei Brüder, die beide Lehrer geworden sind. Er besuchte eine katholische Schule. Auf die Frage, was in seinem Leben wirklich wichtig sei außer der Familie, hat er einmal geantwortet: der Fußballclub Everton, die Labour-Partei und die katholische Kirche - in genau dieser Reihenfolge. Burnham ist verheiratet und hat drei Kinder. 

 Nach seiner Uni-Zeit in Cambridge arbeitete er kurz als Journalist, dann als wissenschaftlicher Mitarbeiter für eine Labour-Abgeordnete. Mit 31 konnte er ins Unterhaus einziehen. Wenige Jahre später wurde er Staatssekretär. Eigentlich eine sehr klassische Politikerkarriere - auch wenn es immer wieder heißt, Burnham zeichne sich dadurch aus, dass er eben nicht Teil des Establishments sei. 

 2010 und 2015 bemühte sich Burnham, den Parteivorsitz zu übernehmen, was nicht klappte. Ein Grund dafür, warum er dann 2017 zur Bürgermeisterwahl in Manchester antrat, gewann und zwei Mal wiedergewählt wurde. Seitdem hat er dort viel erreicht, sagt Jonathan Tonge, Professor für Politik an der Universität Liverpool. 

 Der Großraum Manchester habe in den vergangenen Jahren eine positive wirtschaftliche Entwicklung hingelegt. "Burnham kann also sagen: 'Schaut, ich bin derjenige, der Wachstum liefern kann für das ganze Vereinigte Königreich. Ich werde das Manchester-Modell in das ganze Land hinaustragen'", sagt Tonge. 

 FAQ 15.05.2026 

 Der britische Premierminister Starmer steht seit Monaten unter Druck. Wie geht es in dem Polit-Drama weiter? mehr 

 Ob das so einfach geht, ist die Frage. Auch Burnham kann die wirtschaftspolitische Großwetterlage nicht beeinflussen: Da ist der Ukraine-Krieg, eine zähe ökonomische Entwicklung in vielen G7-Staaten. Und Burnham dürfte auch die Nachwehen des Brexit verkraften müssen, sollte er Premier werden. 

 Aber Burnham strahlt etwas aus. Ganz anders als Keir Starmer, dessen politische Bilanz nüchtern verglichen gar nicht so schlecht ist. Doch Starmer konnte diese nicht vermitteln und sieht sich mit enorm hohen Erwartungen konfrontiert. 

 Genau aus dem Grund gibt es viele in der Labour-Partei, die Burnham als Parteivorsitzenden und Premier sehen - die letzte Hoffnung, um den erstarkenden Rechtspopulisten von Reform UK doch noch etwas entgegen setzen zu können. Die nächsten regulären Parlamentswahlen sind zwar erst 2029 - aber die Panik bei den Sozialdemokraten ist groß. 
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Meloni bezeichnet Trump-Äußerung als "völlig frei erfunden"



2026-06-19


 Inhalte zeigen von: 

 Externe Anbieter: 

 Stand: 19.06.2026 • 17:44 Uhr 

 Beim G7-Gipfel schienen Trump und Meloni sich wieder besser zu verstehen - nun behauptet der US-Präsident, Italiens Regierungschefin habe ihn um ein Foto "angefleht". Meloni nennt das "frei erfunden". Ihr Außenminister sagte eine USA-Reise ab. 

 US-Präsident Donald Trump hat mit spöttischen Aussagen über Italiens Regierungschefin Giorgia Meloni erneut für diplomatische Spannungen gesorgt. In einem Telefoninterview mit dem italienischen TV-Sender La7 sagte er: "Sie hat mich angefleht, ein Foto mit ihr zu machen." Er habe dieser Bitte entsprochen, da sie ihm leid getan habe. 

 Meloni reagierte prompt und warf Trump vor, Unwahrheiten zu verbreiten. In einer Videobotschaft bei Instagram sagte sie: "Die Aussagen von Donald Trump sind völlig frei erfunden. Ich bin ehrlich gesagt fassungslos." Sie fügte hinzu: "Ich und Italien flehen niemals." 

 Sie wisse nicht, wieso der US-Präsident sich so gegenüber Verbündeten verhalte, so Meloni weiter. Es sei schließlich nicht das erste Mal, dass so etwas passiere. "Ich kann nur sagen, dass es bedauerlich ist, dass er nicht dieselbe Entschlossenheit gegenüber den Feinden des Westens, gegenüber den Feinden der Vereinigten Staaten, gegenüber Führungen zeigt, mit denen er sich stattdessen viel nachgiebiger verhält." 

 14.04.2026 

 Nach Trumps Kritik am Papst wagte Meloni deutlichen Widerspruch. Nun zeigt sich der US-Präsident "schockiert". mehr 

 Das lange Zeit gute Verhältnis zwischen Meloni und Trump hatte zuletzt deutlich gelitten. Der US-Präsident hatte Italiens Regierungschefin vor etwa zwei Monaten scharf kritisiert, nachdem sie seine verbalen Angriffe auf Papst Leo XIV. als "inakzeptabel" bezeichnet hatte. Er sei schockiert über sie gewesen und habe sich in ihr getäuscht, sagte Trump auf Meloni angesprochen. 

 Beim G7-Gipfel im französischen Évian soll es aber zu einem "klärenden Gespräch" gekommen sein, wie es aus Rom hieß. Italienische Medien verbreiteten ein Foto der beiden: Sie sind darauf zu sehen, wie sie gemeinsam auf einer Couch sitzen und in ein Gespräch vertieft sind. Dabei soll die "Einheit des Westens" von beiden bekräftigt worden sein, berichteten diplomatische Kreise. 

 Zum Abschluss des Gipfels hatte auch Meloni von einem "sehr positiven Klima" gesprochen. Mit Trump sei es "zu keinen Reibereien" gekommen. 

 Dieses Gespräch auf dem G7-Gipfel war als Zeichen der Entspannung gedeutet worden. 

 In dem La7-Interview lenkte Trump das Gespräch schnell auf Meloni, die er zuvor immer wieder gelobt und als wichtige Partnerin bezeichnet hatte. Er fragte den italienischen Journalisten, wie es dessen Ministerpräsidentin gehe. Dann sagte er: "Wahrscheinlich ist sie froh, dass ich mit ihr gesprochen habe. Ich hätte nicht mit ihr sprechen müssen." Sie habe so sehr ein Foto mit ihm gewollt, so Trump. La7 veröffentlichte nicht den Originalton, sondern nur eine ins Italienische synchronisierte Fassung. 

 Nach den Äußerungen erhielt Meloni von Italiens Außenminister Antonio Tajani Rückendeckung. Er schrieb bei X, die "schweren und beleidigenden" Worte des US-Präsidenten gegenüber Meloni beleidigten ganz Italien. Er habe aus diesem Grund einen für kommende Woche geplanten Besuch in den USA abgesagt. 

 18.04.2026 

 Für Italiens Regierungschefin Meloni sind es schwierige Zeiten. mehr 
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Starmer will um sein Amt als Labour-Chef in Großbritannien kämpfen



2026-06-19


 Inhalte zeigen von: 

 Externe Anbieter: 

 Stand: 19.06.2026 • 12:49 Uhr 

 Auch nach dem Wahlsieg seines parteiinternen Kontrahenten Burnham gibt sich der britische Premier und Labour-Chef Starmer kämpferisch. Einen Rücktritt lehnte er erneut ab. Alles läuft auf einen Machtkampf bei Labour hinaus. 

 Der britische Premierminister Keir Starmer will sein Amt nicht kampflos aufgeben. Wenn es innerhalb der Labour-Partei zu einer neuen Führungswahl komme, werde er nicht einfach den Platz räumen, sondern erneut kandidieren, machte Starmer klar. Zuvor hatte sein Parteikollege und möglicher Kontrahent Andy Burnham bei einer Nachwahl im Nordwesten Englands einen Platz im Unterhaus errungen. 

 Burnham, bislang Bürgermeister von Greater Manchester, gilt als möglicher Herausforderer Starmers. Der britische Premier gratulierte Burnham dennoch zum Wahlsieg. 

 Burnhams neu errungenes Abgeordnetenmandat hat die Voraussetzung geschaffen, Starmer an der Parteispitze herauszufordern. Weil der Vorsitzende der Regierungspartei in der Regel auch das Amt des Premierministers übernimmt, muss Starmer auch um die Regierungsverantwortung bangen. Burnham kann eine Kampfabstimmung auslösen, um Keir Starmer an der Spitze der Partei und somit auch als Premier abzulösen. Dafür müsste er 81 Abgeordnete der Labour-Fraktion im Unterhaus hinter sich bringen. 

 Auch Burnhams Siegesrede ließ keinen Zweifel daran, dass er das Land führen will und nicht nur einer von mehr als 400 Labour-Abgeordneten im 650 Sitze umfassenden Unterhaus sein möchte. "Jeder weiß, dass die Politik nicht funktioniert", sagte er. "Jeder kann spüren, dass das Land nicht dort ist, wo es sein sollte. Dieser Abend könnte wirklich ein Wendepunkt sein." Die Partei habe "eine letzte Chance, sich zu verändern" und das Vertrauen der Wähler zurückzugewinnen, sagte Burnham weiter. 

 15.05.2026 

 Schon längst werden in Großbritannien Nachfolger für Premier Starmer gehandelt. mehr 

 Die Umfragewerte für Premier Starmer waren zuletzt schlecht. Bei den Regional- und Kommunalwahlen in Großbritannien im Mai konnte die rechtspopulistische Partei Reform UK massiv zulegen. Auch innerhalb der Labour-Partei herrscht seitdem Panik. Burnham hingegen gilt als Sympathieträger, der sich als Bürgermeister in Manchester einen guten Ruf verschafft hat. Die wirtschaftliche Entwicklung der Stadt war positiv. 

 Wann genau nun die Kampfabstimmung gegen Starmer angesetzt wird, ist offen. Wenn Burnham die dafür nötigen 81 Abgeordneten vorweisen kann, könnte das für Burnhams Rückhalt in der Fraktion stehen. 

 Starmer lehnt einen Rücktritt bislang ab. Er hatte Burnham auch einen Posten im Kabinett angeboten - der Politiker aus Nordengland hat ihn aber nicht angenommen. 

 FAQ 15.05.2026 

 Der britische Premierminister Starmer steht seit Monaten unter Druck. Wie geht es in dem Polit-Drama weiter? mehr 

 Mit Informationen von Christoph Prössl, ARD London. 
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EU-Staaten ringen um richtigen Umgang mit Handelspartner China



2026-06-19


 Inhalte zeigen von: 

 Externe Anbieter: 

 Stand: 19.06.2026 • 12:24 Uhr 

 Immer wieder prangert die EU unfaire Wettbewerbspraktiken Chinas an. Wie sich besser schützen, ohne den Handelspartner zu verprellen? Auf ihrem Gipfel berieten die EU-Staaten über Antworten, ohne das Problem konkret zu benennen. 

 Am Donnerstag waren die Beratungen der EU-Staats- und Regierungschef geprägt vom Krieg gegen die Ukraine und dem Umgang mit Russland. Darum landete ein Thema erst sehr spät auf dem Tisch des EU-Gipfels: die Handelsbeziehungen zu China. 

 Diese Beziehungen gelten als sehr belastet. Immer wieder hat die EU der Volksrepublik unfaire Wettbewerbspraktiken vorgeworfen. Etwa, indem sie eigenen Unternehmen mit Staatshilfen einen unfairen Vorteil auf dem Weltmarkt verschafft. Hinzu kommt ein Ungleichgewicht bei den Wirtschaftsbeziehungen. Die EU-Importe überschreiten die Ausfuhren aus der EU in die Volksrepublik deutlich. Im vergangenen Jahr lag dieses Defizit bei rund 360 Milliarden Euro. Und laut der Nachrichtenagentur Reuters ist es in den ersten vier Monaten 2026 nochmals um etwa zehn Prozent gewachsen. 

 Angesichts dieser Zahlen fordern einige EU-Länder eine härtere Gangart gegenüber China. Österreichs Bundeskanzler Christian Stocker mahnte: "Eine Milliarde Euro pro Tag Defizit ist etwas, was zum Handeln Anlass gibt." Auch EU-Handelskommissar Maros Sefcovic forderte, das Handelsdefizit anzugehen. Die EU solle zwar "keinen Konfrontationskurs" einschlagen, aber "eine Neugewichtung" anstreben. 

 18.06.2026 

 Während die Bundesregierung zögert, fordert die EU-Kommission ein härteres Durchgreifen gegenüber China. mehr 

 Diese Worte spiegeln den Kurs der EU im Ringen um den richtigen Umgang mit der Volksrepublik wider. Schützen ja, aber der wichtige Handelspartner soll auch nicht verprellt werden. Mit wie viel Vorsicht die EU agiert, zeigt sich auch daran, dass das Wort China auf der Tagesordnung der EU-Beratungen gar nicht auftauchte, wie ARD-Korrespondent Christian Feld aus Brüssel berichtet. Ein Versuch, China nicht zu provozieren, obwohl allen am Beratungstisch klar gewesen sei, dass es um niemand anderen gehe als die Volksrepublik. 

 Trotz aller Vorsicht hat die die EU bereits einige Mechanismen eingeführt, um sich gegen Wettbewerbsverzerrung zu schützen. Darunter Zölle auf Elektroautos aus China und die Möglichkeit, chinesische Firmen von öffentlichen Ausschreibungen auszuschließen, wenn sie aus Sicht der EU unverhältnismäßige Subventionen kassieren. 

 Die zentrale Frage war nun: Reicht das aus oder braucht es mehr Schutz? Als Ergebnis der Beratungen wurde die EU-Kommission aufgefordert, zunächst zu prüfen, wie weitere Abwehrmechanismen überhaupt aussehen könnten, wie ARD-Korrespondent Feld weiter berichtet. Danach solle entschieden werden, ob und wie zusätzliche Schutzmaßnahmen angewendet werden sollen. 

 Eine Mehrheit der EU-Staaten pocht zudem darauf, den Gesprächsfaden mit China nicht abreißen zu lassen. Der "konstruktive Dialog mit unseren wichtigsten Wirtschaftspartnern" solle fortgesetzt werden, "um unsere wirtschaftlichen und sicherheitspolitischen Interessen zu verteidigen". Wieder ohne explizite Nennung Chinas. Auch Bundeskanzler Friedrich Merz beschränkte sich im Vorfeld der Beratungen darauf, von "geoökonomischen Ungleichgewichten" zu sprechen, mit welchen sich die EU-Länder befassen müssten. 

 Konkreter wurde Spaniens Regierungschef Pedro Sánchez. Er warb eindringlich dafür, Konfrontationen mit China zu vermeiden. "Wir müssen pragmatisch sein, und wir müssen Brücken bauen - sowohl zu großen Volkswirtschaften und potenziellen Verbündeten wie China als auch zu traditionellen Verbündeten wie den Vereinigten Staaten", betonte er. 
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Großbritannien: Starmer-Herausforderer Burnham gewinnt Nachwahl



2026-06-19


 Inhalte zeigen von: 

 Externe Anbieter: 

 Stand: 19.06.2026 • 09:11 Uhr 

 Bei der richtungsweisenden Nachwahl im englischen Wahlkreis Makerfield hat der Labour-interne Konkurrent von Premierminister Starmer, Burnham, gewonnen. Damit zieht er ins britische Unterhaus ein und kann Starmer als Labour-Parteichef herausfordern. 

 Der Herausforderer des britischen Premiers Keir Starmer, Andy Burnham, hat die Nachwahl im britischen Makerfield gewonnen und zieht damit in das britische Unterhaus ein. Laut dem am frühen Morgen veröffentlichten Wahlergebnis besiegte er seinen größten Rivalen Robert Kenyon von der rechtspopulistischen Partei Reform UK deutlich. 

 Der Labour-Politiker holte 24.927 Stimmen und damit knapp 10.000 Stimmen mehr als Kenyon (15.696). Die Wahlbeteiligung lag bei 58,8 Prozent (45.476 Stimmen). 

 Vor der Wahl hatte Burnham angekündigt, im Falle seines Sieges den Labour-Parteichef und Premierminister Starmer herausfordern zu wollen. Sein Sieg sei "eine letzte Chance auf Veränderung", sagte Burnham nach Bekanntgabe des Wahlergebnisses. Der 56-jährige derzeitige Bürgermeister von Manchester wird im Gegensatz zu Starmer dem linken Flügel der Labour-Partei zugerechnet. Sein Bürgermeisteramt wird er nun aufgeben. 

 Trotz der klaren Kampfansage gratulierte Starmer Burnham beim Kurznachrichtendienst X zum Wahlsieg. Der Premier betonte aber auch, die Wählerinnen und Wähler hätten sich "für Labours Kampagne der Hoffnung und des Optimismus und gegen Spaltung und Hass entschieden". 

 18.06.2026 

 Andy Burnham hat große Pläne - er will den angeschlagenen Premier Starmer herausfordern. mehr 

 Starmer steht seit Monaten massiv unter Druck, mehrere Minister kehrten ihm bereits den Rücken - zuletzt der einflussreiche Verteidigungsminister John Healey. Zugespitzt hatte sich die Lage insbesondere durch die herben Verluste für Labour bei den Kommunal- und Regionalwahlen in England, Schottland und Wales Anfang Mai zugunsten von Reform. Einen Rücktritt oder zumindest die Ausarbeitung eines Zeitplans für einen geregelten Rückzug hat Starmer aber bislang ausgeschlossen. Der Premier verwies immer wieder auf seinen großen Wahlsieg im Sommer 2024 und den Auftrag, das Land aus der Krise zu führen. 

 Anders als Starmer gilt Burnham als einer der beliebtesten Politiker Großbritanniens. Um Starmer herausfordern zu können, benötigt ein Kandidat einen Sitz im Unterhaus. Den hatte Burnham zwischen 2001 und 2017 inne, bevor er im Mai 2017 zum ersten Mal zum Bürgermeister des Großraums Manchester gewählt worden war. Jetzt könnte er Beobachtern zufolge ohne Probleme auf die Unterstützung von 81 Labour-Abgeordneten kommen, die für ein Duell mit Starmer nötig wären. 

 15.05.2026 

 Nachdem der Gesundheitsminister Streeting zurückgetreten ist, bekommt Premier Starmer neue Konkurrenz. mehr 
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Nach Schüssen auf Kreml-Kritiker: Verdächtiger festgenommen
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 Externe Anbieter: 

 Stand: 18.06.2026 • 18:55 Uhr 

 Der russische Künstler Skrepezki demonstriert mit einer Putin-Karikatur in Berlin. Drei Tage später wird er in Polen Opfer eines gezielten Anschlags. Regierungschef Tusk glaubt an einen politischen Mord. 

 Was bisher zum Mordfall am russischen Künstler Semjon Skrepezki bekannt ist, klingt wie die Beschreibung einer Hinrichtung. Der Karikaturist soll unweit seines Hauses am Montag bei einem Spaziergang erschossen worden sein. Aus nächster Nähe. 

 So schildern es einige Augenzeugen gegenüber polnischen Medien. Nach Angaben der Polizei feuerte der Schütze fünf Schüsse ab. Heute früh nahmen die polnischen Beamten - darunter auch die Antiterroreinheit der Polizei - dann einen Mann fest, in einem Hostel in der Nähe von Warschau. 

 Polens Innenminister Marcin Kierwiński sagte, der Verdächtige habe einen georgischen Pass genutzt und sei demnach 36 Jahre alt. Die Polizei nehme an, dass er auch mit anderen Verbrechen in Polen in Verbindung gebracht werden könne - unter anderem aus dem Jahr 2022, sagte der Innenminister. "Ich betone, dass wir es mit einer Person zu tun haben, die Verbindungen ins organisierte Verbrechen hat." 

 18.06.2026 

 Premier Tusk geht von einem politischen Mord aus - Skrepezki nahm gern Machthaber aufs Korn. mehr 

 Man arbeite daran, mögliche Auftraggeber des Mordes festzustellen. Der polnische Premierminister Donald Tusk hatte bereits einen politischen Hintergrund der Tat ins Gespräch gebracht. 

 "Alles deutet darauf hin, dass es sich um einen politischen Mord handelt", sagte Tusk. Aber die Ermittler müssten auf Beweise und konkretere Anhaltspunkte warten. "Sollte dies im Auftrag Russlands geschehen sein, wäre dies ein sehr schwerwiegender Vorfall von internationaler Tragweite. Das ist Staatsterrorismus, eine sehr ernste Angelegenheit." 

 Ob sich dieser Verdacht bestätigt, werden die Ermittlungen zeigen. Skrepezki war russischer Staatsbürger. Er lebte nach Angaben der polnischen Behörden zusammen mit seiner Familie seit 2021 in Polen. Polnische Sicherheitsdienste hatten ihm Schutz angeboten - er habe diesen Vorschlag abgelehnt. 

 Liveblog 25.01.2024 

 Die Entwicklungen zum Krieg gegen die Ukraine im Liveblog. mehr 

 Skrepezki war als Künstler durch seine Karikaturen und Bilder aufgefallen. Darin übte er scharfe Kritik - an ziemlich allen. An der russischen Opposition, an der Ukraine, am belarusischen Machthaber Alexander Lukaschenko, aber vor allem am Kremlchef Wladimir Putin und dem tschetschenischen Anführer Ramsan Kadyrow. 

 Skrepezki stellte Putin und Kadyrow spöttisch dar. Noch drei Tage vor seiner Ermordung protestierte Skrepezki vor der russischen Botschaft in Berlin und hielt ein Bild hoch. Das Motiv erinnerte an eine Ikone. Allerdings zeigte es Josef Stalin, der Putin im Arm hält. 

 Der Koordinator polnischer Geheimdienste, Tomasz Siemoniak, sagte: "Die Hypothese darüber, wer hinter dem Mord stecken kann, ist ziemlich offensichtlich. Sie ergibt sich aus den Aktivitäten des ermordeten russischen Staatsbürgers. Er war ein Kritiker von Putin, Kadyrow - also dafür braucht man erstmal keine besonderen Hinweise. Die Beweise dafür wollen wir gewinnen." 

 16.02.2026 

 Der Kremlgegner Nawalny soll vor zwei Jahren vergiftet worden sein. Russland wies die Vorwürfe nun zurück. mehr 

 Skrepezki lebte in Biała Podlaska im Osten Polens. Die Stadt hat etwas mehr als 50.000 Menschen. Aufnahmen vom Tatort zeigen mehrstöckige Häuser, viel Grün, eine ganz normale Wohngegend in einer Kleinstadt. Weil der Tatort in einem Wohngebiet liegt, gab es offenbar Zeugen. 

 Die polnischen Behörden erklärten, auch Hinweise aus der Bevölkerung erhalten zu haben. Das sei hilfreich für die Ermittlungen und schließlich auch für die Festnahme gewesen. Geheimdienstkoordinator Siemoniak erklärte, die Behörden hätten den Hauptverdächtigen festgenommen. 

 Ähnlich äußerte sich auch die regional zuständige Polizeibehörde in Lublin. Polizeisprecher Andrzej Fijołek teilte mit: "Laut unserer Ermittlungsarbeit ist es eindeutig die Person, die mehrmals abgedrückt hat und danach vom Ort geflüchtet ist." 

 Allerdings haben die Ermittler bisher nicht die Tatwaffe. Von den Behörden war auch nicht zu hören, welche Beweise darauf hindeuten, dass der Festgenommene wirklich der Schütze sei. 

 Aus den Berichten in polnischen Medien folgt, dass es offenbar mehrere Personen gibt, die etwas mit der Tat zu tun haben könnten. Von Behördenseite gab es dazu keine weiteren Angaben. 

 Am Montag wurden zwei Belarusen festgenommen. Doch die sind wieder auf freiem Fuß, es würden nicht genügend Beweise vorliegen, die sie mit der Tat in Verbindung bringen würden, hieß es von polnischer Seite. 

 Dieses Thema im Programm: NDR Info | Nachrichten | 18.06.2026 | 18:25 Uhr  

 12.04.2022 • 08:05 Uhr 

 14.02.2026 • 14:00 Uhr 

 15.12.2025 • 14:47 Uhr 

 Audio 18.06.2026 • 17:05 Uhr 

 Audio 19.06.2026 • 23:12 Uhr 

 Audio 18.06.2026 • 17:28 Uhr 



Nach Schüssen auf russischen Exilkünstler: Mann in Polen festgenommen
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 Nach der Ermordung des russischen Exilkünstlers und Karikaturisten Semjon Skrepezki in Ostpolen haben die Behörden einen Verdächtigen festgenommen. Premier Tusk geht von einem politischen Mord aus - Skrepezki nahm vor allem Putin aufs Korn. 

 Nach den tödlichen Schüssen auf den russischen Exilkünstler und Karikaturisten Semjon Skrepezki haben polnische Ermittler einen Verdächtigen festgenommen. Der Mann mit georgischem Pass könnte nach Angaben von Regierungschef Donald Tusk an der Tat beteiligt gewesen sein. Die Festnahme erfolgte demnach durch die Polizei des Regierungsbezirks Lublin und den polnischen Inlandsgeheimdienst. 

 Skrepezki, der mit bürgerlichem Namen Robert Klusowkow hieß, war am Montag in einer ostpolnischen Kleinstadt auf offener Straße mit fünf Schüssen getötet worden. Der Künstler galt als scharfer Kritiker des russischen Präsidenten Wladimir Putin und der russischen Regierung. 

 Tusk sprach von starken Hinweisen auf einen politisch motivierten Mord. Zwar müssten weitere Beweise abgewartet werden, sagte der Regierungschef. Sollte sich jedoch eine Beteiligung Russlands bestätigen handle es sich um einen Fall von "Staatsterrorismus" mit internationaler Tragweite. 

 Nach Angaben Tusks hatten sowohl die polnische Polizei als auch der Inlandsgeheimdienst dem Exilkünstler Schutz angeboten. Skrepezki habe diese Angebote jedoch aus unbekannten Gründen abgelehnt. Der 44-Jährige lebte seit 2021 in Polen im Exil. 

 Zwei zwischenzeitlich festgenommene Männer aus Belarus wurden wieder freigelassen. Es gebe keine Beweise, dass sie an der Tat beteiligt gewesen seien, teilten die Behörden mit. Die Ermittlungen dauern an. 

 Durch seine Kunst habe Skrepezki "Kritik an der aktuellen Politik der russischen Behörden geübt", erklärte die polnische Staatsanwaltschaft am Dienstag. Er malte wenig schmeichelhafte Porträts von Putin, dem tschetschenischen Machthaber Ramsan Kadyrow und anderen hochrangigen russischen Amtsträgern. Eines der Bilder zeigt Putin, wie er im Arm des sowjetischen Diktators Josef Stalin liegt. Erst drei Tage vor seiner Ermordung hatte er vor der russischen Botschaft in Berlin protestiert. 

 Mit Informationen von Palina Milling, ARD-Studio Warschau 
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Albanien: Proteste wegen Luxusprojekt von Kushner und Ivanka Trump
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 Stand: 18.06.2026 • 10:06 Uhr 

 Ein geplantes Luxusresort mit Beteiligung der Trump-Tochter Ivanka und ihres Ehemanns hat in Albanien eine Protestbewegung ausgelöst. Kritisiert wird nicht nur das Projekt, sondern auch die eigene Regierung. 

 Es begann Ende Mai an einem Strand in Südalbanien mit Zusammenstößen zwischen Polizei, Sicherheitskräften und Demonstranten. Daraus ist ein täglicher Protest in der Hauptstadt Tirana geworden, zu dem jeweils Tausende Menschen kommen. Der Auslöser ist ein sehr umstrittenes Bauprojekt für ein luxuriöses Urlaubsresort und einen Jachthafen. 

 Der amerikanische Investor Jared Kushner ist daran beteiligt, er ist der Ehemann von Donald Trumps ältester Tochter Ivanka. Für dieses Bauprojekt soll nicht nur die unbewohnte Insel Sazan ausgebaut werden, sondern auch ein Stück Festland gegenüber: der Strand bei Zvernec, ganz in der Nähe der Narta-Lagune. 

 Diese Lagune ist ein wichtiges Rastgebiet für Flamingos, die zum Wappentier der Proteste geworden sind und ihnen den Spitznamen verpasst haben. 

 FAQ 14.06.2026 

 Seit gut zwei Wochen gehen viele Albaner gegen ein Bauprojekt von Trump-Tochter Ivanka auf die Straßen. mehr 

 Aber wer sich unter den Menschen dort umhört, erfährt: Es geht nicht mehr nur um Umweltschutz. Demonstrantin Selma sagt, sie sei dort, um Albanien zu befreien. "Wir haben tausend Probleme: Bildung, Gesundheit." Mit dem System sei alles falsch. 

 Auch Teilnehmer Antonio sagt, er protestiere für ein Land, das man ihnen wegnehmen wolle. "Irgendwelche Milliardäre wollen das Land und die Insel kaufen. Wir protestieren gegen die Regierung, die Opposition, für die Natur und für ein besseres Land." Auch Teilnehmerin Anisa findet, es gebe zu viele Probleme. Insbesondere durch Korruption und im Bereich der Bildung. Sie sagt: "Wir haben diesen Premier seit zwölf Jahren. Wir wollen ihn nicht mehr." 

 Viele Demonstrierende kritisieren sowohl die Regierung, als auch die Opposition. 

 Viele Menschen auf der Straße fordern, dass Edi Rama zurücktritt. Er ist seit 2013 Premierminister, und seine sozialistische Partei regiert mit absoluter Mehrheit. 

 Auf die Proteste hat er zuletzt harsch reagiert. Auf einer internationalen Pressekonferenz unterstellt er Journalisten Lügen. Und er sorgte für Verwirrung mit Andeutungen, dass es überhaupt kein Bauprojekt gebe - obwohl Trump-Tochter Ivanka offen darüber spricht. 

 "Ich arbeite gemeinsam mit meinem Mann an einem außergewöhnlichen Projekt. Eine wunderschöne Privatinsel im Mittelmeer. 1.400 Hektar", sagte sie. "Wir hatten die Möglichkeit, das Potenzial zu erschließen und die Insel weiterzuentwickeln." 

 Außerdem, sagt sie, gehe es nicht nur um die Insel. Denn direkt gegenüber besitzen sie und ihr Ehemann einen acht Kilometer langen Küstenabschnitt: eine wunderschöne Halbinsel mit einer Lagune auf der einen Seite und dem Meer auf der anderen, mit herrlichen weißen Sandstränden, schwärmt Trump. 

 Premier Rama verteidigt sich damit, dass die Insel in Staatsbesitz sei, dass sich Albanien nicht zwischen Naturschutz und Entwicklung entscheiden müsse und dass Luxustourismus das Land vor Massentourismus bewahren würde. Am Dienstag sagte er auf einer Konferenz in Berlin, dass die Proteste von falschen Informationen ausgingen, und suggerierte: Es gebe bislang weder für die Insel Sazan noch die Narta-Lagune Bauanträge. 

 "In meinem Land hat vor Kurzem ein Vorschlag zur Entwicklung des Küstentourismus einen internationalen Sturm der Entrüstung ausgelöst", sagte Rama. Die drohende Umweltkatastrophe sei als erwiesene Tatsache präsentiert worden - und die daraus resultierende Empörung habe Millionen von Klicks generiert, bevor die Fakten auf dem Tisch gewesen seien. 

 Die Äußerungen Ramas sorgen bislang nicht dafür, dass die Proteste nachlassen. Auffällig ist, dass die Menschen, die dort sowohl die Regierung als auch die Opposition kritisieren, unterschiedlich alt sind und politisch unterschiedlich ticken. 

 Ben Andoni analysiert im albanischen Fernsehen die politische Lage im Land. Er sagt, weder Ramas Partei noch die Demokraten von Oppositionsführer Sali Berish profitierten von der aktuellen Situation. Das tue die Zivilgesellschaft, denn ein großer Teil der Bevölkerung habe die Angst überwunden und bewiesen, dass man Rama die Stirn bieten könne. 

 Für Andoni steht fest: Die Proteste gehen mindestens bis Ende des Monats weiter. Ein Problem könnte aber sein, dass die Leute dort so heterogen sind. "Es fehlt eine Führungspersönlichkeit, die den Protest tragen und ihm eine klare Richtung geben kann", sagt Andoni. Dieser Protest habe weder eine logische noch eine ideologische Linie, das erschwere den Verlauf. 
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Entscheidender Tag für Starmer: Schicksalswahl in Makerfield
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 Andy Burnham hat große Pläne - er will den angeschlagenen Premier Starmer herausfordern. Dafür muss Burnham heute aber zunächst die Nachwahl in Makerfield gewinnen. Denn nur mit einem Mandat kann er Starmer den Parteivorsitz streitig machen. 

 Berry Gardiner war am Mittwoch noch in Makerfield unterwegs - für den Haustür-Wahlkampf. Mit anderen Labour-Mitgliedern hat er versucht, alles für Andy Burnham rauszuholen. Dabei ist Gardener eigentlich Abgeordneter der Labour-Partei für Brent West. Das ist ein Wahlbezirk in London. Für den Wahlkampf ist er extra hier hochgekommen, in den Norden von England. 

 Es ist ein bisschen absurd: Da macht ein Abgeordneter aus der Fraktion von Keir Starmer Wahlkampf für einen Politiker, der den Premier an der Spitze der Partei ablösen will - und damit auch als Regierungschef beerben möchte. 

 13.05.2026 

 Charles III. hat im britischen Parlament die King's Speech vorgetragen. Fraglich ist, ob Premier Starmer das Programm noch umsetzen kann. mehr 

 "Ja, das sei schon ungewöhnlich", gibt Gardener zu und muss lachen. Doch für sein Engagement hat er gute Gründe. Es sei klar geworden, dass die Geschwindigkeit der Veränderungen seit den Wahlen 2024 nicht Schritt halten konnte mit den Erwartungen der Menschen. Ein paar gute Sachen hätte die Labour-Regierung auf den Weg bringen können, fügt er noch an. Aber es reiche nicht. 

 Viele Wählerinnen und Wähler in Makerfield sind wütend. So wie Darren, der seinen Nachnamen nicht nennen will. Er hat zwei Kinder, die Lebenshaltungskosten machen ihm zu schaffen. Alles wird teurer. Das wichtigste Thema für ihn: Migration. 

 Da kommen zu viele Illegale rüber zu uns, sagt Darren. Die lebten auf Kosten der Steuerzahler: untergebracht in Hotels. Lebensmittel: Die bekämen alles umsonst. Bislang hat er immer Labour gewählt, diesmal will er das Kreuz bei Reform UK machen, das ist die rechtspopulistische Partei von Nigel Farage, die eine viel strengere Migrationspolitik verspricht. 

 15.05.2026 

 Nachdem der Gesundheitsminister Streeting zurückgetreten ist, bekommt Premier Starmer neue Konkurrenz. mehr 

 In den Umfragen liegt Labour vorne. Auch deswegen, weil neben Reform UK noch eine andere Partei antritt: Restore Britain. Diese Partei ist weitaus radikaler als Reform UK. Aber wenn sich die Stimmen für die Rechten auf diese beiden Parteien aufteilen, dürfte Labour das Rennen machen. Sollten die Sozialdemokraten also gewinnen, bekommt Andy Burnham, der jetzt noch Bürgermeister von Manchester ist, endlich seinen Sitz im Unterhaus. Nur so kann er Keir Starmer herausfordern, ihn als Parteivorsitzenden und Premier ablösen. 

 Zum Abschluss des Wahlkampfes warnte Burnham am Mittwoch vor einer Spaltung des Landes. Es gebe einen Weg, der Großbritannien immer mehr wie die USA aussehen lasse. Da wolle er nicht hin. Dort, wo die Menschen nicht mehr miteinander sprächen. "Das ist nicht das Großbritannien, was ich kenne und liebe. Es gibt noch einen anderen Weg: dieses Land wieder ans Laufen zu kriegen", sagte Burnham. 

  

 Ausgewählte Inhalte und die wichtigsten Eilmeldungen von uns finden Sie auch in unserem WhatsApp-Channel. whatsapp.com 
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Belgien muss erstmals Opfer von Kolonialverbrechen entschädigen
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 Inhalte zeigen von: 

 Externe Anbieter: 

 Stand: 17.06.2026 • 17:00 Uhr 

 Bis in die 1950er-Jahre entrissen belgische Kolonialisten im Gebiet der heutigen Demokratischen Republik Kongo Kinder ihren Müttern. Jetzt muss Belgien zum ersten Mal Opfer kolonialer Gewalt entschädigen. 

 Léa Tavares musste im Alter von zwei Jahren ins Kinderheim, obwohl ihre Eltern damals noch lebten. Eines ihrer wenigen Kinderfotos zeigt sie in dem Heim mit einer Gruppe von kleinen Mädchen, barfuß, im weißen Kleid, neben einer Nonne. 

 Belgische Kolonialisten hatten die Kinder ihren Familien entrissen und in eine katholische Missionsstation in der zentralkongolesischen Region Kasai gebracht. Bis Anfang der 1960er-Jahre wurden in belgischen Kolonien Tausende Kinder in Heime und Internate entführt, weil ihre Väter weiße Europäer waren. Aus Sicht der Kolonialisten hätte es diese Kinder nicht geben dürfen. 

 Rund 70 Jahre später hat ein belgisches Gericht fünf betroffenen Frauen eine Entschädigung zugesprochen. Was Tavares und vier ihrer Freundinnen passiert ist, gilt offiziell als Verbrechen gegen die Menschlichkeit. 

 Mit vier anderen Frauen erstritt Léa Tavares eine Entschädigung von dem belgischen Staat dafür, dass sie ihrer Mutter weggenommen worden war. 

 "Sie haben mein Leben zerstört. Ich bin für meine Mutter zu einer Fremden geworden", sagt Léa Tavares. Heute lebt sie in Brüssel und lädt regelmäßig Medienvertreter in ihre Wohnung ein, um zu erzählen, was die belgische Kolonialmacht ihr angetan hat. 

 Sechs Jahre lang stritten sie und ihre vier Freundinnen in einem Zivilverfahren gegen den belgischen Staat. Im Dezember 2024 bekamen sie erstmals Recht. Ein Gericht sprach den fünf Frauen je 50.000 Euro Entschädigung zu. Am 22. Mai dieses Jahres bestätigte Belgiens oberstes Gericht das Urteil im Berufungsverfahren. Die Entscheidung gilt ausschließlich für Tavares und ihre Mitstreiterinnen. 

 Das Gericht habe dennoch ein historisches Urteil gefällt, sagt Michèle Hirsch. Sie vertritt die Frauen seit Jahren vor Gericht. Der belgische Staat habe eine rassistische Politik betrieben, sagt die Anwältin. "Und die Verantwortlichen des belgischen Staates haben sich dieser Verbrechen schuldig gemacht." Zum ersten Mal überhaupt müsse nun ein europäischer Staat Opfer von kolonialer Gewalt entschädigen, so Hirsch. 

 In einer großen, schlossartigen Anlage kurz vor der Stadtgrenze Brüssels befindet sich das AfricaMuseum. Vor rund 130 Jahren stellte der belgische König im Park der Anlage Menschen aus dem Kongo aus - in sogenannten Völkerschauen. Die Sammlung des Museums umfasst noch heute Millionen von Objekten aus früheren belgischen Kolonien. 

 Zwischen 1885 und 1960 herrschte auf dem Gebiet der heutigen Demokratischen Republik Kongo ein brutales Kolonialsystem. Das Land galt zunächst als Privatbesitz des belgischen Königs Leopold II. Später wurde es an den belgischen Staat übertragen. Insbesondere in der ersten Phase der Kolonialisierung unter Leopold II. töteten die Kolonialisten Millionen von Kongolesinnen und Kongolesen. Die genauen Opferzahlen sind bis heute unbekannt. 

 In späteren Jahrzehnten fielen weniger Menschen der Kolonialherrschaft zum Opfer. Doch das System des Unrechts blieb bestehen. 

 17.03.2026 

 Die Ratskammer in Brüssel entschied, dass der heute 93-Jährige sich einem Strafprozess stellen muss. mehr 

 Seit einigen Jahren versucht sich das AfricaMuseum bei Brüssel deshalb auch kritisch mit der belgischen Kolonialgeschichte auseinanderzusetzen. 

 "In der Woche nach der Gerichtsentscheidung hätte man erwarten können, dass es Leitartikel in den Zeitungen und Interviews mit den betroffenen Frauen gibt", sagt Dr. Bambi Ceuppens, Anthropologin beim AfricaMuseum. "Aber es gab nichts. Es gab eigentlich keine öffentliche Debatte darüber." 

 In Belgien gibt es bis heute kaum eine Kultur der Erinnerung an Kolonialverbrechen. Eine erste Anerkennung des Leids erfuhren Menschen wie Léa Tavares im Jahr 2019. "Für die belgische Regierung möchte ich mich entschuldigen", sagte der damalige Premierminister Charles Michel im föderalen Parlament Belgiens: "Bei den Kindern gemischter Herkunft und bei ihren Familien, für all das Unrecht, das ihnen angetan wurde." 

 Der belgische König Philippe entschuldigte sich bislang nicht. Er bedauere die Verbrechen, die geschehen seien, sagte er lediglich bei einem Staatsbesuch in der Demokratischen Republik Kongo im Jahr 2022. 

 Léa Tavares feiert in diesem Jahr ihren 80. Geburtstag. Sie hat in Belgien Kinder und Enkelkinder bekommen. Den Täterinnen und Tätern aus den 1940er- und 1950er-Jahren könne sie vergeben, sagt Tavares. "Es macht keinen Sinn, Groll zu hegen. Aber wir vergessen nicht." 
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Deutschland gibt NS-Raubgut an Polen zurück
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 Mehr als 80 Jahre nach dem Zweiten Weltkrieg hat Deutschland mehrere während der NS-Besatzung geraubte Kulturgüter an Polen zurückgegeben. Dazu gehören ein historischer Goldring und Eisenbahnmodelle. 

 Die Bundesregierung hat im Rahmen des Deutsch-Polnischen Forums in Berlin mehrere Kulturgüter an Polen zurückgegeben, die während der deutschen Besatzung im Zweiten Weltkrieg geraubt worden waren. Zu den Objekten gehören eine mittelalterliche Handschrift auf Pergament aus dem 14. Jahrhundert, ein Goldring mit Diamant aus dem 16. Jahrhundert sowie elf Eisenbahnminiaturen aus der Sammlung des Verkehrsmuseums Warschau. 

 17.06.2026 

 Die deutsch-polnischen Beziehungen sind eng, doch es gibt Verstimmungen. mehr 

 Kulturstaatsminister Wolfram Weimer bezeichnetet die Rückgabe als "wichtige Geste der Anerkennung historischen Unrechts". Außenminister Johann Wadephul sprach von einem Ausdruck gegenseitigen Respekts und bleibender deutscher Verantwortung. 

 Die Übergabe erfolgte zum 35. Jahrestag des deutsch-polnischen Nachbarschaftsvertrags von 1991. Die Bundesregierung kündigte an, weitere polnische Rückgabeersuche zu prüfen und die Zusammenarbeit bei der Suche nach NS-Raubgut fortzusetzen. 

 Zum Jubiläum des Nachbarschaftsvertrags vergeben Deutschland und Polen zudem jeweils 30.000 kostenlose Interrail-Pässe für junge Erwachsene, um den Austausch zwischen den beiden Ländern zu stärken. 
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Israel und Hisbollah vereinbaren offenbar erneute Waffenruhe
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 Offizielle Bestätigungen gibt es noch nicht, aber Israel und die Hisbollah haben sich laut Berichten auf eine erneute Waffenruhe geeinigt. Zuvor hatten erneute Gefechte das Rahmenabkommen zwischen USA und Iran gefährdet. 

 Israel und die Hisbollah haben sich offenbar auf eine neue Waffenruhe geeinigt. Das berichten mehrere Nachrichtenagenturen übereinstimmend. Sie trat demnach um 16 Uhr Ortszeit (15 Uhr MESZ) in Kraft. USA und Katar sollen die Vereinbarung mit iranischer Unterstützung ausgearbeitet haben. 

 Der Hisbollah nahe stehende Quellen bestätigten die Vereinbarung. Eine offizielle Bestätigung Israels liegt nicht vor. 

 Ungeachtet der Vereinbarung werden bereits wieder Angriffe gemeldet. Nach Angaben der Nachrichtenagentur dpa, die sich auf libanesische Sicherheitskreise beruft, gab es erneut mehrere israelische Attacken. 

 Die Kämpfe in der Region hatten das Rahmenabkommen zwischen den USA und Iran zuletzt gefährdet. Berichten zufolge sollen geplante Gespräche in der Schweiz zwischen den USA und Iran deswegen verschoben worden sein. Iran besteht darauf, dass die Waffenruhe auch für die Kämpfe im Libanon gilt, wo Israel gegen die mit Iran verbündetet Hisbollah-Miliz kämpft. 

 Die Kämpfe zwischen Israel und der proiranischen Terrororganisation waren am 2. März wieder aufgeflammt, kurz nach dem Beginn der Angriffe von USA und Israel auf Iran. Die Hisbollah hatte den Libanon mit Angriffen auf Israel in den Iran-Krieg hineingezogen. Israel reagierte mit Luftangriffen auf Ziele im Libanon und rückte zudem mit Bodentruppen im Süden des Landes vor. 

 Zuletzt waren bei israelischen Luftangriffen im Libanon mindestens 47 Menschen getötet worden, so das Gesundheitsministerium in Beirut. 97 weitere wurden verletzt. 

 Das israelische Militär sprach von einer Reaktion auf wiederholte Verstöße gegen die Waffenruhe. Auch vier israelische Soldaten seien getötet worden und fünf weitere verletzt worden. 

 13.06.2026 

 Israel will ihre Macht im Libanon beenden, doch die Hisbollah ist in Nahost weiter ein zentraler Faktor. mehr 
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EU verlängert Russland-Sanktionen um zwölf Monate
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 Die EU hat ihre Russland-Sanktionen um zwölf Monate verlängert. Möglich wurde der längere Zeitraum durch den Regierungswechsel in Ungarn. Ärger gab es über eine Kontaktaufnahme des EU-Ratspräsidenten mit Moskau. 

 Die EU verlängert ihre Wirtschaftssanktionen gegen Russland erstmals nicht nur um sechs, sondern um zwölf Monate. Eine entsprechende Entscheidung trafen die Staats- und Regierungschefs am Abend bei ihrem Juni-Gipfel in Brüssel, wie eine Sprecherin von Ratschef António Costa mitteilte. In den vergangenen Jahren hatte stets der damalige ungarische Regierungschef Viktor Orbán eine einjährige Verlängerung blockiert - der neue Ministerpräsident Péter Magyar gilt als deutlich russlandkritischer als sein Vorgänger. 

 Die Wirtschaftssanktionen der EU gegen Russland wegen des Angriffskriegs gegen die Ukraine umfassen insbesondere Beschränkungen im Handel, im Finanzwesen, im Energiesektor sowie in der Industrie, im Verkehrswesen und bei Luxusgütern. Darüber besteht etwa ein Verbot der Einfuhr von russischem Rohöl auf dem Seeweg und es wurden etliche russische Banken vom Finanzkommunikationssystem Swift abgekoppelt. Der Gesetzestext zur Sanktionsverlängerung soll in den nächsten Wochen vom Ministerrat beschlossen werden. Dies gilt als Formalie. 

 Exklusiv 12.02.2026 

 Jedes dritte Schiff der Schattenflotte ist ohne korrekte Flagge unterwegs. mehr 

 EU plant außerdem neue Sanktionen. In einer Gipfelerklärung zum Ukraine-Krieg heißt es, die Europäische Union bleibe entschlossen, "den Druck auf Russland weiter zu erhöhen und die russische Kriegswirtschaft weiter zu schwächen, damit Russland seinen brutalen Angriffskrieg beendet und ernsthafte Friedensverhandlungen aufnimmt". Dazu sollen demnach unter anderem weitere Schritte zur Verringerung der russischen Energieeinnahmen, zur Eindämmung der Aktivitäten der russischen Schattenflotte und zur weiteren Beschränkung des russischen Bankensystems ergriffen werden. 

 Zum ersten Mal seit Dezember 2024 stimmten alle 27 Mitgliedstaaten den Erklärungen zur Ukraine zu. Möglich wurde auch das durch die Abwahl Orbans. Für einen Wermutstropfen sorgt bei Unterstützern der Ukraine allerdings, dass Bulgariens neuer Regierungschef Rumen Radew Teile des geplanten nächsten EU-Sanktionspakets ablehnt. Radew bestätigte beim Gipfel, dass er Sanktionen gegen den russisch-orthodoxen Patriarchen Kirill und auch einzelne wirtschaftliche Strafmaßnahmen verhindern will. Man werde keine Sanktionen zulassen, die der bulgarischen Wirtschaft schadeten oder Risiken für sie mit sich brächten, sagte er. 

 18.06.2026 

 Ukraine, China und der Haushalt - beim EU-Gipfel geht es um viel. Und so wird er gleich zwei Tage dauern. mehr 

 Für Verärgerung beim Gipfel sorgte EU-Ratspräsident Costa wegen einer Kontaktaufnahme mit Moskau. Dessen Büro hatte bestätigt, dass es kurze Kontakte mit Russland gab, um diplomatische Kanäle zu öffnen - ohne inhaltlichen Austausch und ohne Verhandlungen. Es soll um zwei Telefonate von Mitarbeitern des EU-Ratspräsidenten gegangen sein. 

 In deutschen Regierungskreisen war von einem "Affront" die Rede. Bundeskanzler Friedrich Merz habe in der Sitzung klargestellt, dass Costa der Repräsentant der Europäischen Union sei, aber nicht der Vermittler. Costa verteidigte die Initiative nach Angaben aus seinem Umfeld beim Gipfel. "Das Ziel war es, bereit zu sein, wenn der richtige Moment gekommen ist, um die Interessen der EU zu verteidigen", argumentierte er demnach. Der wichtigste Punkt sei, dass die Europäer sich weiterhin über den Umgang mit Russland abstimmten. "Und die Rolle des Präsidenten besteht darin, die Einheit der EU zu wahren", hieß es weiter. 
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In den USA überwiegen nach Rahmenabkommen Skepsis und Kritik
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 "Milliarden für nichts": In den USA stößt das Rahmenabkommen mit Iran nicht nur bei den Demokraten auf Skepsis. Kritiker sehen Iran klar als Profiteur - am Ende stehe das Land sogar besser da als vor dem Krieg. 

 "Insane", nennt der demokratische Senator Chris Murphy das Rahmenabkommen mit Iran - "wahnsinnig". Auf CNN sagt er entrüstet: "Iran bekommt zig Milliarden im Gegenzug für - nichts." 

 Kritik von demokratischer Seite ist wenig überraschend. Aber wenn selbst Donald Trumps Haus- und Hof-Sender Fox News den Präsidenten harsch kritisiert, heißt das was. Nämlich, dass Trump nicht überzeugt hat. Fox-News-Moderator Trey Gowdy sagt mit Blick auf Iran: "Sie stehen besser da als vor Beginn der Feindseligkeiten." Das solle nicht die Folge eines Krieges sein. 

 Und auch der republikanische Senator Bill Cassidy kommentiert: "Schrecklich." Das Rahmenabkommen werde als gewaltiger außenpolitischer Fehlschlag in die Geschichte eingehen. Iran werde am Ende gestärkt daraus hervorgehen. 

 FAQ 18.06.2026 

 Die Straße von Hormus ist wieder offen. Doch bis Ölexporte und Schifffahrt sich normalisieren, dauert es. mehr 

 In dem Rahmenabkommen steht offenbar, dass es einen 300-Milliarden-Dollar-Wiederaufbau-Fonds für Iran geben soll. Und die US-Seite sagt zu, Sanktionen auf den iranischen Öl- und Energiehandel auszusetzen. Bei einer endgültigen Einigung stellen die USA sogar in Aussicht, dass alle Sanktionen gegen Iran aufgehoben werden. 

 Der ehemalige Sicherheitsberater mehrerer US-Regierungen, Brett McGurk, erklärt auf CNN, Experten sprächen davon, dass Iran 60 bis 80 Milliarden Dollar pro Jahr einnehmen könne. Ein Geldregen, den Iran kassiere, bevor sie überhaupt echte Verpflichtungen im Nuklearbereich eingegangen seien. 

 FAQ 18.06.2026 

 Die USA und Iran haben ein Abkommen für ein Kriegsende im Nahen Osten unterzeichnet. Wie es jetzt weitergeht. mehr 

 Der US-Präsident selbst hat immer wieder das unter dem damaligen Präsidenten Barack Obama ausgehandelte Atomabkommen mit Iran kritisiert und es während seiner ersten Amtszeit aufgekündigt. Trump hat gebetsmühlenartig behauptet, das Abkommen sei eines der schlechtesten, das die USA jemals geschlossen hätten. Unter anderem prangerte Trump an, dass es Iran Geld in die Kassen gespült habe. 

 Das scheint nun vergessen, und Trump sagt, er müsse den Krieg beenden, um eine wirtschaftliche Katastrophe zu verhindern. Herbert Hoover sei immer derjenige gewesen, der er nicht sein wolle, so Trump. Unter Herbert Hoovers Präsidentschaft fand 1929 der Börsencrash statt - der, der die Weltwirtschaftskrise einläutete. 

 Brett McGurk und andere Kritiker sagen dagegen, die USA hätten durch das Aussetzen von Sanktionen ihr Hauptdruckmittel für weitere Verhandlungen aus der Hand gegeben - und darin wird es vor allem auch um das iranische Atomprogramm gehen. Denn auch da bleibt das Rahmenabkommen vage. Es heißt, Iran verpflichte sich, keine nuklearen Waffen zu besorgen oder zu entwickeln. Aber das ist die alt bekannte Position Irans, das sagt Iran seit Jahren. Weitere Details zum Atomprogramm sollen noch ausgehandelt werden. 

 18.06.2026 

 In der Schweiz sollen heute die Verhandlungen beginnen. Details sind noch nicht bekannt. mehr 

 Was die Straße von Hormus angeht: Die soll geöffnet werden und 60 Tage kostenfrei befahrbar sein. Was nach diesen 60 Tagen kommt? Unklar, aber zumindest bleibt die Tür offen dafür, dass Iran danach Durchfahrtszölle kassieren könnte. 

 Und dass die Straße von Hormus offen ist - das ist der Stand von vor dem Krieg. Ob das für Trump und seine Republikaner reicht, um aus den Umfragetiefs vor den Kongress-Zwischenwahlen im November wieder rauszukommen, ist zumindest fraglich. 

 Seine Kritiker hat Präsident Trump auf seiner Plattform Truth Social übrigens als Dummköpfe bezeichnet, die entweder neidisch, unehrlich oder eben dumm seien. Aber die Fragen der Kritiker bleiben bisher unbeantwortet. Zum Beispiel: Was genau haben die USA denn nun erreicht durch diesen Krieg? Vielleicht gibt es noch Antworten darauf, denn es wird ja nun über ein endgültiges Abkommen verhandelt. 

 Nach Angaben von Vizepräsident JD Vance sollen die Verhandlungen voraussichtlich an diesem Wochenende beginnen. Vance wird die Verhandlungsdelegation auf US-Seite anführen. 
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US Supreme Court: Wo die Macht von Donald Trump endet
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 Bis zur Sommerpause wird der Supreme Court mehrere Urteile veröffentlichen, die für die Politik von Präsident Trump folgenreiche Bedeutung haben könnten. Wie loyal ist das konservativ dominierte Gericht zum Präsidenten? 

 Es war eine Machtdemonstration, aber sie lief anders, als von Donald Trump geplant: Als erster Präsident in der US-Geschichte war er im April persönlich zu einer Anhörung des Obersten Gerichts erschienen. Selbst Abgeordnete seiner eigenen republikanischen Partei hatten gewarnt, dass so ein Versuch der Einschüchterung nach hinten losgehen könne. 

 Tatsächlich ließen die neun Richterinnen und Richter Trump spüren, dass selbst er im Gerichtssaal nichts zu sagen hat - und das im Wortsinn: Lange 80 Minuten musste der US-Präsident schweigend verfolgen, wie sein Rechtsberater John Sauer versuchte, ein Dekret zu rechtfertigen, das schon alle Instanzen zuvor als offensichtlich verfassungswidrig gestoppt hatten. 

 Erhalten in den Vereinigten Staaten geborene Kinder weiterhin automatisch die US-Staatsbürgerschaft - auch wenn die Eltern keine haben? Diese Frage verhandelt gerade der US Supreme Court. 

 Trump hatte verfügt, dass in den USA geborene Kinder nicht mehr automatisch die Staatsangehörigkeit erhalten sollen. Dabei legt der 14. Verfassungszusatz genau das fest. Selbst die drei von Trump selbst berufenen Richter ließen in ihren Fragen kaum Zweifel, dass sie die juristischen Spitzfindigkeiten des Weißen Hauses wenig überzeugend fanden. 

 Das Plädoyer der Gegenseite ersparte sich der Präsident und deutete auf seiner Plattform Truth Social an, dass er nicht mehr mit einem Erfolg vor Gericht rechnet. Auch unter juristischen Beobachtern wird nur noch darüber spekuliert, ob das Urteil gegen Trump mit einer Mehrheit von 6:3 oder gar 7:2 ausfällt. 

 Es wäre dann die zweite krachende Niederlage, nachdem das Oberste Gericht bereits im Februar seine Zölle gestoppt hatte. Auch mit den Stimmen von Amy Coney Barrett und Neil Gorsuch, die Trump einst in der Erwartung nominierte, den Supreme Court in eine konservative Festung zu verwandeln. Entsprechend wütend schimpfte er anschließend über die "Narren und Schoßhunde sogenannter Republikaner und radikal-linker Demokraten", die "eine Schande für ihre Familien seien". 

 24.06.2022 

 Fast 50 Jahre lang gab es in den USA eine bundesweite Regelung für das Recht auf Schwangerschaftsabbruch. mehr 

 Die Niederlagen und die persönlichen Angriffe zeigen: Der US-Präsident mag zwar der mächtigste Mann der Welt sein. Diese Macht findet ihre Begrenzung aber in einem komplexen System der Gewaltenteilung, das dem Obersten Gericht in wesentlichen Fragen nicht nur das letzte Wort, sondern auch eine weitreichende Entscheidungsmacht gibt. 

 In den USA ist das Gericht nicht nur eine Instanz der Kontrolle von Weißem Haus und Kongress, sondern wird selbst als "dritte Säule der Regierung" bezeichnet. Seine Entscheidungen haben das Land oft nachhaltiger geprägt als Präsidenten und Abgeordnete. 

 Das liegt zum einen daran, dass Richter auf Lebenszeit berufen sind und deshalb keine Wahlen fürchten müssen. Zum anderen haben Entscheidungen des Supreme Courts unmittelbar Gesetzeskraft. 

 Analyse 22.05.2026 

 Das Urteil zum Zuschnitt von Wahlkreisen in den USA dürfte schwarze Wähler massiv benachteiligen. mehr 

 Historische Beispiele zeigen, dass das in unterschiedliche politische Richtungen erfolgen kann. Als nach dem Bürgerkrieg und dem Ende der Sklaverei die Gleichberechtigung aller Bürger in die Verfassung aufgenommen wurde, versuchten die südlichen Bundesstaaten das mit einer Reihe diskriminierender Gesetze zu unterlaufen. 

 Im wohl folgenreichsten Urteil der US-Rechtsgeschichte erklärte das Oberste Gericht 1896 diese "Jim-Crow-Gesetze" für rechtmäßig und lieferte mit der Formel "separate but equal" (getrennt, aber gleich) die Rechtfertigung für ein umfassendes System der Trennung nach rassistischen Kriterien. Erst im Jahr 1954 korrigierte der Supreme Court seine Rechtsprechung und erklärte nicht nur diese sogenannte "Rassentrennung" an den Schulen, sondern das gesamte Konstrukt von "separate but equal" für verfassungswidrig. 

 Nahezu alle Fragen gesellschaftlicher Öffnung und Gleichstellung wurden in der zweiten Hälfte des 20. Jahrhunderts nicht von der Politik, sondern vom Obersten Gericht entschieden - meist, indem besonders rigide Gesetze aus einzelnen Bundesstaaten für verfassungswidrig erklärt wurden. 

 So war es bis 1967 in einigen Südstaaten verboten, an staatlichen Schulen die Evolutionslehre zu unterrichten oder eine Ehe mit einem Menschen anderer Hautfarbe zu führen. Später wurden das Recht auf Abtreibung oder auf gleichgeschlechtliche Ehe verbindlich entschieden - Weichenstellungen, die in anderen Demokratien im parlamentarischen Verfahren ausgehandelt werden. 

 Das Archivbild vom 26. April 1989 zeigt Norma McCorvey, alias Jane Roe, und ihre Anwältin Gloria Allred. Durch ihren Fall ausgelöst, hatte der Oberste Gerichtshof 1973 das Recht auf Abtreibung festgelegt. Im Jahr 2022 kippte der Supreme Court die Entscheidung. Seither ist es Sache der einzelnen US-Bundesstaaten. 

 Diese herausgehobene Rolle bei der Liberalisierung der Gesellschaft erklärt, warum der Supreme Court zunehmend zum Hassobjekt konservativer und vor allem evangelikal-fundamentalistischer Gruppen wurde. Dies umso mehr, als sich oft auch von republikanischen Präsidenten berufene Richter als liberaler erwiesen als zunächst erwartet. 

 Trump verdankt seinen immer noch starken Rückhalt im konservativen und evangelikalen Lager vor allem seiner Berufung von drei Richtern, die dem Gericht eine stabile konservative Mehrheit von 6:3 Stimmen gesichert hat. Die Aufhebung des früheren Urteils von 1972 zur legalen Abtreibung gilt in diesen Kreisen als Trumps wichtigste Leistung. 

 Demonstranten für das Recht auf Abtreibung versammeln sich Ende Juni 2022 vor dem Obersten Gerichtshof in Washington. 

 Diese rückwärtsgewandte Agenda der Mehrheit am Gericht bedeutet aber nicht zwangsläufig Loyalität zum Präsidenten. Im Gegenteil: Das Selbstbewusstsein der Richterinnen und Richter speist sich vor allem aus der Gewissheit, dass ihre Amtszeit die des Präsidenten noch lange überdauern wird und die Richtung der USA noch auf Jahrzehnte bestimmen kann. 

 Das gilt auch für die drei Trump-Berufungen und den schon von Georg W. Bush nominierten Vorsitzenden John Roberts. Beobachter erkennen im "Roberts Court" vor allem zwei große Linien. 

 Zum einen gehört die Mehrheit ins Lager der sogenannten "Originalisten", die sich bei der Auslegung an der ursprünglichen Intention der Verfassung und dem exakten Wortlaut ausrichten. Aus dieser Perspektive hat sich das Gericht in den zurückliegenden Jahrzehnten viel zu weit vom Ursprung entfernt. Deren Rechtsprechung ist also ein Versuch, zur Bedeutung der Verfassung vor 150 oder fast 250 Jahren zurückzukehren. 

 Zugleich versteht sich das Gericht aber als Hüter der Gewaltenteilung. Damit kommt es nahezu zwangsläufig in Konflikt mit einem Präsidenten, der in seiner zweiten Amtszeit das Land fast nur noch über Dekrete regiert und die Rolle von Kongress und Justiz zu schwächen versucht. 

 08.05.2026 

 Rückschlag für den Präsidenten: Ein US-Gericht hat Trumps Zehn-Prozent-Zoll für unrechtmäßig erklärt. mehr 

 Richter Gorsuch begründet das Urteil zu den Zöllen deshalb auch nicht inhaltlich, sondern mit einem verfassungswidrigen Eingriff in die Rechte des Kongresses: "Die Verfassung hat die Gewaltenteilung geschaffen, um die Bündelung von zu viel Macht in einem Bereich der Regierung zu verhindern." 

 Diese zutiefst konservative Grundhaltung könnte in den kommenden Jahren zu einer widerständigen Kraft werden, sollte Trump versuchen, auch in Zukunft überwiegend über Dekrete zu regieren. 

 Bis Anfang Juli wird das Oberste Gericht noch eine Reihe weitreichender Entscheidungen veröffentlichen: Neben dem Urteil zur Staatsbürgerschaft geht es um so unterschiedliche Themen wie Wahlkampffinanzierung, Kündigung von Staatsbediensteten sowie Rechte von Trans-Personen. 

 Vieles deutet daraufhin, dass die Urteile das Muster bestätigen werden: In gesellschaftspolitischen Fragen wird sich der rückwärtsgewandte Blick auf die Verfassung durchsetzen, bei Fragen zur Gewaltenteilung dürfte das Gericht dem autokratischen Stil des Präsidenten deutliche Stoppzeichen setzen. 
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Ukrainische Drohnen treffen Raffinerie in Moskau
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 Bei einem schweren ukrainischen Drohnenangriff auf Moskau ist eine Raffinerie in Brand geraten. Der Flugverkehr in der russischen Hauptstadt ist gestört. In der Nacht waren russische Raketen erneut auf Kiew geflogen. 

 Ukrainische Drohnen haben zum zweiten Mal innerhalb einer Woche eine Ölraffinerie in der russischen Hauptstadt Moskau angegriffen. Die Anlage sei von mehreren Drohnen getroffen worden, teilte Bürgermeister Sergej Sobjanin mit. Nach Angaben des russischen Verkehrsministeriums wurden die vier Moskauer Flughäfen für mehrere Stunden geschlossen. 

 Über verschiedenen Regionen des Landes seien insgesamt 555 ukrainische Drohnen abgeschossen worden, hieß es weiter. Fast 200 wurden demnach allein beim Anflug auf Moskau abgefangen. 

 Der ukrainische Präsident Wolodymyr Selenskyj bestätigte den Angriff auf die Raffinerie. Er sei Teil der ukrainischen "Langstrecken-Sanktionen" und "die gerechte Antwort auf die ständigen russischen Schläge gegen ukrainische Städte und Gemeinden", schrieb er auf Telegram. 

 In der Nacht hatte Russland erneut die ukrainische Hauptstadt Kiew mit Raketen angegriffen. "Der Feind greift die Hauptstadt mit ballistischen Raketen an", teilte der Militärgouverneur der Hauptstadt Kiew, Tymur Tkatschenko, bei Telegram mit. In der Innenstadt sollen mehrere Explosionen zu hören gewesen sein. Angaben der ukrainischen Luftwaffe zufolge flogen mindestens zwei Raketen in Richtung der Dreimillionenstadt, eine war auf das zentralukrainische Gebiet Poltawa gerichtet. 

 Die Kiewer Militärverwaltung rief die Einwohner auf, sich an sichere Orte zu begeben. Opfer oder Schäden wurden bislang nicht gemeldet. In der Stadt Sumy im Nordosten der Ukraine wurde örtlichen Behörden zufolge eine Person bei einem Drohnenangriff getötet. 

 Präsident Selenskyj ist derzeit in Brüssel, wo er als Gast am EU-Gipfel teilnimmt. Der ukrainische Präsident ist heute zudem im NATO-Hauptquartier in Brüssel beim Treffen der "Ukraine Defense Contact Group" dabei - einem Bündnis, das Kiew militärische Hilfe leistet. Rutte lud Selenskyj außerdem zum NATO-Gipfel im türkischen Ankara am 7. und 8. Juli ein. 

 16.06.2026 

 Die führenden demokratischen Wirtschaftsmächte wollen die Ukraine wieder stärker unterstützen. mehr 
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NATO-Generalsekretär Rutte: US-Streichpläne gelten ab sofort



2026-06-20


 Inhalte zeigen von: 
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 Stand: 18.06.2026 • 11:03 Uhr 

 Die US-Streichpläne für die Verteidigung Europas treten in Kraft. Vor dem Treffen der NATO-Verteidigungsminister macht Generalsekretär Rutte klar: Europa muss stärker werden. US-Ressortchef Hegseth schwebt eine "NATO 3.0" vor. 

 Vor dem Treffen der NATO-Verteidigungsminister in Brüssel hat Generalsekretär Mark Rutte die Europäer zu einer Kraftanstrengung aufgerufen. Weil die Streichpläne des US-Militärs in Europa umgehend in Kraft träten, müsse es einen Ersatz für die Abschreckung geben. 

 Rutte wies dabei wiederholt darauf hin, dass es sich nur um Kürzungen im Rahmen eines Planungsinstrumentes - des sogenannten NATO Force Model - handele, während im Kriegsfall alle Verbündeten - auch die USA - maximale militärische Anstrengungen unternehmen würden. 

 Bundesverteidigungsminister Boris Pistorius hatte kurz zuvor noch um mehr Zeit für einen geordneten Übergang gebeten. "Im Großen und Ganzen werden wir vieles kompensieren können, aber wir brauchen etwas mehr Zeit", sagte der SPD-Politiker vor dem Treffen. 

 Das Treffen der Verteidigungsminister soll den NATO-Gipfel in knapp drei Wochen vorbereiten. Neben der Frage, wie die Europäer und Kanadier mit ihren Aufrüstungsbemühungen vorankommen, dürfte es auch um die Unterstützung der Ukraine und die Sicherung der Straße von Hormus gehen. 

 Seit knapp vier Wochen wissen die NATO-Alliierten, in welchem Umfang sich die USA aus dem Force Model zurückziehen. Darin ist beschrieben, wer im Einsatzfall wann was zur Verfügung stellt. Am 22. Mai waren die Bündnispartner informiert worden. Die Einzelheiten unterliegen der Geheimhaltung, grundsätzlich geht es aber unter anderem um Kampfflugzeuge und Drohnen. 

 Rutte sagte, diese Lücken müssten nun die anderen Bündnispartner schließen, allen voran die Europäer. Dazu sei man "bereit, willens und in der Lage". 

 Nach Einschätzung von ARD-Korrespondentin Tina Hassel könnten beispielsweise Kanada und das Vereinigte Königreich einen Großteil des Bedarfs an Kampfflugzeugen auffangen. Doch in anderen Bereichen dürfte das nicht so einfach sein - zum Beispiel bei den Drohnen. 

 24.01.2026 

 Mit ihrer neuen Verteidigungsstrategie bestätigt die Regierung von US-Präsident Trump ihren bisherigen Kurs. mehr 

 Darüber soll unter anderem mit US-Verteidigungsminister Pete Hegseth verhandelt werden. Dieser hatte in Brüssel erneut die Ausgaben der europäischen NATO-Verbündeten kritisiert und angekündigt, "offen" darüber zu sprechen, welche Staaten mehr tun müssten. 

 Hegseth sprach sich für ein Konzept einer "NATO 3.0" aus. Dazu gehöre die Einsicht nach dem Kalten Krieg, dass die NATO in Europa wieder stärker auf konventionelle militärische Fähigkeiten ausgerichtet sein müsse. 

 Außerdem kündigte Hegseth eine sechsmonatige Überprüfung der US-Truppenpräsenz in Europa an. Sie werde darauf ausgerichtet sein, dass sich die NATO "schnell und unumkehrbar" in Richtung einer europäischen Führung bei der Verteidigung des Kontinents bewege. 

 14.06.2026 

 Bei der Gefechtsübung "Freedom Shield" trainieren knapp 3.000 Soldaten aus acht NATO-Ländern den Ernstfall. mehr 

 Bei ihrem Gipfel in Den Haag im Juli 2025 hatten die NATO-Mitgliedstaaten beschlossen, bis 2035 ihre Verteidigungsausgaben auf mindestens 3,5 Prozent des jeweiligen Bruttoinlandsprodukts (BIP) zu erhöhen und zusätzlich 1,5 Prozent des BIP für verteidigungsrelevante Ausgaben vorzuhalten. 

 Washington reduziert seit Längerem die Erwartungen, welche Hilfen von den USA käme, sollte ein NATO-Land einen Bündnisfall auslösen. Zudem stoppten die USA die geplante Stationierung von Langstreckenmarschflugkörpern in Deutschland. 

 Mit Informationen von Thomas Spickhofen, ARD-Studio Brüssel 

 Dieses Thema im Programm: Das Erste | ARD-Morgenmagazin | 18.06.2026 | 05:30 Uhr 

 17.06.2026 • 18:47 Uhr 

 Weltspiegel 25.11.2025 • 11:34 Uhr 

 22.05.2026 • 11:56 Uhr 

 20.02.2026 • 14:53 Uhr 


Tagesschau Schleswig-Holstein

2026-06-20 Grüne: Breites Votum für Aminata Touré als Spitzenkandidatin

2026-06-20 Kieler Woche 2026 startet heute: Das passiert am Eröffnungstag

2026-06-20 Hitze und Gewitter: Extremwetter sorgt für Schäden im Norden

2026-06-19 Offene Gärten 2026: Gartenvielfalt im Norden erleben

2026-06-19 Kieler Sicherheitskonferenz: Warum die Ostsee so wichtig ist

2026-06-19 GEOMAR plant Ostsee-Expeditionen - mit Windkraft und Segelboot

2026-06-19 Fußball-WM 2026: Hier finden Public Viewings in SH statt

2026-06-19 Kieler Woche 2026: So klappt es entspannt mit der An- und Abreise

2026-06-19 Kieler Woche 2026: Kostenlose und barrierefreie Angebote

2026-06-19 Kultursommer am Kanal: Festival startet

2026-06-19 Weltrekordversuch: Mit Schubkarre von Brunsbüttel nach Kiel

2026-06-20 Südholstein: Radfahrer demonstrieren bei Sternfahrt

2026-06-20 Kölln-Reisiek: Schaukel eingestürzt - Polizei vermutet Manipulation

2026-06-19 Flensburg: 16-Jähriger mit Messer verletzt

2026-06-19 Gewitter und Sturm wüten in SH: Mehr als 170 nächtliche Einsätze

2026-06-19 Tschip - die (noch) unbekannte Sportart aus Kiel

2026-06-19 Karl-May-Spiele in Bad Segeberg: Noch eine Woche bis zur Premiere



Grüne: Breites Votum für Aminata Touré als Spitzenkandidatin



2026-06-20
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 Stand: 20.06.2026 • 14:10 Uhr 

 Die schleswig-holsteinischen Grünen haben heute auf einem Landesparteitag Aminata Touré zur Spitzenkandidatin für die Landtagswahl 2027 nominiert. Die stellvertretende Ministerpräsidentin hatte im Mai ihre Kandidatur bekanntgegeben. 

 Die Grünen in Schleswig-Holstein haben heute in Neumünster erste Weichen für die Landtagswahl im kommenden Jahr gestellt. Auf einem Landesparteitag ist die stellvertretende Ministerpräsidentin und Sozialministerin Aminata Touré offiziell zur Spitzenkandidatin ihrer Partei nominiert worden. Von 127 Delegierten stimmten 118 für sie, sechs stimmten dagegen - drei enthielten sich. Das sind knapp 93 Prozent. Ihr Wahlziel: Mindestens Platz zwei und mehr als 20 Prozent. 

 "Ich habe es auch nicht für selbstverständlich gehalten, ein Ergebnis über 90 Prozent zu bekommen", sagte Touré. Sie habe den Wunsch, einen fokussierten Wahlkampf zu führen. "Ich möchte viel Haustürwahlkampf machen", so Touré - sie wolle zu den Menschen hingehen und nicht erwarten, dass die Wählenden von sich aus grüne Veranstaltungen besuchen. Ihre Partei habe zudem mittlerweile die SPD als relevante Kraft Mitte-Links abgelöst, so die Spitzenkandidatin. 

 In ihrer Rede sagte Touré, sie wolle einen selbstbewussten und mutigen Wahlkampf führen. Sie wolle nicht, dass die Grünen die "grünere CDU" werden, sondern die "sozialeren Grünen". Sie hob erneut hervor, dass sie den sozialsten und klimagerechtesten Wahlkampf führen wolle. Ihr Antrieb sei es, Veränderungen mitzugestalten und Lösungen voranzutreiben. Sie verwies auf die Erfolge in der schwarz-grünen Koalition: beim Ostseeschutz, im Kitabereich, beim Antidiskriminierungsgesetz. 

 Touré kündigte an, einen selbstbewussten Wahlkampf zu führen. 

 Sie verfolge es mit Amusement, dass einige Menschen sie für zu selbstbewusst, zu groß und zu sehr da hielten. Davon abweichen möchte die 33-Jährige nicht. Sie rief den Delegierten zu: "Zurückhaltung ist nicht mein Naturell." 

 Touré betonte, sie wolle als Spitzenkandidatin verteidigen, was gut ist und erneuern, was besser werden müsse. 

 Im Vorfeld hatte sie auf eine breite Unterstützung ihrer Partei gehofft - in den vergangenen Wochen habe sie viel Rückhalt und Zuspruch erhalten, so Touré. Ihr sei es wichtig, den Wahlkampf im Team zu bestreiten. Es gehe darum, gemeinsam Ideen zu entwickeln. Niemand mache Politik allein, so die 33-Jährige. Ihrer Ansicht nach seien Klimaschutz und Sozialpolitik wichtige und zentrale Themen, die die Grünen nach vorne stellen müssten - da will sie im Wahlkampf ihre Schwerpunkte setzen. 

 Landeschef Gazi Freitag nannte die Nominierung von Aminta Touré "eine total tolle Idee." Es sei die bestmögliche Aufstellung, mit ihr als alleinige Spitzenkandidatin in die Wahl zu gehen. "Aminata redet nicht nur, Aminata liefert", so Freitag auf dem Parteitag. Sie stehe für Verantwortung statt Unentschlossenheit, "für klare Führung mit einem Politikstil, der Menschen zusammenführt und unsere Perspektiven vereint." 

 Franziska Brantner, die Bundesvorsitzende der Grünen, unterstütze Touré in einer Rede auf dem Parteitag. Sie sei genau die richtige Spitzenkandidatin für die Landtagswahl, weil sie das Land weiter nach vorne bringen könne. Sie sei für ganz viele Menschen bundesweit eine Inspiration. 

 Die offizielle Wahl der Landesliste erfolgt bei den Grünen Ende November - der Landtag wird am 18. April 2027 gewählt. 

 20.06.2026 

 Die 33-Jährige soll die Partei in die Landtagswahl führen. Die Grünen wollen auch in der nächsten Regierung vertreten sein. ndr 

 Video 27.05.2026 

 Auf einer PK der Grünen in Kiel heißt es, sie sei die bestmögliche Besetzung. Reporter Bastian Pöhls fragt nach. ndr 

 23.11.2025 

 Auf ihrem Parteitag in Neumünster haben die Grünen Lydia Rudow und Gazi Freitag als neues Führungsduo gewählt. ndr 

 Dieses Thema im Programm: NDR 1 Welle Nord | Nachrichten für Schleswig-Holstein | 20.06.2026 | 14:00 Uhr 



Kieler Woche 2026 startet heute: Das passiert am Eröffnungstag



2026-06-20


 Inhalte zeigen von: 

 Externe Anbieter: 

 Stand: 20.06.2026 • 10:42 Uhr 

 Samstagabend um 19 Uhr wird die 132. Kieler Woche offiziell auf dem Rathausplatz eröffnet. Das größte Volksfest im Norden Europas lockt wieder Millionen Gäste in die Landeshauptstadt. Das ist geplant. 

 "Kieler Woche - Keine Woche ist wie diese", titelt die Stadt. Auch in diesem Jahr werden auf dem größten Volksfest im Norden Europas wieder Millionen an Besucherinnen und Besuchern erwartet. Schon gestern Abend haben Tausende Menschen beim sogenannten Soundcheck gefeiert. Heute Abend ab 19 Uhr geht es dann offiziell los - eröffnet wird die neuntägige Sommerparty und das gleichzeitig weltweit größte Segelevent am Samstagabend auf dem Kieler Rathausplatz. 

 In Sachen Musik dürfen sich die Besucherinnen und Besucher dieses Jahr über hunderte Bands auf mehr als 20 Bühnen freuen. Der "Soundcheck" mit Karaoke-Singen und einem Konzert der Band Glasperlenspiel hat gestern bereits vorgelegt. Neu dabei ist dieses Mal das Kieler Ostufer mit dem Sport- und Erlebnispark Gaarden. Bis zum Sonntag in einer Woche erwarten die Veranstalter in der Landeshauptstadt mehr als drei Millionen Besucher. 

 Das traditionelle Anglasen mit der Schiffsglocke (drei Doppelschläge und ein Einzelschlag) übernimmt, laut Stadt, ab 19.00 Uhr erneut Ministerpräsident Daniel Günther (CDU), das finale und lautstarke Startsignal mit dem Typhon (lang - kurz - kurz - lang) gibt dann Bundespräsident und Ehrengast Frank-Walter Steinmeier. 

 Bundespräsident Steinmeier wird das Startsignal geben. 

 Im Anschluss an die offizielle Zeremonie beginnt nach Angaben der Stadt ab etwa 20 Uhr eine große 80er-Party mit der Band Backdrop und Neue-Deutsche-Welle-Legende Markus. Danach können Fußballfans das zweite WM-Vorrundenspiel gegen die Elfenbeinküste gemeinsam auf der Großbildleinwand verfolgen. 

 17.06.2026 

 Der deutschen Fußball-Nationalmannschaft gemeinsam bei der Weltmeisterschaft zusehen - das geht an vielen Orten im Land. Ein Überblick. ndr 

 Zur Verpflegung können eigene Speisen und Getränke mitgebracht werden, es wird laut der Stadt aber auch an jedem Gastrostand mit dem "KiWo-Schnapper" ein gesondertes Angebot für den schmalen Geldbeutel geben. Zur Erfrischung können unter anderem öffentliche Trinkwasserspender auf der Krusenkoppel und in Schilksee genutzt werden. 

 Wer sich an den Gastroständen versorgt, kann überall bargeldlos bezahlen. Sowohl mit Giro- oder Kreditkarte als auch mit Smartphone oder Smartwatch. Durch ein einheitliches Pfandsystem sollen die Kieler-Woche-Becher an jedem Stand abgegeben werden können. Für die Sauberkeit stehen laut Abfallwirtschaftsbetrieb Kiel mehr als 100 Mitarbeitende der Straßenreinigung und über 1.000 Mülleimer bereit. 

 Bei den zahlreichen Toiletteneinheiten sind dieses Jahr erneut acht pinke Damen-Urinale aufgebaut worden, um die Wartezeit vor den üblichen Damen-WCs zu verkürzen. Nach Angaben der Stadt ist die Nutzung aller Toiletten grundsätzlich kostenlos, die Reinigungskräfte würden sich aber über eine Spende freuen. 

 Wer am Abend bei der offiziellen Eröffnungszeremonie der Kieler Woche nicht vor Ort sein kann, hat die Möglichkeit über den NDR Livestream dabei zu sein. Ab 19 Uhr mit NDR-Moderator Christopher Scheffelmeier. 

 17.06.2026 

 Millionen Besucher werden auf der Kieler Woche erwartet. Auch für den kleinen Geldbeutel und für Menschen mit Behinderung gibt es Angebote. ndr 

 17.06.2026 

 Bei der 132. Auflage der weltgrößten Segelwoche ab Samstag will Kiel seine Olympia-Tauglichkeit noch einmal beweisen. 4.000 Seglerinnen und Segler sind dabei. ndr 

 20.06.2026 

 Die Kieler Woche bietet vom 19. bis 28. Juni wieder ein abwechslungsreiches Programm. Mehrere Millionen Gäste werden erwartet. ndr 

 18.06.2026 

 Die Kieler Woche ist mit Millionen Besuchern das größte Volksfest im Norden. Polizei und Stadt haben ihr Sicherheitskonzept vorgestellt. ndr 

 17.06.2026 

 Das größte Segelevent der Welt beginnt am Samstag. Die Verantwortlichen wollen beweisen, dass Kiel auch Olympia kann. ndr 

 05.06.2026 

 Vom 19. bis 28. Juni herrscht in Kiel Ausnahmezustand: Segeln, Konzerte, Spaß für Kinder und natürlich das Feuerwerk - hier der Überblick. ndr 

 Dieses Thema im Programm: NDR 1 Welle Nord | Nachrichten für Schleswig-Holstein | 20.06.2026 | 10:00 Uhr 

  



Hitze und Gewitter: Extremwetter sorgt für Schäden im Norden
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 Fast überall im Norden gilt auch heute eine Hitzewarnung. In der Südhälfte von Niedersachsen und MV warnt der DWD sogar vor extremer Hitze. Die hohen Temperaturen sowie Unwetter in der Nacht sorgen für Schäden. 

 Betroffen ist aktuell die A1 in Schleswig-Holstein. Zwischen Bargteheide und Bad Oldesloe (beide Kreis Stormarn) hat die Hitze die Fahrbahn in Richtung Lübeck beschädigt. Ein Fahrstreifen wurde als Notfallmaßnahme gesperrt, wie die Autobahn GmbH mitteilte. Für die Reparatur soll die Strecke am Abend in Richtung Norden komplett gesperrt werden. Dies soll bis etwa Mitternacht dauern, hieß es. Bereits am Mittag staute sich der Verkehr in dem Bereich auf mehrere Kilometer Länge. Auch im Bahnverkehr gibt es Einschränkungen: Grund ist nicht die Hitze, sondern Sturm: Im Bereich zwischen Marienhafe und Norddeich ist ein Baum auf ein Gleis gestürzt, wie die Bahn am Samstagnachmittag mitteilte. Ein Zugverkehr sei derzeit nicht möglich, stattdessen wurde ein Ersatzverkehr mit Bussen eingerichtet, hieß es. Betroffen ist die Linie RE1. Wie lange die Sperrung gilt, war zunächst unklar. Zuvor war in den Bereichen Hannover und Papenburg der Betrieb laut Bahn zeitweilig eingeschränkt, weil durch Sturmböen Äste abgerissen wurden und auf die Schienen gefallen seien. 

 Wie bereits in der vergangenen Nacht sind auch heute Unwetter im Norden möglich. In Niedersachsen kann es örtlich zu kräftigen Gewittern mit Starkregen und Böen sowie Hagel kommen, wie der Deutsche Wetterdienst (DWD) mitteilte. Die Höchsttemperaturen liegen zwischen 24 Grad auf den Inseln, 29 Grad an der unteren Ems und an der Elbmündung und bis zu 35 Grad in den Regionen Hannover und Hildesheim. In der Nacht zu Sonntag sollen Schauer und Gewitter nachlassen. Insbesondere im Süden Niedersachsens bleibt es aber unbeständig: Dort sind laut DWD-Prognose erneut starke Gewitter und Unwetter möglich. Zumindest die Temperaturen sollen etwas sinken: Die Höchstwerte liegen an der Küste um die 21 Grad, von Nord nach Süd ansonsten bei 24 bis 31 Grad. 

 In Mecklenburg-Vorpommern sind heute örtlich kräftige Schauer und Gewitter möglich - bei denen auch Sturmböen von bis zu 80 Stundenkilometern auftauchen können. Auch Hagel und Starkregen zwischen 15 und 25 Litern innerhalb kurzer Zeit sind laut DWD möglich. Vereinzelt sei auch mit heftigem Starkregen und bis zu 40 Litern in kurzer Zeit zu rechnen. Die Höchstwerte liegen bei 32 Grad und an der Ostsee bei 28 Grad. In der Nacht zu Sonntag seien weitere Gewitter und Schauer zu erwarten, so die Wetterexperten. Am Sonntag bleibt es trocken und die Temperaturen liegen bei 25 bis 29 sowie an der Küste bei 21 bis 25 Grad. 

 In Schleswig-Holstein und Hamburg sind heute weiter vereinzelt starke Gewitter möglich, die Aktivität nehme aber im Laufe des Tages ab. Die Höchsttemperaturen liegen laut DWD bei 22 Grad auf Helgoland, sowie 27 Grad an der dänischen Grenze und bis zu 32 Grad in Hamburg. In der Nacht zu Sonntag lassen Schauer und Gewitter nach. Am Sonntag wird es den Angaben nach sonnig und trocken. Die Höchstwerte liegen bei 22 bis 27 Grad. 

 In der Nacht zu Samstag haben Unwetter in Niedersachsen und Schleswig-Holstein zahlreiche Bäume umgestürzt und Straßen überflutet. Das "Volume X"-Festival in Viöl bei Husum wurde kurzzeitig evakuiert - rund 5.000 Gäste mussten wegen des Extremwetters kurzzeitig das Gelände verlassen und in Autos Schutz suchen. In Moormerland (Landkreis Leer) wurde wegen eines Gewitters mit heftigen Sturmböen ein Zeltlager mit 270 Kindern geräumt. Zusammen mit der Feuerwehr wurden die Kinder nach Hause gebracht oder von ihren Erziehungsberechtigten abgeholt. Alle blieben unverletzt, wie die Polizei mitteilte. 

 Bei Berne im Landkreis Wesermarsch stürzte in der Nacht ein entwurzelter Baum auf die Motorhaube eines vorbeifahrenden Autos. Der 20-jährige Fahrer wurde leicht verletzt, zwei jugendliche Mitfahrer blieben unverletzt. In Uplengen (Landkreis Leer) stürzte auf dem Schützenfestgelände ein Baum auf einen Schaustellerwagen, Menschen wurden nicht verletzt. Insgesamt musste die Feuerwehr allein im Großraum Oldenburg 75 Mal ausrücken, fast ausschließlich wegen umgestürzter Bäume. Auch im Emsland und in Papenburg kam es zu mehreren Feuerwehreinsätzen wegen starken Regens und Baumschäden. Der Deutsche Wetterdienst (DWD) hatte zuvor für die Nacht eine Unwetterwarnung herausgegeben. 

 In Uplengen wurde ein Schaustellerwagen von einem umgestürzten Baum getroffen. 

 Bereits in der Nacht von Donnerstag auf Freitag hatte die Wetterlage auch Besucherinnen und Besucher auf dem Hurricane Festival im niedersächsischen Scheeßel getroffen. Gewitter mit Blitzen, Donner, Sturmböen und Starkregen waren über das Festivalgelände gezogen, wie ein NDR Reporter berichtete. Keine Seltenheit bei dem Festival: In den vergangenen Jahren kam es wegen Unwettern immer wieder zu Unterbrechungen. 

 Video 19.06.2026 

 Temperaturen über 30 Grad Celsius machen derzeit vielen zu schaffen. Diese Tipps sollten die Hitze erträglicher machen. ndr 

 Wie hoch die Wärmebelastung für den Menschen ist, hängt nicht nur mit den tatsächlichen Temperaturen zusammen, sondern auch mit den gefühlten, sagt Tim Staeger vom ARD Wetterkompetenzzentrum. Das wiederum sei abhängig von der Luftfeuchtigkeit. Auf Grundlage von empirischen Formeln könne man Schwellen definieren, ab wann die Wärmebelastung extrem wird - was in einigen Teilen Norddeutschlands am Freitag der Fall war. Das könne man sich vorstellen wie bei einem Aufguss in der Sauna. "Es wird nicht heißer, aber die gefühlte Temperatur geht nach oben, weil durch diese Luftfeuchtigkeit das Schwitzen unterdrückt wird und der körpereigene Kühleffekt wird da quasi ausgebremst." 

 Um sich zu schützen, sollte man viel trinken, auf Alkohol und Zucker möglichst verzichten und es besonders zur heißesten Tageszeit zwischen 16 und 18 Uhr ruhiger angehen lassen, empfiehlt Staeger. Besondere Aufmerksamkeit sollte älteren und kranken Menschen zukommen. Bei ihnen ist es besonders wichtig, dass sie genug trinken. 

 Grund für die hochsommerlichen Temperaturen ist heiße Luft aus Südwesteuropa, die über Nordafrika, Spanien und Frankreich nach Deutschland strömt, sagt Wetterexperte Tim Staeger. Das sei eine typische Wetterlage - allerdings gehörten die aktuellen Temperaturen eher in die Zeit von Mitte Juli bis Mitte August. Hier spiele der Klimawandel eine Rolle. "Hitzewellen gab es schon immer, aber die sind jetzt eben auf höherem Niveau und entsprechend haben wir jetzt schon in einem Frühsommer eine Hitzewelle, die wir eigentlich eher aus dem Hochsommer kennen", sagt Staeger. Aktuell sehe es so aus, als ob sich die Hitze mit kleinen Schwankungen den Rest des Junis halten werde, so der Meteorologe. Der Hochsommer sei "gekommen, um zu bleiben". Das sei besonders für ältere Menschen eine Belastung, "andererseits natürlich gibt es auch Badespaß und das Freibadwetter hält erst mal an". Auch die Temperaturen in Badegewässern werden dem Wetterexperten zufolge in den kommenden Tagen steigen. 

 19.06.2026 

 Jede Schule entscheidet selbst, ob sie hitzefrei gibt - ohne Temperaturvorgabe vom Land. Dennoch gibt es ein paar Voraussetzungen. ndr 

 20.06.2026 

 Umgestürzte Bäume, überflutete Straßen und vollgelaufene Unterführungen sorgten für Einschränkungen. Ein Festival musste evakuiert werden. ndr 

 19.06.2026 

 Der Zugverkehr zwischen Hamburg und Hannover sowie Bremen läuft laut Bahn wieder an - Einschränkungen sind aber noch möglich. ndr 

 Video 18.06.2026 

 Ob hinterm Eistresen, im Botanischen Garten oder auf dem Dach: Wenn die Sonne brennt, geht es für einige erst richtig los. ndr 

 18.06.2026 

 Mit rund 280 Badegewässern nach EU-Richtlinie verfügt Niedersachsen über mehr als zehn Prozent der Badegewässer in Deutschland. ndr 

 Audio 01.07.2025 

 Dresscode, Schutzmaßnahmen, hitzefrei: Wenn die Temperaturen steigen, müssen Arbeitgeber darauf reagieren. ndr 

 18.06.2026 

 Bei Temperaturen ab 30 Grad fühlen sich viele Menschen nicht mehr wohl. Was hilft, um die Hitze besser zu ertragen? ndr 

 18.06.2026 

 Ein Freibad sorgt für mit der Regelung für unter 16-Jährige für Diskussionen auch in Niedersachsen. Wie stehen Sie dazu? ndr 

 08.06.2026 

 Die UV-A- und UV-B-Strahlen der Sonne können die Augen schädigen. Deshalb bei gutem Wetter besser eine Sonnenbrille tragen. ndr 

 16.06.2026 

 Jeder Aufenthalt in der Sonne erhöht das Hautkrebs-Risiko. Deshalb ist der richtige Sonnenschutz so wichtig. ndr 

 19.06.2026 

 Kreislaufzusammenbrüche und Herzrhythmusstörungen können die Folge großer Hitze sein. Betroffen sind vor allem Ältere. ndr 

 Video 18.06.2026 

 Ob Sonne, Regen, Sturm oder Glatteis: Das ARD-Wetterstudio liefert die Wettervorhersage für Niedersachsen. ndr 

 19.06.2026 

 Das Wetter in Hamburg, Schleswig-Holstein, Mecklenburg-Vorpommern und Niedersachsen: Vorhersage, Regenradar und PLZ-Suche. ndr 

 13.03.2026 

 Hier finden Sie das aktuelle Wetter und die Vorhersage für ganz Norddeutschland. ndr 

 04.06.2026 

 Die große Sommer-Hitze könnte nach aktuellen Vorhersagen in Niedersachsen schon Mitte Juni kommen. Bereits der Mai war zu warm. ndr 

 15.06.2026 

 Der ausgiebige Regen im Mai kam gerade noch rechtzeitig. Sorge bereiten den Landwirten jedoch hohe Produktionskosten. ndr 

 Dieses Thema im Programm: NDR 1 Niedersachsen | Aktuell | 20.06.2026 | 10:00 Uhr 



Offene Gärten 2026: Gartenvielfalt im Norden erleben



2026-06-19


 Ideen sammeln und sich austauschen: Am Wochenende 20./21. Juni öffnen mehr als 200 private Gärten in Schleswig-Holstein und Hamburg ihre Pforten. In Mecklenburg-Vorpommern fand die Aktion am 13./14. Juni statt. 

 Vom Landschaftspark über Stadt- und Reihenhausgärten bis zu Klein- und Gemeinschaftsanlagen: Im Rahmen der Aktionen "Offener Garten" und "Offene Gärten" laden traditionell im Juni Hobbygärtnerinnen und -gärtner, Vereine, Gutshäuser oder Gärtnereien in Schleswig-Holstein, Hamburg und Mecklenburg-Vorpommern in ihre grünen Oasen ein. Der Eintritt ist meist kostenlos. Einige Gärten bieten Kaffee und Kuchen an. 

 Gartenneulinge und Freizeitgärtner können sich anschauen, wie andere Menschen ihr grünes Paradies gestalten, welche Pflanzen sie kombinieren, mit den Gartenbesitzern ins Gespräch kommen und manchen Ableger ergattern. Zudem erhalten sie Einblick in verschiedene Anlagen wie Bauern-, Rosen-, Kräuter-, Gemüse-, Obst-, Natur- oder Prärie- und Schattengärten. 

 Alle mehr als 200 teilnehmenden Gärten in Schleswig-Holstein und Hamburg finden sich auf der Website der Interessengemeinschaft Aktion "Offener Garten", auch nach Landkreisen oder Regionen sortiert. Zu jedem Garten gibt es Informationen zu den Besonderheiten, Öffnungszeiten und eine Auswahl an Bildern. Zu besichtigen sind neben den Privatgärten auch größere Anlagen wie der Botanische Garten in Kiel oder der historische Rosengarten Pinneberg. 

 Die 134 Gärten in Mecklenburg-Vorpommern, die an der Aktion am Wochenende 13./14. Juni teilgenommen haben, stellt der Verein "Offene Gärten in MV" auf seiner Website vor. Dort können sich Interessierte auf einer Landkarte oder auf einer nach Landkreisen sortierten Liste über die einzelnen Gärten informieren. So kann man zum Beispiel im Garten des Bibelzentrums Barth Pflanzen mit christlich geprägtem Namen entdecken oder in Franzburg einen Klostergarten und eine von Spalierobst eingefasste Streuobstwiese. 

 Neben den Wochenenden im Juni öffnen viele Gärten auch an weiteren Terminen. In Schleswig-Holstein und Hamburg können Besucher die Gärten außerdem jeweils am ersten Sonntag von Mai bis Oktober besichtigen. Zusätzlich findet am Samstag, 1. August, die "Lange Nacht der Gärten" statt. Neu ist ein zusätzliches Wochenende am 5. und 6. September, bei dem die herbstliche Gartengestaltung im Mittelpunkt steht. 

 In Mecklenburg-Vorpommern laden die teilnehmenden Gärten traditionell an zwei Wochenenden im Jahr, im Juni und September, zum Besuch ein. Das nächste Mal öffnen die Gärten im Nordosten am 12. und 13. September ihre Pforten. 

 230 Gartenbesitzer laden am Wochenende zur Aktion „Offener Garten“. Auch Kirstin Zoller aus Raa-Besenbek öffnet ihren Garten für Besucher. 

 Im Juni ist es Zeit für den Rückschnitt von Hecken und Rosen. Manchen Pflanzen droht ein Befall mit Pilzkrankheiten. 

 Blühende Stauden verleiten dazu, beim Pflanzen planlos vorzugehen. Doch die Beetgestaltung erfordert ein wenig Planung. 

 Welche Staude liebt Sonne, welche Halbschatten? Was eignet sich bei trockenen Böden? Ein Überblick mit Beispielen. 

 Ob aussäen und pflanzen, umgraben oder der richtige Schnitt: Tipps für den Garten, die genau in die Jahreszeit passen. 

 Spaten, Schaufel und Grubber: Mit den richtigen Geräten fällt die Gartenarbeit leicht. Welche Geräte sollte jeder haben? 

 Dieses Thema im Programm: 

 Radtour, Wanderung, Städtetrip: Der Norden bietet viele attraktive Ziele. Einfach Wunschkriterien auswählen und Tipps erhalten. 

 Hier finden Sie Tipps für einen schönen Ausflug in Nord·deutschland. Diese Tipps sind in Leichter Sprache. Und sie sind nach Bundes·ländern geordnet. 

 Die Ferientermine der norddeutschen Bundesländer auf einen Blick. 

 © Norddeutscher Rundfunk 



Kieler Sicherheitskonferenz: Warum die Ostsee so wichtig ist



2026-06-19


 Inhalte zeigen von: 

 Externe Anbieter: 

 Stand: 19.06.2026 • 16:42 Uhr 

 Auf der Kieler Sicherheitskonferenz tauschen sich führende Vertreter aus Politik, Militär, Rüstungswirtschaft und Wissenschaft über die Sicherheitslage aus. Wie steht es um den militärischen Schutz der Ostsee? 

 Einsatz der Schattenflotte, Spionage, Sabotage: Die Bedrohung durch Russland im Ostseeraum nehme aktuell zu, so sieht es nicht nur Bundesaußenminister Wadephul (CDU), der als prominentester Redner auf 5. Kieler Sicherheitskonferenz zu Gast ist. Gleichzeitig stellen die USA die militärische Unterstützung für ihre europäischen Verbündeten immer mehr in Frage. 

 "Wir alle haben verstanden, dass die Ostsee von zentraler Bedeutung für die Verteidigung des ganzen Bündnisses ist", so Wadephul. Denn nach den Plänen der NATO für einen möglichen russischen Angriff auf die nordischen und baltischen Staaten wäre die Ostsee der zentrale Korridor, um Truppen aus dem Westen Richtung Osten zu verlegen. "Für uns ist die Sicherheit der Ostsee der Schlüssel", sagt Finnlands Botschafter in Deutschland, Kai Sauer im NDR-Interview. Auf der Konferenz fühle er sich wie in einer Familie. 

 Trotz Plänen der US-Regierung, weniger Truppen für die NATO bereitstellen zu wollen, sieht Wadephul in den USA weiter einen verlässlichen Unterstützer der europäischen Alliierten. "Ich glaube, dass die USA sehr genau wissen, dass die Ostsee eine empfindliche Stelle im NATO-Bündnis ist", so Wadephul. Als Beleg dafür sieht der Außenminister auch das Manöver "Baltops", bei dem die Alliierten in den vergangenen Wochen zum 55. Mal gemeinsam auf der Ostsee trainierten - unter Führung der USA. 

 Nach Ende der NATO-Übung "Baltops" liegen zahlreiche Schiffe zum Beginn der Kieler Woche im Marinehafen der Landeshauptstadt. 

 Den Fokus lenkt Wadephul jedoch auf die Unterstützung durch Kanada. Die Nordamerikaner führen im weit entfernten Litauen bereits eine multinationale Brigade an. Wenn die volle Truppenstärke erreicht ist, sollen dort mehr als 2.000 kanadische Soldaten stationiert sein. "Kanada hat verstanden, dass die Verbündeten zusammenstehen müssen". Dies sei ein ermutigendes Zeichen, so Wadephul. 

 Bundesaußenminister Johann Wadephul (CDU) würdigt das kanadische Engagement im Ostseeraum. 

 Ein anderer internationaler Konfliktherd ist der Iran. Seit Inkrafttreten des Rahmenabkommens mit den USA nimmt die Diskussion über den Einsatz deutscher Minenjagdboote wieder Fahrt auf. Zwei in Kiel stationierte Schiffe sind bereits auf dem Weg in die Region. "Wir sind bereit zu helfen. Wir sind bereit, dafür zu sorgen, dass eine Minenräumung stattfindet", so Wadephul. Doch es gehe Sorgfalt vor Schnelligkeit. 

 04.05.2026 

 Das Minenjagdboot "Fulda" ist Richtung Mittelmeer gestartet. Bei Einsatzbeschluss soll es in der Straße von Hormus Minen räumen. ndr 

 In der Tat sind noch viele Fragen offen, etwa die, ob der Iran und der ebenfalls an die Straße von Hormus angrenzende Oman einem Einsatz deutscher Minenjagdboote überhaupt zustimmen würden. Wadephul hat nach eigenen Angaben am Donnerstag mit dem Außenminister des Oman über einen möglichen Einsatz gesprochen. Dieser habe erklärt, dass Deutschland willkommen sein könnte. 

 Deutsche Mienenjagdboote, wie hier die Fulda, könnten künftig auch in der Straße von Hormus eingesetzt werden. 

 Einem Einsatz müsste auch der Bundestag zustimmen. "Zunächst brauchen wir eine eindeutige völkerrechtliche Grundlage", so der Vorsitzende des Verteidigungsausschusses des Bundestages, Thomas Röwekamp (CDU) im NDR-Interview. Solch ein Einsatz müsse sorgfältig vorbereitet werden und sichergestellt sein, dass deutsche Soldaten nicht in Kampfhandlungen verwickelt würden. "Die Voraussetzungen für einen Einsatz sind aus meiner Sicht noch nicht erfüllt", zeigt sich Röwekamp skeptisch. 

 04.06.2026 

 Auf der Ostsee demonstriert die NATO Stärke: Beim Manöver Baltops trainieren 15 Nationen gemeinsam. ndr 

 Audio 16.06.2026 

 Die Hosts sind in Wismar zu Gast und sprechen mit dem Experten Moritz Brake über die Kriege im Nahen Osten und in der Ukraine. Im Mittelpunkt stehen Fragen rund um die maritime Sicherheit – auch im Ostseeraum. ndr 

 12.02.2026 

 16 Schiffe treffen sich im Rahmen des Manövers "Steadfast Dart". Es geht darum, sich gegen mögliche Angriffe zu wappnen. ndr 

 Dieses Thema im Programm: NDR 1 Welle Nord | Nachrichten für Schleswig-Holstein | 19.06.2026 | 16:00 Uhr 



GEOMAR plant Ostsee-Expeditionen - mit Windkraft und Segelboot



2026-06-19


 Inhalte zeigen von: 

 Externe Anbieter: 

 Stand: 19.06.2026 • 17:27 Uhr 

 Im Juli sollen die neuen Ostsee-Expeditionen des GEOMAR-Meeresforschungszentrums starten. Ein Segelboot soll die Wissenschaftler auch in flache Gewässer bringen, die bisher kaum untersucht wurden. 

 Wissenschaftliche Forschung und nachhaltige Schifffahrt miteinander verbinden - das ist die Idee hinter der Zusammenarbeit zwischen dem GEOMAR Helmholtz-Zentrum für Ozeanforschung Kiel und dem Team Malizia rund um den Profisegler Boris Herrmann. 

 Schon im vergangenen Winter war das Segelboot Malizia Explorer bereits im Namen der Wissenschaft unterwegs, in kaum kartierten Bereichen der Antarktis. Im Juli geht es für Forschende und Segelprofis in drei geplanten Expeditionen in verschiedene Ecken der Ostsee - fast ausschließlich mit Windkraft. 

 Das knapp 25 Meter Meter lange ehemalige Aluminium-Kreuzfahrtschiff mit Baujahr 2005 steht seit 2025 im Dienste der Wissenschaft. 

 "Viele Veränderungen, die im Kontext der Klimakrise in allen Weltmeeren zu beobachten sind, kann man in der Ostsee besonders gut erforschen, weil sie hier schon vergleichsweise weit fortgeschritten sind", sagt GEOMAR-Direktorin Prof. Dr. Katja Matthes. Erwärmung, Sauerstoffmangel und Überfischung sind nach wie vor große Probleme für das gesamte Ökosystem Ostsee. Die Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler möchten auf den geplanten Expeditionen Daten sammeln, um den aktuellen Zustand der Ostsee besser zu verstehen. 

 Ein Vorteil der Malizia Explorer gegenüber anderen Forschungsschiffen ist ihr vergleichsweise niedriger Tiefgang. Der ermöglicht es den Forschenden auch in küstennahen Gewässern Proben zu nehmen. Die Zielorte der geplanten Expeditionen liegen direkt in der Kieler Bucht, der Deutsch-Dänischen Grenzregion, sowie der Mecklenburger Bucht. Mit Wasserproben aus den verschiedenen Bereichen der Ostsee, möchten die Forschenden ein genaueres Bild der Ostsee erarbeiten. Dabei ist auch geplant die Daten mit bestehenden Datensätzen aus Dänemark und Deutschland zusammenzuführen. 

 Boris Herrmann hat bereits in der Vergangenheit beim Segeln Daten für die Wissenschaft gesammelt. Nun stellt sein Team den Forschenden die Malizia Explorer zur Verfügung. 

 Die geplanten Expeditionen haben mit Seegraswiesen und Mikroalgen zwei Forschungsschwerpunkte. "Seegraswiesen speichern in ihren Sedimenten besonders viel CO2 und ähneln damit den Mooren an Land", sagt Doktorandin Jana Willim. Die Forschenden wollen unter anderem herausfinden, wie weit verbreitet die Unterwasserpflanzen noch sind und wie man sie in Zukunft vielleicht wieder ansiedeln könnte. 

 Prof. Katja Matthes, Prof. Anja Engel und Jana Willim vom GEOMAR präsentierten am Freitag in Kiel ihre Forschungsansätze. 

 Ein weiterer Fokus der Forschungsfahrten ist das sogenannte Phytoplankton. Diese Mikroalgen bilden die Grundlage des Nahrungssystems in der Ostsee und spielen eine wichtige Rolle im Kohlenstoffkreislauf. Die Forschenden wollen herausfinden wie sich die Artenzusammensetzung dieser Mikroorganismen und ihre Aktivität als Hinweise auf den Gesamtzustand der Ostsee deuten lassen. Geplant sind insgesamt drei Forschungsfahrten im Zeitraum vom 9. bis 24. Juli. 

 20.06.2026 

 Im Mai waren Nord- und Ostsee erneut zu warm. Seit Jahren sind die Wassertemperaturen in beiden Meeren zu hoch. ndr 

 02.06.2026 

 Extremes Wetter droht noch unberechenbarer zu werden, weil der US-Präsident Klima-Daten löschen lässt. Aus Kiel kommt Gegenwehr. ndr 

 Dieses Thema im Programm: NDR 1 Welle Nord | Nachrichten für Schleswig-Holstein | 19.06.2026 | 15:00 Uhr 



Fußball-WM 2026: Hier finden Public Viewings in SH statt



2026-06-19


 Inhalte zeigen von: 

 Externe Anbieter: 

 Stand: 17.06.2026 • 07:27 Uhr 

 Seit dem 11. Juni läuft die Fußball-WM in den USA, Mexiko und Kanada. In Schleswig-Holstein gibt es viele Möglichkeiten, die Spiele bei Public Viewings die Spiele der deutschen Nationalmannschaft und anderer Teams zu verfolgen - trotz später Anstoßzeiten. 

 Am 11. Juni beginnt die Fußball-Weltmeisterschaft in den USA, Mexiko und Kanada mit dem Eröffnungsspiel Mexiko gegen Südafrika. Das Team der deutschen Nationalmannschaft ist am 14. Juni gegen Curaçao ins Turnier gestartet. In Schleswig-Holstein werden an einigen Orten die Spiele der deutschen Mannschaft übertragen. 

 Dafür laufen vielerorts aktuell die letzten Vorbereitungen. Zum Beispiel in Quickborn (Kreis Pinneberg). Hier findet 2026 zum ersten Mal ein Public Viewing statt. Die Veranstalter setzen unter anderem darauf, dass viele Fußballbegeisterte aus Hamburg kommen. Denn dort wird es anlässlich der WM 2026 kein zentrales Fanfest auf dem Heiligengeistfeld geben, wie es bei der EM 2024 noch der Fall war. In anderen Landesteilen Schleswig-Holsteins werden einige Spiele der Fußball-WM übertragen. 

 Bislang macht lediglich ein Plakat am gegenüberliegenden Parkhaus auf das Public Viewing auf dem Rathausplatz in Quickborn aufmerksam. 

 In Kneipen, Bars, Restaurants und auf Campingplätzen bieten Betreiber teils kleinere Public Viewing Veranstaltungen an. Der folgende Überblick erhebt keinen Anspruch auf Vollständigkeit. Auch können die angegebenen Veranstaltungszeiten abweichen oder kurzfristig geändert werden. Die aktuellen Zeiten können am besten direkt bei den Veranstalterinnen und Veranstaltern angefragt werden. 

 Kennen Sie einen weiteren Ort mit Public Viewing? Schreiben Sie uns gerne eine Nachricht im Messenger der NDR Schleswig-Holstein App. 

 Aufgrund der Zeitverschiebung zu den Austragungsorten der WM in den USA, Kanada und Mexiko finden die Übertragungen der Spiele in Deutschland zum Teil spät am Abend und in der Nacht statt. Damit Fans die Fußball-WM trotzdem live erleben können, hat das Bundeskabinett im März Ausnahmen von den normalerweise geltenden Lärmschutzregelungen beschlossen. So können auch Spiele nach 22 Uhr öffentlich übertragen werden. Die letzte Entscheidung liegt dabei aber jeweils bei den örtlichen Behörden. 

 Fußball-Fans dürfen öffentlich auch nachts jubeln - dank Ausnahmegenehmigung. 

 Die späten Anstoßzeiten sorgen laut Hotel- und Gaststättenverband Dehoga für Herausforderungen für die Veranstalter von Public Viewings. Laut dem Verband erschweren aber auch steigende Kosten wie zum Beispiel die GEMA-Gebühren die Organisation und Durchführung solcher Events. Größere Public Viewings seien dadurch wirtschaftlich schwer umzusetzen, heißt es vom Verband weiter. 

 04.03.2026 

 In diesem Jahr wird es dort zur Fußballweltmeisterschaft kein Public Viewing geben, das kündigte Veranstalter Uwe Bergmann an. ndr 

 25.03.2026 

 Das Kabinett hat Ausnahmen vom Lärmschutz beschlossen. mehr 

 15.06.2026 

 Die Fußball-WM verfolgen viele gerne beim Public Viewing. In Niedersachsen gibt es dazu einige Möglichkeiten. ndr 

 Video 12.04.2026 

 Die GEMA schüttet Tantiemen an Musikschaffende aus. Musik im Restaurant oder auf Veranstaltungen kann daher kostspielig sein. ndr 

 Dieses Thema im Programm: NDR 1 Welle Nord | Nachrichten für Schleswig-Holstein | 08.06.2026 | 16:30 Uhr 



Kieler Woche 2026: So klappt es entspannt mit der An- und Abreise



2026-06-19


 Inhalte zeigen von: 

 Externe Anbieter: 

 Stand: 18.06.2026 • 11:52 Uhr 

 Mehr als drei Millionen Gäste werden ab Samstag zur Kieler Woche erwartet. Viele kommen von außerhalb, auf den Straßen und in den Zügen kann es voll werden. Was es zu beachten gibt - und wie die Polizei darauf vorbereitet ist. 

 Nicht nur auf dem Wasser wird zur Kieler Woche eine Menge los sein. Auch am Festland rechnen die Veranstalter wieder mit großem Andrang in der Landeshauptstadt - und das für die ganze Dauer der Veranstaltung vom 20. bis zum 28. Juni. Mit einem Mobilitätskonzept will die Stadt Kiel allen Gästen eine reibungslose Hinfahrt und Heimreise ermöglichen. Auch der sogenannte Kieler-Woche-Kompass, eine interaktive Karte, soll dabei helfen. 

 Eine Übersicht zum Artikel: 

 Die Veranstalter der Kieler Woche empfehlen allen, mit den öffentlichen Verkehrsmitteln anzureisen. Wie der Nahverkehrsbund Schleswig-Holstein (NAH.SH) mitteilt, wollen die Bahnunternehmen ihre Kapazitäten aufstocken. So fahren die Züge vor allem an den beiden Wochenenden auch bis spät in die Nacht - häufig sogar zweimal pro Stunde. Zwischen Kiel und Neumünster fahren Züge ab nachmittags sogar dreimal pro Stunde. 

 Mehr als drei Millionen Menschen werden zur Kieler Woche erwartet - viele von ihnen reisen mit der Bahn an. 

 An den Wochenenden fahren nachts stündlich Züge auch zwischen Kiel und Lübeck, Eckernförde und Rendsburg. Auch die Nordbahn will nach eigenen Angaben zu dieser Zeit mehr Züge zwischen Kiel und Flensburg fahren lassen. Außerdem sollen auf dieser Strecke nachmittags längere Züge eingesetzt werden. 

 Zusätzlich soll es an den Wochenenden halbstündliche Rückfahrten bis ungefähr 2 Uhr nachts auf den Strecken von Kiel bis nach Preetz, Neumünster, Rendsburg, Eckernförde und teilweise auch Schleswig geben. Wegen Bauarbeiten auf der Strecke Schönkirchen - Schönberger Strand fahren keine historischen Züge. 

 Die Fahrpläne sind online in der NAH.SH-Fahrplanauskunft und direkt auf den Seiten der Verkehrsunternehmen zu finden. 

 14.06.2026 

 Auch im Sommer 2026 kommt es in Schleswig-Holstein weiterhin zu Zugausfällen und Ersatzverkehr. Diese Strecken sind aktuell betroffen. ndr 

 Auch die Kieler Verkehrsgesellschaft (KVG) will nach eigenen Angaben mit einem speziellen Mobilitätskonzept die Besucher zum Volksfest bringen. Wer Geld sparen möchte, für den gibt es ein Kieler-Woche-Ticket für 14 Euro. Zehn Tage lang können Fahrgäste sämtliche Busse im Stadtgebiet und bis nach Schilksee nutzen. Für 31 Euro sind auch die Förde-Fähren inklusive. Das Ticket ist übertragbar. Es gilt allerdings nicht montags bis freitags zwischen 6 und 10 Uhr morgens. 

 Für Senioren gibt es außerdem ein spendenfinanziertes Angebot, damit sie nach Anmeldung kostenlos fahren können. 

 17.06.2026 

 Millionen Besucher werden auf der Kieler Woche erwartet. Auch für den kleinen Geldbeutel und für Menschen mit Behinderung gibt es Angebote. ndr 

 Außerdem setzt die KVG wieder die Express-Buslinie 44 ein, die im Viertelstundentakt zwischen Hauptbahnhof zur Reventloubrücke pendeln soll. Die 12 und die 13 bringen Fahrgäste außerdem vom Kieler Zentrum direkt zum Olympiahafen nach Schilksee. Die stark frequentierten Linien 11, 12, 13 und 14 sollen abends und an Wochenenden öfter fahren. Ähnlich ist es bei Autokraft und den Verkehrsbetrieben Plön: Auch dort werden einzelne Buslinien in den Nachtstunden häufiger bedient. 

 Die Schlepp- und Fährgesellschaft Kiel (SFK) bietet Zusatzfahrten auf der F2-Schwentinelinie an. Das Deutschland-Ticket wird auf der F1 und F2 akzeptiert. Die SFK weist aber auf die begrenzten Plätze an Bord der Schiffe hin und bittet um Verständnis - nicht jeder Gast könne immer mitgenommen werden, heißt es. 

 Das Fahrrad gehört für viele KiWo-Besucher zu den bevorzugten Verkehrsmitteln. Für sie wird es neben den herkömmlichen Fahrradbügeln wieder vier bewachte und kostenlose Fahrradparkplätze mit 1.250 Stellplätzen auf dem Volksfest geben. Auch das Fahrradparkhaus "Umsteiger" am Hauptbahnhof steht Anreisenden zur Verfügung, betonen die Veranstalter. Und in der Innenstadt gibt es sogenannte Mobilitätsstationen mit geschützten Abstellflächen und Werkzeug. 

 Die Stadt setzt bei ihrem Mobilitätskonzept auch auf die Ausleihe von E-Scootern und Leihfahrrädern der Sprottenflotte. Sie weist aber darauf hin, dass die Eventflächen zur Kieler Woche tabu sind - die Gefährte können dort auch nicht abgestellt werden. Es gibt für sie markierte Sammelstellen rund um das KiWo-Gelände. 

 Außerdem wird es gewisse Verkehrseinschränkungen geben: Der Düsternbrooker Weg ist aufgrund der vielen Besucher temporär für Fahrräder und E-Scooter gesperrt, und zwar wochentags ab 17 Uhr und am Wochenende ab 12 Uhr. 

 Wer lieber mit dem eigenen Auto anreisen möchte, sollte genügend Zeit einplanen. In der Innenstadt ist das Parken entlang der Straßen wegen der Eventflächen teilweise eingeschränkt. Die Polizei geht davon aus, dass es zeitweise sehr voll werden kann. 

 Manche Straßen im Zentrum sind laut Stadt aus Sicherheitsgründen gesperrt, zum Beispiel zu bestimmten Zeiten der Düsternbrooker Weg oder die Straßen rund um den Rathausplatz. Die Stadt macht dort nur eine Ausnahme für Brautpaare, die zum Standesamt in der Fleethörn fahren möchten. 

 Volle Straßen? Zur Kieler Woche keine Seltenheit. Die Polizei will häufiger den Verkehr kontrollieren. 

 Die Veranstalter empfehlen Autofahrern stattdessen, eines der nahegelegenen Parkhäuser oder die ausgewiesenen Parkplätze zu benutzen. Die Stadt hat dazu eine Übersicht online. Eine Alternative dazu seien die Park-and-Ride-Parkplätze am Rand von Kiel, zum Beispiel in Russee, Elmschenhagen oder Wik. Campingbusse und Wohnmobile können wiederum zum Beispiel in der Koesterallee oder in der Mecklenburger Straße in Kiel geparkt werden. 

 Auch für Menschen mit Behinderungen stehen laut Stadt viele eventnahe Parkplätze zur Verfügung. Für Stellplätze, die wegen gesperrter Straßen wegfallen, hat die Stadt einen Ersatz geschaffen, betont ein Stadtsprecher. Eine Übersicht dazu gibt es auf der Webseite der Stadt. 

  

 Staus, Baustellen, Gefahren-Hinweise - die aktuelle Verkehrslage im Norden. ndr 

 Da es sehr voll werden kann, appelliert die Polizei an alle Verkehrsteilnehmenden, gegenseitig Rücksicht zu nehmen und vorsichtig zu fahren. Zur Kieler Woche wollen die Beamten häufiger den Verkehr kontrollieren, sagt Polizeisprecherin Stephanie Lage. Besonders Fahrer von E-Scootern und Fahrrädern hätten sie dabei im Blick. 

 Ein weiteres Augenmerk will die Polizei auf Alkohol, Drogen und Medikamentenmissbrauch legen. "Wir empfehlen allen Besucherinnen und Besuchern, das Fahrzeug stehen zu lassen, wenn man Alkohol trinken möchte, und sich stattdessen abholen zu lassen", so Lage. Auch das Taxi oder die öffentlichen Verkehrsmittel seien eine Möglichkeit, um sicher nach Hause zu kommen. 

 05.06.2026 

 Vom 19. bis 28. Juni herrscht in Kiel Ausnahmezustand: Segeln, Konzerte, Spaß für Kinder und natürlich das Feuerwerk - hier der Überblick. ndr 

 18.06.2026 

 Die Kieler Woche ist mit Millionen Besuchern das größte Volksfest im Norden. Polizei und Stadt haben ihr Sicherheitskonzept vorgestellt. ndr 

 17.06.2026 

 Bei der 132. Auflage der weltgrößten Segelwoche ab Samstag will Kiel seine Olympia-Tauglichkeit noch einmal beweisen. 4.000 Seglerinnen und Segler sind dabei. ndr 

 17.06.2026 

 Das größte Segelevent der Welt beginnt am Samstag. Die Verantwortlichen wollen beweisen, dass Kiel auch Olympia kann. ndr 

 Dieses Thema im Programm: NDR 1 Welle Nord/Nachrichten für Schleswig-Holstein I 19.06.2026 I 6 Uhr 

  



Kieler Woche 2026: Kostenlose und barrierefreie Angebote



2026-06-19


 Inhalte zeigen von: 

 Externe Anbieter: 

 Stand: 17.06.2026 • 16:52 Uhr 

 "Kieler Woche verbindet" - das ist das Motto der KiWo 2026. Die Organisatoren wollen damit auch Menschen ansprechen, die wenig Geld haben. Für sie gibt es verschiedene Angebote. 

 Die Kieler Woche findet vom 20. bis 28. Juni statt. Eine Möglichkeit bei der Kieler Woche einige Vergünstigungen zu bekommen, ist der "Kiel-Pass". Den bekommen Menschen, die unter anderem Bürgergeld oder Wohngeld beziehen, Grundsicherung bei Rente oder Leistungen nach dem Asylbewerberleistungsgesetz. Dazu zählen noch weitere Leistungen wie Kinderzuschlag. Die Stadt vergibt die Kiel Pässe nur an Menschen, die in Kiel wohnen. 

 Seit 1974 können Kinder auf der Spiellinie auf der Krusenkoppel bauen, malen und im Matsch toben. 

 Im Freilichttheater treten in diesem Jahr unter anderem Patrice und Gregory Porter auf. 

 Für Senioren gibt es ein spendenfinanziertes Angebot, um kostenlos mit dem Kieler-Woche-Ticket auf dem Volksfest mobil unterwegs zu sein. Die Howe-Fiedler-Stiftung sowie der Verein "Groschendreher" bieten die Tickets an. Seniorinnen und Senioren ab 60 Jahren können sich dafür anmelden. Das geht entweder telefonisch unter (0431) 556 99 251 oder per E-Mail: ticket@groschendreher.de oder post@howe-fiedler-stiftung.de. Eine Übersicht mit allen besonderen ÖPNV-Angeboten zur Kieler Woche finden Sie hier. 

 Alle Teilhabe-Angebote zur Kieler Woche gibt es hier. 

 17.06.2026 

 Millionen Besucher werden auf der Kieler Woche erwartet. Auch für den kleinen Geldbeutel und für Menschen mit Behinderung gibt es Angebote. ndr 

 18.06.2026 

 Ob mit Bahn, Auto oder mit dem Rad: Millionen Menschen werden ab Samstag zur KiWo erwartet - viele von ihnen kommen von außerhalb. Das gibt es zu beachten. ndr 

 20.06.2026 

 Die Kieler Woche bietet vom 19. bis 28. Juni wieder ein abwechslungsreiches Programm. Mehrere Millionen Gäste werden erwartet. ndr 

 Dieses Thema im Programm: NDR 1 Welle Nord | Moin! Der Tag in Schleswig-Holstein | 17.06.2026 | 16:45 Uhr 



Kultursommer am Kanal: Festival startet



2026-06-19


 Inhalte zeigen von: 

 Externe Anbieter: 

 Stand: 19.06.2026 • 09:50 Uhr 

 Ab dem 20. Juni beginnt der traditionelle Kultursommer am Kanal mit mehr als 100 Veranstaltungen, darunter ein Fahrrad-Slam. 

 Ab dem 20. Juni startet im Kreis Herzogtum Lauenburg der traditionelle Kultursommer am Kanal. Das Kulturfestival entlang des Elbe-Lübeck-Kanals bietet mehr als 100 Veranstaltungen von Groß Grönau bis runter nach Geesthacht. Neben Kunst und Musik, gibt es diese Saison zum ersten Mal auch einen Fahrrad-Slam. 

 Zum 21. Mal startet das Kulturfestival entlang des Elbe-Lübeck-Kanals. 

 Laut Jörg-Rüdiger Geschke von der Stiftung Kreis Herzogtum Lauenburg hat der Slam alles, was zum Kultursommer dazugehört: "Da ist Bildende Kunst dabei, durch Besuche von Ateliers, die man am Wegesrand besuchen kann. Da ist Literatur dabei - durch den Slam selbst. Da ist sogar ein Museum dabei, das man mit an der Strecke besuchen kann und ganz wichtig: Wir haben an allen Slam-Stationen auch Musik." 

 Dieses Thema im Programm: NDR 1 Welle Nord | Nachrichten für Schleswig-Holstein | 19.06.2026 | 09:30 Uhr 

  



Weltrekordversuch: Mit Schubkarre von Brunsbüttel nach Kiel



2026-06-19


 Inhalte zeigen von: 

 Externe Anbieter: 

 Stand: 19.06.2026 • 18:09 Uhr 

 Tilo Koch möchte innerhalb von 24 Stunden mit einer Schubkarre mehr als 100 Kilometer laufen - für den guten Zweck. 

 Seit Freitagmittag läuft in Schleswig-Holstein ein neuer Weltrekordversuch. Der 47-jährige Tilo Koch möchte innerhalb von 24 Stunden mit einer Schubkarre von Brunsbüttel (Kreis Dithmarschen) bis zum alten Leuchtturm in Kiel-Holtenau laufen. Das sind mehr als 100 Kilometer entlang des Nord-Ostsee-Kanals, für den guten Zweck. 

 Mehr als 100 Kilometer möchte Tilo Koch mit einer Schubkarre laufen. 

 Koch will so Spenden für den gemeinnützigen Verein "Kinderherzen wollen leben" sammeln, der auch das Kieler Kinderherz-Zentrum am Universitätsklinikum Schleswig-Holstein unterstützt. Die Schubkarre soll dabei als eine Metapher dienen, denn die Familien von herzkranken Kindern hätten ebenfalls eine schwere Last zu tragen. 

 Für einen neuen Weltrekord muss Koch bis Sonnabendmittag, 13 Uhr, in Kiel angekommen sein. In der Nacht wird es einen Zwischenstopp in Rendsburg geben. 

 Dieses Thema im Programm: NDR 1 Welle Nord | Nachrichten für Schleswig-Holstein | 19.06.2026 | 16:30 Uhr 

  



Südholstein: Radfahrer demonstrieren bei Sternfahrt



2026-06-20


 Inhalte zeigen von: 

 Externe Anbieter: 

 Stand: 19.06.2026 • 17:04 Uhr 

 Bei der sogenannten Sternfahrt am Sonntag fordern Radfahrer mehr Verkehrssicherheit - auch in Schleswig-Holstein. 

 Am Sonntag (21.6.) demonstrieren Radfahrerinnen und Radfahrer für mehr Verkehrssicherheit. Mit einer sogenannten Sternfahrt machen sie nach eigenen Angaben auf das Thema aufmerksam. Die Aktion startet demnach an verschiedenen Standorten in Schleswig-Holstein, Hamburg und Niedersachsen. Startpunkte sind unter anderem in Ahrensburg, Bad Oldesloe oder auch in Bargteheide (alle Kreis Stormarn). 

 An mehr als 60 Orten startet am Sonntag die Sternfahrt. Auch im Kreis Stormarn wird demonstriert. 

 Die Demonstranten fordern unter anderem einen schnelleren sowie konsequenteren Ausbau von Schnellwegen. Zudem kritisieren sie, dass es zu wenig Platz für Radwege auf den Straßen gibt. 

 Dieses Thema im Programm: NDR 1 Welle Nord | Nachrichten für Schleswig-Holstein | 19.06.2026 | 16:30 Uhr 

  



Kölln-Reisiek: Schaukel eingestürzt - Polizei vermutet Manipulation



2026-06-20


 Inhalte zeigen von: 

 Externe Anbieter: 

 Stand: 19.06.2026 • 12:19 Uhr 

 An einer Schaukel in Kölln-Reisiek ist vergangene Woche ein Querbalken zu Boden gestürzt - noch während ein Kind schaukelte. Die Polizei vermutet, dass die Schaukel vorher böswillig beschädigt wurde und hofft auf Hinweise. 

 Die Polizei vermutet eine Manipulation an einer Schaukel der Grundschule in Kölln-Reisiek (Kreis Pinneberg). Nach Angaben der Ermittler schaukelte am vergangenen Freitag (12.6.) bei einem Fest an der Schule ein Kind, als sich der obere Querbalken der Schaukel löste und auf einer Seite zu Boden stürzte. Das Kind wurde nicht verletzt. Ein TÜV-Prüfer hat sich den Schaden angesehen - nach seinem Gutachten gehen die Ermittler jetzt davon aus, dass jemand mit Absicht die Muttern an einem der Tragbolzen gelöst hat. 

 Mitte Mai hatte es bereits einen ähnlichen Fall am selben Gerüst gegeben: Damals hatte sich die Kette der Schaukel gelöst. Auch in diesem Fall gehen die Ermittler von einer mutwilligen Manipulation aus. Das Gerüst ist derzeit eingezäunt und darf nicht benutzt werden. 

 Außerdem hat die Polizei mitgeteilt, dass im Februar Schrauben an einem Zaun der Schule gelöst wurden. Ob es einen Zusammenhang zwischen den drei Fällen gibt, wird nun ermittelt. Die Polizei hofft auf Hinweise aus der Bevölkerung. Wer zwischen Februar und Juni etwas Verdächtiges an der Schule beobachtet hat, wird gebeten sich bei der Kriminalpolizei in Elmshorn zu melden unter der Telefonnummer (01421) 80 30. 

 26.06.2024 

 Die Polizei versucht nun herauszufinden, wer oder was den Alarm in dem Berufsschulzentrum ausgelöst hat. ndr 

 06.12.2024 

 Zum Teil soll es sich um Straftaten von Schülern an Schülern handeln. Erste Fälle gab es laut Polizei bereits im Sommer. ndr 

 Dieses Thema im Programm: NDR 1 Welle Nord | Nachrichten für Schleswig-Holstein | 19.06.2026 | 09:30 Uhr 

  



Flensburg: 16-Jähriger mit Messer verletzt



2026-06-19


 Inhalte zeigen von: 

 Externe Anbieter: 

 Stand: 19.06.2026 • 16:27 Uhr 

 Ein Streit zwischen zwei Jugendlichen eskalierte am Donnerstagnachmittag - die Polizei bittet um Hinweise. 

 Am späten Donnerstagnachmittag (18.6.) gegen 17 Uhr ist ein 16-Jähriger bei einer Auseinandersetzung in der Flensburger Fußgängerzone mit einem Messer verletzt worden. Nach Angaben der Polizei war es zuvor zu einem Streit mit einem 18-Jährigen gekommen. Der habe dann den 16-Jährigen mit einem Messer verletzt. Anschließend verließen beide den Ort. Der verletzte Jugendliche tauchte später beim Polizeirevier auf - von dort aus wurde er ins Krankenhaus gebracht und medizinisch versorgt. Lebensgefahr bestand laut Polizei nicht. 

 Aktuell ermittelt die Polizei wegen gefährlicher Körperverletzung. Beide kannten sich offenbar. 

 Zu den Hintergründen der Tat äußert sich die Polizei aktuell nicht - sie sind Bestandteil der laufenden Ermittlung. Nach derzeitigem Ermittlungsstand kannten sich die beiden. Zeuginnen und Zeugen, die den Vorfall beobachtet haben, werden gebeten, sich beim Kommissariat der Bezirkskriminalinspektion Flensburg unter der Telefonnummer (0461) 48 40 zu melden. 

 Dieses Thema im Programm: NDR 1 Welle Nord | Nachrichten für Schleswig-Holstein | 19.06.2026 | 16:00 Uhr 

  



Gewitter und Sturm wüten in SH: Mehr als 170 nächtliche Einsätze



2026-06-19


 Inhalte zeigen von: 

 Externe Anbieter: 

 Stand: 20.06.2026 • 11:18 Uhr 

 Sturm und Gewitter haben in der Nacht zum Samstag im Land die Einsatzkräfte beschäftigt. Mehr als 170 Einsätze wurden gefahren, sagt die Rettungsleitstelle. Auch ein Festival musste wegen des Wetters kurzzeitig evakuiert werden. 

 Umgestürzte Bäume, überflutete Straßen und vollgelaufene Unterführungen: Gewitter und Sturm haben in der Nacht zum Samstag (20.6.) Feuerwehr und Polizei in Atem gehalten. Laut der Rettungsleitstelle hat es mindestens 170 Einsätze gegeben - besonders im Norden des Landes und an der Westküste. 

 Am stärksten traf es demnach die Kreise Schleswig-Flensburg und Nordfriesland. Dort rückten Feuerwehren von 2.30 Uhr an zu mehr als 110 Einsätzen aus. So mussten beispielsweise die gut 5.000 Gäste des "Volume X"-Festival in Viöl bei Husum kurzzeitig das Gelände verlassen, so die Leitstelle. Sie wurden aufgefordert, Schutz vor dem Wetter zu suchen - in Autos, Bullis und Wohnmobilen. 13 Menschen wurden leicht verletzt. 

 Umgestürzte Bäume, herabgefallene Äste und umgeknickte Verkehrsschilder blockierten außerdem nach Angaben der Feuerwehr Straßen in den Kreisen. Kurios: Auf der Marschbahnstrecke zwischen Friedrichstadt und Husum musste die Feuerwehr ein vom Sturm verwehtes Trampolin von den Gleisen räumen. 

 Der Wind wurde zum echten Problem: Die Gewitterböen erreichten zeitweise Windstärke zwölf und die vollbelaubten Bäume boten eine riesige Angriffsfläche, so die Feuerwehr. Verletzt wurde nach Angaben der Polizei bis auf in Husum niemand - es blieb bei Sachschäden. 

 Auch im Kreis Dithmarschen waren Feuerwehr und Polizei stark gefordert. Dort zählten die Einsatzkräfte mehr als 60 Einsätze. Gegen 7 Uhr konnte überall wieder Entwarnung gegeben werden. 

 18.06.2026 

 Die nächsten Tage werden bei bis zu 33 Grad heiß - doch die Wärme wird wohl auch Gewitter mitbringen. ndr 

 08.06.2026 

 Vor St. Peter-Ording waren am Sonnabend drei Frauen auf einer Sandbank gestrandet. Die DGzRS sieht vor allem Priele als große Gefahr. ndr 

 Dieses Thema im Programm: NDR 1 Welle Nord | Nachrichten für Schleswig-Holstein | 20.06.2026 | 10:00 Uhr 



Tschip - die (noch) unbekannte Sportart aus Kiel



2026-06-19


 Inhalte zeigen von: 

 Externe Anbieter: 

 Stand: 20.06.2026 • 12:54 Uhr 

 Drei Kieler haben gemeinsam eine neue Sportart entwickelt, inklusive Regelwerk und Spielutensil. Das Spiel mit dem Namen Tschip begeistert immer mehr Fans. Nun steht die Weltmeisterschaft an. 

 Mehrere Teams, ein Ball und ein Ziel: das Spiel und am Ende das Turnier zu gewinnen. Was klingt wie die Fußballweltmeisterschaft, ist in Schleswig-Holstein viel lokaler anzutreffen, nämlich in Kiel. Und obwohl auch ein Ball involviert ist, hat dieser Sport mit Fußball nur entfernt etwas zu tun. 

 Bei der noch recht jungen Sportart Tschip steht die Weltmeisterschaft an - so nennen die Gründer ihr eigenes Turnier am 20. und 21. Juni auf der Kieler Woche. Die Teilnahmetickets für Erwachsene waren innerhalb von knapp zwölf Stunden ausverkauft. 

 Manchmal beginnen große Ideen ganz klein - im Falle von Tschip mit einer Papiertüte. An einem Sommertag im Park kickten die Gründer Jan Wesuls, Tim Bethke und Timo Bruns ein wenig herum, ohne Ziel, nur für den Spaß. Irgendwann landete der Ball in einer leeren Papiertüte und ihr Ehrgeiz war geweckt. Das war 2013. Seitdem verfolgten die drei ihre Idee weiter, ersetzten die Tüte durch einen Ring, bauten einen Prototypen nach dem anderen. Ein Sport war geboren. 

 Rund acht Jahre lang tüftelten die Entwickler an dem perfekten Ringfuß. 

 Was sich aus einer kleinen Idee mit Freunden heraus entwickelte, ist inzwischen zum kleinen Nischensport mit richtigen Wettkämpfen geworden. Und wo ein Wettkampf ist, müssen ordentliche und nachvollziehbare Regeln her. Die entwickelte das Gründer-Team von Tschip zusammen mit den ersten Fans des Sports. So entstand "tschampion.tschip", das Regelwerk für Turniere. Und: "Jeder, der mit uns spielt, hat die Option, das mit nach vorne zu entwickeln", so Jan Wesuls. 

 Das Tschip-Entwicklerteam besteht inzwischen aus vier Personen: Pascal Entinger, Tim Bethke, Timo Bruns und Jan Wesuls (v.l.n.r.). 

 Bei dem Spiel sind die Teams nicht nach Geschlecht oder Altersgruppe aufgeteilt. Alle spielen zusammen. Das Spielfeld hat bei Tschip keine feste Größe. Gespielt wird dort, wo Platz ist. Auch die Regeln sind anpassbar an die eigene Spielsituation. 

 Das unterscheide Tschip von anderen Sportarten, meinen die Gründer. Hier gehe es um Kreativität und Spaß, nicht um strikte Regeln. Deswegen gebe es bei Turnieren auch keinen Schiedsrichter. "Fairplay first" ist das Motto. 

 Wer auf den Geschmack gekommen ist, kann den Sport selbst zu Hause ausprobieren, denn das geht ohne große Hürden oder Anmeldungen, als "Alternative zum klassischen Vereinssport", sagt Tim Bethke. "Man braucht nicht viel: nur einen Ball und einen Ring." Und der muss nicht einmal von ihnen sein, wie Jan Wesuls ergänzt. "Man kann auch gern eine Fahrradfelge aus dem Keller nehmen." 

 Um diesen Ring dreht sich das Spiel. Er besteht aus einer Fahrradfelge und den eigens entwickelten Füßen. 

 Bei Tschip dreht sich alles um einen Kreis: den Ring. Gespielt wird mit einem 350 Gramm leichten Fußball und gegeneinander. Das heißt: Ab zwei Personen kann der Spaß losgehen. Bei Turnieren wird um den Ring ein Kreis von etwa drei Metern gezogen, dieser Bereich ist tabu. Der restliche Platz drum herum ist das Spielfeld. Gespielt wird im Wechsel und in drei Sätzen. Wer zuerst elf Punkte hat, gewinnt den Satz.

Ziel ist es, den Ball mit nur einer Berührung in den Ring zu tschippen - mit allen Körperteilen außer den Händen. Ansonsten ist vom Spielen "über Bande", also gegen eine Mauer, bis zum Fallrückzieher alles erlaubt. Je nachdem, von wo getschippt wird oder wie spektakulär der Treffer war, gibt es zum regulären Treffer noch Zusatzpunkte. "So kann es passieren, dass man mit einem Kopfball-Doppel-Ditscher schon fünf Punkte macht", erklärt Tim Bethke. 

 Die Begeisterung für den Sport wächst: Immer mehr Menschen in Schleswig-Holstein, aber auch darüber hinaus, interessieren sich für Tschip, so die Gründer. Inzwischen haben sie offizielle Sponsoren, erhalten sogar Anfragen aus Schulen für den Sportunterricht. Einige Fußballtrainer hätten den Ring auch bereits in ihr Fußballtraining mit eingebaut, erzählen sie. 

 Reich werden wollten die drei damit aber nie, meint Tim Bethke im Gespräch mit NDR Schleswig-Holstein. Es sei ihnen immer um den Spaß am Sport gegangen. Und wenn der Hype um das Spiel irgendwann abnimmt? "Dann spielen wir halt wieder im Park", sagt Bethke lachend. So wie alles begann - nur dieses Mal ohne Papiertüte. 

 23.05.2026 

 Yoga, Skaten oder Gehirnjogging: Landesweit bieten Vereine auf Initiative des Landessportverbands wieder Gratiskurse an. ndr 

 Video 20.08.2025 

 Bei einem Outdoor-Bootcamp in Wittenbergen kommt Reporterin Lisa Synowski ganz schön ins Schwitzen. ndr 

 03.05.2026 

 Die Gründe für das Interesse sind laut Verband vielseitig. Viele Vereine fördern nicht nur die Fähigkeiten fürs Boxen. ndr 

 Dieses Thema im Programm: NDR Fernsehen | Schleswig-Holstein Magazin | 20.06.2026 | 10:00 Uhr 

  



Karl-May-Spiele in Bad Segeberg: Noch eine Woche bis zur Premiere



2026-06-19


 Inhalte zeigen von: 

 Externe Anbieter: 

 Stand: 19.06.2026 • 21:01 Uhr 

 Mit der Inszenierung „Im Tal des Todes“ feiert das Freilichttheater am Kalkberg am Samstag (27.6.) die Premiere der Karl-May-Spiele in Bad Segeberg. Bereits jetzt gaben die Verantwortlichen bei einer Vorpremiere Einblicke in die neue Produktion. 

 DIe Vorstellung beginnt. Geschäftsführerin Ute Thienel stimmt die Gäste auf die diesjährige Geschichte ein, die in Mexiko spielt. Anschließend wird auf der Bühne deutlich, was die Besucher und Besucherinnen in diesem Jahr erwartet: Schießereien, Verfolgungsjagden zu Pferd, dramatische Szenen und jede Menge Pyrotechnik. Besonders eindrucksvoll: Ein Haus explodiert und stürzt in sich zusammen, während sich das Bühnenbild innerhalb weniger Sekunden komplett verändert. 

 Für Schauspielerin Isabel Varell ist die Mitwirkung bei den Karl-May-Spielen eine besondere Herausforderung. Für ihre Rolle hat sie sogar ein neues Hobby begonnen: Reiten. „Ich bin in meinem ganzen Leben noch nie geritten“, erzählt die Schauspielerin. Für die Produktion habe sie sich in Nordrhein-Westfalen eine Reitschule gesucht und eigens mit dem Training begonnen. Zwar sei das keine Voraussetzung für die Rolle gewesen, doch die Lust auf das Abenteuer habe sie gepackt. 

 Auch Alexander Klaws ist in diesem Jahr wieder als Winnetou zu sehen. Nach inzwischen sechs Jahren in der Rolle wartet auf ihn dennoch ein ganz besonderes Highlight. Klaws verrät, dass er erstmals als Winnetou auf dem Kalkberg stehen wird – zuletzt tat dies Gojko Mitić in seiner Zeit als Winnetou. 

 Eine Szene der Inszenierung für die kommende Saison der Karl-May -Spiele. 

 Bis zur Premiere am 27. Juni wird unter der Regie von Nicolas König weiter intensiv geprobt. Zwar sitzt der Großteil der Inszenierung bereits, dennoch geht es in den letzten Tagen vor allem um Feinarbeit, Abläufe und die perfekte Positionierung der Darsteller auf der Bühne. Die diesjährige Produktion kostet rund 7 Millionen Euro. Gespielt wird bis zum 6. September jeweils von Donnerstag bis Sonntag. Insgesamt sind 73 Vorstellungen geplant. 

 08.09.2025 

 Rund 445.000 Besucher kamen für die Inszenierung "Halbblut" an den Kalkberg. Die Zahl liegt knapp unter dem Rekord von 2024. ndr 

 27.03.2026 

 Ende Mai beginnen die Proben am Kalkberg für die diesjährige Inszenierung "Im Tal des Todes". ndr 

 17.03.2026 

 Die Vorbereitungen für die 73. Spielzeit laufen. Ein Teil davon ist die Personalsuche für Jobs neben und hinter der Bühne. ndr 

 Dieses Thema im Programm: NDR 1 Welle Nord | Nachrichten für Schleswig-Holstein | 19.06.2026 | 17:00 Uhr 
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KW 25: Die Woche, in der Sachsen ihren Landtag zur Vernunft riefen



2026-06-20


 Liebe Leser*innen, 

 am kommenden Mittwoch soll der sächsische Landtag eine Polizeigesetz-Novelle verabschieden, die im Bundesland das Zeitalter der automatisierten Überwachung einleitet. Kameras sollen dann Menschen identifizieren und ihr Verhalten analysieren. Die Polizei soll im Internet nach bestimmten Gesichtern und Stimmen fahnden und aus verschiedensten Quellen gesammelte Informationen in eine Mega-Datenbank kippen, aus der ein Chatbot beispielsweise Listen von Verdächtigen generiert. Dazu kommt die Erlaubnis zum verdeckten Einsatz von Kennzeichenscannern und Staatstrojanern. 

 Die schwarz-rote Minderheitsregierung greift für diesen Überwachungs-Exzess auf Stimmen des BSW zurück. Doch es gibt im Bundesland auch deutlichen Widerstand. Antifaschistische Bündnisse, Fußball-Fan-Anwält*innen, Netzaktivist*innen, der Chaos Computer Club, der Landesdatenschutzbeauftragte, die sächsischen Jusos und die Grüne Jugend mahnten diese Woche noch einmal eindringlich vor den neuen Befugnissen. 

 Noch darf man auf die Vernunft der sächsischen Abgeordneten von Schwarz-Rot-BSW hoffen. Und selbst wenn sie der Dystopie die Tür öffnen, bricht die bundesweite Welle der Polizeigesetzverschärfungen vielleicht anderswo. Noch hat der Bundestag Gesichtersuche und Datenanalyse für Bundesbehörden nicht verabschiedet. Noch sind in Berlin die KI-Kameras nicht installiert. Noch kann die Linke die Überwachungspläne in Thüringen aufhalten. Viel Hoffnung geben mir auch die Demonstrationen gegen Polizeigesetzverschärfungen, vergangene Woche in Berlin und Kiel, heute in Hamburg und Leipzig – als quasi allerletzte Mahnung an die dortigen Abgeordneten. 

 Viel Spaß beim Lesen! 

 Martin 

 Ähnlich wie in Propagandafilmen wird heute daran geforscht, wie sich Werbebotschaften gut in KI-Suchen integrieren lassen. Mit Blick auf Google stellt sich die Frage, ob es da nicht einen harten Schnitt braucht. Von Bianca Kastl –
Artikel lesen 

 Deutsche Polizeien sollen uns mit KI überwachen. Lange blieb der Aufschrei aus, jetzt gab und gibt es in gleich vier Städten Demonstrationen dagegen. Von Denis Glismann, Martin Schwarzbeck –
Artikel lesen 

 Im Gesundheitsausschuss des Bundestages musste die Regierung massive Kritik für ihren Entwurf des Medizinregistergesetzes einstecken. Er beschränke den Datenschutz, beschneide das Widerspruchsrecht und gefährde die Grundrechte der Patient:innen. Zuspruch gab es für einen Änderungsantrag der Grünen. Von Daniel Leisegang –
Artikel lesen 

 Palantir kassiert vor einem Handelsgericht in der Schweiz eine Niederlage. Der US-Konzern wollte nach kritischer Berichterstattung der „Republik“ eine Gegendarstellung erreichen. Das Gericht urteilte jedoch, dass die Darstellung der Tatsachen weitestgehend korrekt sei. Von Constanze –
Artikel lesen 

 Darf Frankreich im nationalen Recht festlegen, dass Pornoseiten das Alter ihrer Nutzer*innen prüfen müssen? Zwei Anbieter aus Tschechien klagten dagegen, der Europäische Gerichtshof formulierte Bedingungen. Von Chris Köver –
Artikel lesen 

 Smart Glasses kommen im Mainstream an. Sie sehen aus wie herkömmliche Brillen und sind eine völlig neue Bedrohung für die Privatsphäre. Was man über die übergriffigen Geräte wissen sollte. Von Chris Köver, Markus Reuter –
Artikel lesen 

 Mit W Social ist ein soziales Netzwerk gestartet, bei dem man sich nur nach Passkontrolle anmelden kann. Das ist keine gute Idee. Überhaupt spricht einiges dagegen, sich bei dem schwedischen Startup einen Account zuzulegen. Ein Kommentar. Von Markus Reuter –
Artikel lesen 

 Die geplante Polizeirechtsnovelle schadet politischem Protest und bedeutet massive Grundrechtseingriffe. Mit dieser Warnung positionieren sich zivilgesellschaftliche Organisationen in Sachsen gegen das Polizeigesetz – kurz vor der finalen Abstimmung im Landtag. Kritik kommt von Fußballfans, antifaschistischen Bündnissen, den Jusos, dem CCC sowie der Landesdatenschutzbeauftragten. Von Leonhard Pitz –
Artikel lesen 

 Das Bundeskriminalamt führt verschiedenste Dateien mit umfangreichen Personendaten – auch mit Gesichtsbildern, Fingerabdrücken oder DNA-Daten. Es gibt aber auch ein Recht auf Auskunft. Von Matthias Monroy –
Artikel lesen 

 Die EU-Kommission will verhindern, dass Migrant*innen nach Großbritannien ausreisen. Dazu gibt es auch diplomatischen Druck auf die Herkunftsländer. Von Matthias Monroy –
Artikel lesen 

 Memes und AI-Slop prägen die zweite Amtszeit von US-Präsident Donald Trump. Der Kunsthistoriker Wolfgang Ullrich sieht darin eine neue illiberale Regierungsform begründet – die „Memokratie“. Ein Interview über autoritäre Bildpolitik, das emanzipatorische Potenzial von Memes und ihre politische Zukunft. Von Denis Glismann –
Artikel lesen 

 Die Arbeit von netzpolitik.org finanziert sich zu fast 100% aus den Spenden unserer Leser:innen.
Werde Teil dieser einzigartigen Community und unterstütze auch Du unseren gemeinwohlorientierten, werbe- und trackingfreien Journalismus jetzt mit einer Spende. 



Memes, Memifizierung, Memokratie: „Wer nicht mitlacht, gehört nicht dazu“



2026-06-20


 Im Zentrum des Bildes steht eine Person in weißer Tunika. Licht strahlt aus ihren Händen, die sie einem Kranken auflegt. Das Motiv zeigt nicht Jesus, sondern Donald Trump. Vor wehender US-Flagge, umringt von betenden Menschen, einer Krankenschwester und einem Soldaten. Dazu US-Symbole der Macht und Dominanz: Weißkopfseeadler und Kampfjets. Das KI-generierte Bild postete Trump im April 2026 auf seiner Plattform „Truth Social“. 

 Das Motiv löste prompt heftige Kritik im christlich-konservativen Lager aus, Evangelikale warfen Trump Blasphemie und Selbstüberhöhung vor. Der US-Präsident löschte den Post am nächsten Tag und gab an, er sei auf dem Bild lediglich als „Arzt“ zu sehen gewesen. Nur die „Fake News“ hätten auf eine andere Idee kommen können. Es ist selten, dass Trump solche Rückzieher macht: Für gewöhnlich kann er sich im Netz auf eine Gefolgschaft verlassen, die seine Memes aufgreift und reproduziert. 

 Der Kunsthistoriker und Kulturwissenschaftler Wolfgang Ullrich wertet die Kommunikationsmittel der Trump-Administration als Ausdruck einer neuen illiberalen Regierungsform. Bildsprache und Internethumor würden auf offiziellen Accounts der US-Regierung gezielt als Mittel genutzt, um den öffentlichen Diskurs zu beeinflussen, so Ullrich. Insbesondere die Memes dienten dazu, demokratische Diskurse zu polarisieren, Feindbilder zu produzieren und die Stimmung für bestimmte Narrative auszuloten. In seinem Buch „Memokratie“ untersucht Ullrich die Strategien autoritärer Bildpolitik – und was man ihr entgegensetzen kann. 

 netzpolitik.org: Wir sehen in den sozialen Medien, dass die US-Regierung mehr und mehr KI-generierte Memes einsetzt. Die Medien sprechen in diesem Zusammenhang von „AI-Slop“ oder „Slopaganda“. Der Iran wendet diese Strategie ebenfalls an. Was passiert da? 

 Wolfgang Ullrich: Diese Formate wollen mit Bildern oder „Bildwitzen“ bestimmte Narrative starkmachen. Bei klassischen Memes steht oft der Witzcharakter im Zentrum, bei AI-Slop soll eher ein kinoartig großes und suggestives Geschehen imaginiert werden. Es sind keine Formate, die dazu gedacht sind, politisch Andersdenkende zu überzeugen. Es geht darum, vor allem jene Menschen, die einem weltanschaulich nahestehen, zu befeuern. Es sind deshalb auch keine diskursiven oder argumentativen, sondern schrille, laute und polemische Formate. Dass Andersdenkende abgeschreckt werden, wird dabei gerne in Kauf genommen, weil umgekehrt gilt: Je mehr es die einen abschreckt, umso begeisterter sind die anderen. 

 Trump-Fans sollen zudem dazu gebracht werden, ihrerseits aktiv zu werden und ebenfalls politische Inhalte zu „memifizieren“. Es gibt sehr viele Memes und KI-generierte Videos von sogenannten „Meme-Warriors“, die etwa Trump als militärischen Oberbefehlshaber feiern, der am roten Knopf sitzt und anderen Befehle erteilt. Oder es wird auf die vermeintliche Überlegenheit der US-Armee verwiesen. Auch das Bild von Trump als Jesus stammt ursprünglich von einem Meme-Warrior, der es bereits im Februar gepostet hatte. 

 Die Lego-Videos aus dem Iran hingegen sollen Menschen aus verschiedenen Milieus ansprechen, um so neue Konflikte und Allianzen innerhalb der westlichen Öffentlichkeit zu schaffen. Es sollen sowohl linke Trump-Gegner als auch ultrarechte MAGA-Anhänger ihren Spaß an den Videos haben. Die MAGA-Bewegung soll so in einen primär antisemitischen Flügel und einen primär antimuslimischen Flügel gespalten werden. Und auf einmal sympathisiert jemand möglicherweise für eine Seite, die man sonst nicht mag. Das irritiert natürlich und bringt Unruhe in die Gesellschaft. 

 Die Lego-Videos wären ohne soziale Medien nicht denkbar, wo sie verbreitet, kommentiert und weiterverarbeitet werden. Man konnte die Reaktion ja sehen: In vielen politischen Milieus gab es auf einmal Nachahmungen der Lego-Videos. Sie haben sich schnell zu einem eigenen Meme entwickelt. 

 netzpolitik.org: Wann wird aus der Memifizierung der Politik eine Memokratie? 

 Wolfgang Ullrich: Wenn Memes nicht nur ein Kommunikationsmittel der Politik sind, sondern Politik darauf zugeschnitten und damit legitimiert wird. Soziale Medien werden dann zu einem wichtigeren Ort politischer Auseinandersetzung als etwa Parlamente. 

 Trump macht politisch sehr viel per Dekret, also am US-Kongress vorbei, und lässt sich dabei von der vermeintlichen Stimmung im Netz leiten. Der Kongress ist in Trumps zweiter Amtszeit auffallend irrelevant geworden. Gleichzeitig hat man das Gefühl, ein paar Tausend Meme-Warriors bestimmen die politische Richtung – zumindest mehr als die Abgeordneten oder der Rest der US-Bevölkerung. 

 Und es gab ja schon Fälle, wo Trump wieder zurückgerudert ist, weil die Meme-Warriors nicht mitgezogen sind. Es ist also nicht so, dass er auf niemanden hören würde. Aber die politische Legitimation scheint über eine vage definierte Gruppe von Anhängern zu laufen, die Fanfiction produzieren und Memes verbreiten. Das heißt, die oft brachiale Durchsetzung von Inhalten in sozialen Medien wird zur eigentlichen Grundlage der Politik. 

 Wir decken es auf. Mit deiner Unterstützung. 

 Soziale Medien sind aber kein demokratischer Ort. Zwar können dort theoretisch alle teilhaben, aber nicht unter denselben Bedingungen. Die Algorithmen bestimmen, was verstärkt wird – und sie verstärken oft aggressive und schrille Inhalte. Ein Politiker, der damit Entscheidungen begründet oder diese wieder zurücknimmt, folgt keinen demokratischen Prinzipien im engeren Sinne. 

 netzpolitik.org: Welche Auswirkungen auf Politik und Gesellschaft hat die Memifizierung – auch im Hinblick auf die Darstellung von Krieg und Gewalt? 

 Wolfgang Ullrich: Wenn die Trump-Regierung über Memes beispielsweise die politische Entscheidung kommuniziert, das Internierungslager „Alligator Alcatraz“ in Florida in Betrieb zu nehmen – wo die Trump-Regierung Menschen gefangenhält, die sie abschieben will -, dann ist das keine harmlose Meme-Kultur mehr. Der Name soll an die berühmt-berüchtigte Gefangeneninsel bei San Francisco erinnern, wo vor allem Schwerkriminelle inhaftiert waren. Zugleich wird suggeriert, dass die Alligatoren aus den Sümpfen Floridas die Ausbrechenden auffressen würden. Dieses krasse Bild gibt die Trump-Regierung in Wissen vor, dass im Netz Tausende auf derartige Inspirationen warten, um eigene Memes und KI-Videos zu produzieren. Einige davon repostet die Regierung dann auf ihren offiziellen Accounts. 

 Im Ergebnis entstehen Inhalte, in denen etwa Menschen, die ohne rechtsstaatliches Verfahren inhaftiert und deportiert werden, nicht mehr vorkommen. Stattdessen sehen wir KI-generierte Alligatoren, garniert mit lustigen Sprüchen. Ein sehr ernstes politisches Thema wird so bagatellisiert und banalisiert. Und wer kritisch nachfragt, erntet schnell den Vorwurf, ein Spielverderber zu sein und keinen Humor zu haben. Das zeigt, wie geschickt diese Strategie ist: Ein ernsthafter Diskurs soll gar nicht erst entstehen und die gemeinsame Grundlage für rationale Argumente geht verloren. 

 netzpolitik.org: Heißt das, Memes können die politische Debatte unterhöhlen? 

 Wolfgang Ullrich: Ja, ein an sich komplexes Thema wird „weggewitzelt“ und in eine Sprache übersetzt, in der allein derbe Affekte erzeugt und bedient werden. Gleichzeitig führen Memes und AI-Slop dazu, dass sich Trumps Kritiker intellektuell beleidigt fühlen und sich von der Politik abwenden, weil es ihnen „zu doof“ wird. Auch damit hat die Trump-Regierung ein Ziel erreicht, weil jene dann nicht mehr als ihre Gegner hervortreten. 

 Insofern ist das eine Verdummungsstrategie. Und es wird nicht besser, wenn sich die Medien darum bemühen, das, was „trashig“ und albern kommuniziert wird, wieder in politische Sprache zu übersetzen. Dann wird zwar der Kern der politischen Entscheidung mitgeteilt, aber das Narrativ und seine rassistische Motivation tauchen so nicht auf. 

 netzpolitik.org: Wie sollten Medien also mit der Memokratie umgehen? 

 Wolfgang Ullrich: Bei „Alligator Alcatraz“ sollten sie zumindest deutlich machen, dass allein durch die Namensgebung eine bestimmte Stimmung in der Bevölkerung erzeugt werden soll. Schon der Verweis auf das Gefängnis Alcatraz soll suggerieren, dass es sich bei den Inhaftierten in Florida um Schwerstkriminelle handelt, die man unbedingt loswerden müsse. Die Bezeichnung soll diese Menschen zu asozialen Wesen machen, um deren Rechte man sich nicht kümmern muss. 

 Auch warum überhaupt mit Memes gearbeitet wird, sollten Medien analysieren. Etwa die Frage, wen die US-Regierung damit erreichen oder ausschließen will. Memes haben immer auch eine exkludierende Dimension und transportieren auf harte Weise: Wer nicht mitlacht, gehört nicht dazu. Außerdem sollten die Medien genauer darauf achten, bei welchen Themen oder zu welchen Zeitpunkten Trump und seine Leute mit Memes agieren. Oft passiert das in einer „Testphase“ einer politischen Entscheidung, in der sie die Reaktionen der Meme-Warriors abwarten und schauen, ob genügend Rückendeckung vorhanden ist. 

 netzpolitik.org: Trump tritt über die Memes mit seiner Online-Gefolgschaft also in eine Beziehung ein. Ist die Memokratie auf den Personenkult angewiesen? Was bleibt von ihr, wenn Trump abtritt? 

 Wolfgang Ullrich: Die Memokratie hat eine Neigung zum Personenkult, weil sich über die Personalisierung starke Affekte transportieren und Geschichten erzählen lassen. Anfänglich braucht es diesen Impuls vielleicht auch: Follower folgen auf der Plattform schließlich primär der Person, nicht einer Institution. 

 Zugleich handelt es sich nicht nur um einen Personenkult, sondern immer auch um eine Form von Populismus. Weil eben nur das, was auf Affekte zielt – wo es also um Hass, Wut, Schadenfreude und Zynismus geht –, auch am ehesten viral gehen wird. Deshalb wird ein memokratischer Stil wohl immer auch ein populistischer Stil sein, weil dieser in sozialen Medien breites Gehör findet. 

 Wenn Trump nicht mehr im Amt ist, wird ein Vakuum entstehen. Die Meme-Warriors sind aber schon dabei, einen Nachfolger aufzubauen. AI-Slop ist hier ein interessantes Thema, weil sie jeden Tag zahlreiche solcher Videos veröffentlichen, in denen JD Vance oder Marco Rubio vorkommen. Vance wird von den Meme-Warriors aktuell mehr geliebt als Rubio. 

 Potenzielle Nachfolger werden daraufhin getestet, welche Narrative sich mit ihnen gut verknüpfen lassen. Vielleicht sogar andere als bei Trump? Ich glaube, Vance und Rubio hätten gute Chancen, mit derselben memokratischen Logik wie Trump weiterzumachen. Meine Prognose ist, dass wir mit Vance als Nachfolger weiterhin memokratische Verhältnisse haben werden. Rubio hingegen könnte zu einem konventionelleren Politikstil zurückkehren. Anders als Vance greift er die Motive der Meme-Warriors bisher kaum auf. 

 netzpolitik.org: Weiten wir den Blick: Winnie the Pooh ist in China zensiert, weil Xi offenbar den Vergleich mit der Cartoon-Figur scheut. Ähnliches gilt in Russland für das Bild von Putin „the gay clown“. Eignet sich das Meme für den Kampf gegen Autokraten? 

 Wolfgang Ullrich: Memes sind ursprünglich ein emanzipatorisches Format, um sich – meist in Subkulturen – über Mächtige lustig zu machen. Das kann befreiend, verbindend und auch solidaritätsstiftend sein. Memes stehen damit in der Tradition von Karikatur und Satire. Ihr Humor kann nicht zuletzt als Schutz vor den Mächtigen fungieren. 

 Doch mit dem Humor Andersdenkender hat Trump große Probleme. Das sieht man daran, wie hartnäckig er gegen Comedians postet. Selbst wenn diese nur einen relativ harmlosen Witz über ihn machen, will er sie absetzen lassen, ihre Sender schließen oder Lizenzen entziehen. Trump möchte offenbar am liebsten ein Monopol darauf haben, sich über andere zu belustigen. 

 Und wer die Frühzeit der Memes nicht kennt, könnte fast glauben, dass diese nur dazu dienen, Regierungspolitik durch Veralberung unangreifbar zu machen. Damit sind sie aber nicht mehr emanzipatorisch, sondern bedrohlich: Weil jene, über die Trump witzelt, befürchten müssen, dass er ernst macht, weil er die Macht dazu hat. Es wäre schade, wenn das Meme seinen Status als Oppositionsmedium verliert. 

 netzpolitik.org: Der kalifornische Gouverneur Gavin Newsom reagierte auf Trump mit eigenen Memes. Ist das eine erfolgreiche Strategie? 

 Wolfgang Ullrich: Newsom hat dadurch eine größere mediale Öffentlichkeit erhalten. Allerdings hat die Demokratische Partei keine gut organisierte Armee an Meme-Warriors, die seine Inhalte aufgreifen. Deshalb verpuffte das schnell wieder. 

 Um Erfolg zu haben, müsste man wie Steve Bannon vorgehen – also nach dem Prinzip: „Flood the zone with shit“. Dazu braucht es aber Tausende von Accounts, die das „Fluten“ durchführen und sich nicht zu schade dafür sind, jeden Tag „Shit“ zu posten und zu reposten. 

 Der New Yorker Bürgermeister Zohran Mamdami hat in seinem Wahlkampf mehr auf das Wort als auf das Bild gesetzt. Das war erfolgreich. Während die Strategie von Trump und Newsom darauf abzielt, so albern und schrill wie möglich zu sein, hat Mamdami die Anliegen der Leute demonstrativ ernstgenommen. Er sagte: Ich höre euch zu, ich interessiere mich für euch, ich zeige Empathie, ich mache mir Gedanken, wie man eure Probleme lösen kann.  

 Dafür braucht es eine Person, die das glaubwürdig verkörpert – den Habitus des Ernstnehmens statt Veralberung und Banalisierung. Den Leuten etwas zuzutrauen, ihnen auf Augenhöhe zu begegnen und sie Argumente abwägen zu lassen – wer das tut, kann der Memokratie etwas entgegensetzen. 

 Die Arbeit von netzpolitik.org finanziert sich zu fast 100% aus den Spenden unserer Leser:innen.
Werde Teil dieser einzigartigen Community und unterstütze auch Du unseren gemeinwohlorientierten, werbe- und trackingfreien Journalismus jetzt mit einer Spende. 



Neuer EU-Aktionsplan: Frontex soll Schiffe und Flugzeuge in Ärmelkanal schicken



2026-06-19


 Die EU-Kommission hat einen Aktionsplan für die Migrationsroute über den Ärmelkanal vorgelegt. Darin beschreibt sie unter anderem geplante Unterstützungsmaßnahmen durch die Grenzagentur Frontex sowie die Polizeiagentur Europol. Hintergrund ist, dass weiterhin viele Menschen die Überfahrt von Frankreich oder Belgien nach Großbritannien mit kleinen Booten wagen. Nach Angaben der Internationalen Organisation für Migration kamen dabei in den Jahren 2024 und 2025 insgesamt 121 Menschen ums Leben oder gelten als vermisst.

Der Aktionsplan, den die Kommission mit Blick auf die Tagung des Europäischen Rats vorlegt, sieht verschiedene Maßnahmenbündel mit dem „Schlüsselpartner“ Großbritannien vor. Dazu gehört die sogenannte Migrationsdiplomatie mit Herkunfts- und Transitländern, um irreguläre Ausreisen aus der EU zu verhindern und Rückführungen in diese Länder zu erleichtern. Strafverfolgungsbehörden werden angewiesen, Schleusernetzwerke systematischer zu zerschlagen. Außerdem soll das Grenzmanagement an den Küsten der am stärksten betroffenen Mitgliedstaaten ausgebaut werden. Dabei setzt die Kommission vor allem auf Frontex. 

 
Die Grenzagentur soll dem Vorschlag zufolge ihre Präsenz im Ärmelkanal und in der Nordsee deutlich ausbauen. Dazu soll Frontex auch Truppen seiner neuen „Ständigen Reserve“ an die Küsten entsenden. Zudem sollen „maritime und luftgestützte Überwachungsmittel“ bereitgestellt werden. Der Aktionsplan nennt konkret „Schiffe und Flugzeuge“, um verdächtige Bewegungen frühzeitig zu erkennen. Damit soll die „Küstenüberwachungsinfrastruktur“ der Mitgliedstaaten verbessert werden.

Bereits seit 2021 ist Frontex mit der Operation „Opal Coast“ im Ärmelkanal aktiv, Gaststaat ist Belgien. Dort ist bislang nur ein Frontex-Überwachungsflugzeug stationiert. Live-Videos von Einsätzen werden an das Frontex-Situationszentrum sowie ein belgisches Einsatzzentrum gestreamt. Offizielles Ziel der Mission ist auch, Such- und Rettungseinsätze der Anrainerstaaten zu unterstützen. Über Schiffe verfügt Frontex in „Opal Coast“ derzeit nicht.

Neben mehr Präsenz vor Ort soll Frontex künftig auch Risikoanalysen zum möglichen Missbrauch von Visa und Aufenthaltstiteln für die als „illegal“ erklärten Weiterreisen aus der EU nach Großbritannien erstellen. Die Kommission freut sich nach eigenen Angaben auf einen „wechselseitig vorteilhaften Austausch von operativen Informationen“ mit Behörden der Regierung in London, etwa zur Nutzung von Visa und Aufenthaltstiteln für illegale Weiterreisen. 

 
Zuständig für die Strafverfolgung von Schleuserkriminalität ist Europol. Im Zentrum des Aktionsplans steht das „Zentrum gegen Migrantenschmuggel“ bei Europol in Den Haag, das auch Geheimdienstinformationen analysieren soll. Europol soll Schleusernetzwerke entlang der gesamten Route der Migrant*innen umfassend „kartieren“.

Die Kommission kündigt außerdem an, dass Europol mit dem „EU Internet Forum“ sowie dem digitalen Ermittlernetzwerk „DigiNex“ die Nutzung des Internets durch Schleuser bekämpfen soll. Europol soll mit Betreibern von Online-Plattformen zusammenarbeiten, um „die Online-Präsenz von Schleusernetzwerken“ zu identifizieren und zu stören. Strafverfolgungsbehörden, Diensteanbieter und Nichtregierungsorganisationen sollten auch Möglichkeiten des Digital Services Act voll ausschöpfen, um die „Bekämpfung der Schleusungskriminalität, auch in ihrer Online-Dimension“, zu verstärken. Welche Möglichkeiten das sind, wird nicht ausgeführt, es dürfte sich um die Richtlinien der jeweiligen Plattformen handeln. 

 
Mit der sogenannten „Migrationsdiplomatie“ will die EU außerdem Gespräche mit Herkunfts- und Transitländern in Asien, Afrika und dem Nahen Osten intensivieren, um irreguläre Abfahrten bereits im Vorfeld zu verhindern und Migrant*innen ohne Aufenthaltsrecht leichter zurückzuführen. Zur vereinfachten „Rücknahme“ gehören beschleunigte Identifizierungsverfahren und die zügige Ausstellung von Reisedokumenten.

Dazu will die Kommission notfalls Druck ausüben. Ausdrücklich als Hebel genannt wird die Visapolitik, um Drittstaaten zur Kooperation zu bewegen. Der Aktionsplan sieht außerdem vor, dass die EU und Großbritannien gemeinsame „Aufklärungskampagnen“ zu Gefahren der illegalen Überfahrt durchführen. 

 
Zur verstärkten Zusammenarbeit gegen Migrant*innen auf der Ärmelkanalroute haben Großbritannien und Frankreich vor einem Jahr ein bilaterales Abkommen geschlossen. Der britische Premierminister Keir Starmer bezeichnete es damals als „bahnbrechendes Rückführungs-Pilotprojekt“ nach dem Prinzip: „Einer raus, einer rein.“ Migrant*innen, die im Boot nach Großbritannien kommen, sollen sofort nach Frankreich „zurückgeschafft“ werden. Im Gegenzug nimmt Großbritannien für jede abgeschobene Person einen Flüchtling über eine reguläre Asylroute auf.

Die französischen Behörden melden für Mai 2026, dass sie 53 von 82 Versuchen, mit kleinen Booten den Ärmelkanal zu überqueren, vereiteln konnten; das entspricht einem Anteil von 65 Prozent. Die französische Präfektur für den Ärmelkanal und die Nordsee hat bei den jüngsten Einsätzen verschiedene Wasserfahrzeuge sowie einen Jetski eingesetzt, um Migrant*innen abzufangen. Dies ist erst seit einer neuen Gesetzesänderung erlaubt. Trotzdem gelang nach Angaben des britischen Innenministeriums am vergangenen Montag 710 Migrant*innen in elf Booten die Überfahrt.
 

 
Auch Deutschland ist in die gemeinsame Schleuserbekämpfung mit den Ärmelkanal-Anrainern eingebunden, sogar mit einer zentralen Rolle. Zum zweiten Mal führte die Bundespolizei im März Razzien durch, um Lieferketten zu stören, über die Ausrüstung für Überfahrten beschafft, gelagert und weiterverteilt worden sein soll. Zwölf der Durchsuchungen erfolgten in Deutschland, zwei in Belgien. Dabei stellte die Polizei elf Schlauchboote, einen Außenbordmotor sowie Kisten mit Schwimmwesten und Fahrradschläuchen sicher.

Für die Ermittlungen gründeten die Polizeibehörden aus Belgien, Frankreich, den Niederlanden und Großbritannien eine gemeinsame Ermittlungsgruppe unter dem Dach von Europol. Neben der Bundespolizei waren vor allem Behörden aus Nordrhein-Westfalen beteiligt, wo die Razzien stattfanden. Die EU-Agentur für justizielle Zusammenarbeit koordinierte die grenzüberschreitende Rechtshilfe, darunter Europäische Haftbefehle und Europäische Ermittlungsanordnungen, mit denen im Ausland Durchsuchungen und Überwachungen angeordnet werden können.
 

 
Die Organisation Border Forensics hatte dieses Jahr eine neue Studie veröffentlicht. Darin heißt es, dass die neue britische Politik und Zahlungen von umgerechnet 726 Millionen Euro an Frankreich zu einem starken Anstieg von Todesfällen im Ärmelkanal geführt hätten, obwohl die Anzahl der Boote und Ankünfte zurückging. Geografische Auswertungen belegten, dass die Todesfälle näher an der französischen Küste auftreten.

Als Ursachen identifiziert die Studie extreme Überfüllung der Boote sowie chaotische Ablegemanöver wegen gewaltsamer Polizeieinsätze. Ein weiterer wichtiger Grund seien die Razzien wie in Deutschland, die den Zugang zu Bootsmaterialien und Rettungsmitteln erschweren. Migrant*innen und ihre Helfer*innen müssten daher auf minderwertige Schlauchboote zurückgreifen. 

 Die Arbeit von netzpolitik.org finanziert sich zu fast 100% aus den Spenden unserer Leser:innen.
Werde Teil dieser einzigartigen Community und unterstütze auch Du unseren gemeinwohlorientierten, werbe- und trackingfreien Journalismus jetzt mit einer Spende. 

  



INPOL-Datei: Eine Million Menschen in Deutschland in größter Polizeidatenbank ausgeschrieben



2026-06-18


 Deutsche Behörden haben aktuell über eine Million Menschen zur Fahndung ausgeschrieben. Dabei geht es nicht nur um Fest- oder Ingewahrsamnahmen, sondern auch um Aufenthaltsermittlung oder heimliche Beobachtung. Die Einträge erfolgen im INPOL-System, das vom Bundeskriminalamt (BKA) in Wiesbaden geführt und aus den Bundesländern befüllt wird. Auch Überwachungen zur Führungsaufsicht nach einer Haftentlassung oder im Zuständigkeitsbereich des Zolls können zu einer Speicherung führen.

Die Zahlen stammen aus der Antwort auf eine Kleine Anfrage der Linksfraktion im Bundestag. Darin gibt das Innenministerium auch Auskunft zu weiteren Polizeidatenbanken. So sind etwa im Vorgangsbearbeitungssystem des BKA fast 34 Millionen Fälle aktenkundig. Diese müssen nicht unbedingt aktuell sein: Alle Einträge unterliegen Löschfristen, die von den Behörden aber nach einer Prüfung verlängert werden können.
 

 

In einer Datei „Innere Sicherheit“ sind außerdem Zehntausende Personen zu unterschiedlichen politischen „Phänomenbereichen“ erfasst. Die größte Gruppe entfällt auf den Bereich „Rechts“ mit 39.513 Personen. Dem Bereich „Links“ werden 11.988 Personen zugeordnet, „Religiöse Ideologie“ enthält weitere 5.746 Personen. 5.393 Personen sind mit „Ausländische Ideologie“ gespeichert. Weitere 15.476 Personen sind keinem der genannten „Phänomenbereiche“ eindeutig zugeordnet; dazu gehören etwa militante Coronaleugner*innen oder selbsternannte „Reichsbürger*innen“.

Derzeit sind außerdem rund 5,7 Millionen Menschen mit 7,6 Millionen Fotos in INPOL gespeichert, darunter über die Hälfte Asylsuchende. Diese können damit von Landeskriminalämtern, Zollbehörden oder den Verfassungsschutzämtern über ein Gesichtserkennungssystem beim BKA abgefragt werden. Die Behörden nutzen das System zur Identifizierung unbekannter Personen. 

In einer Finger- und Handflächenabdruckdatei liegen 2,9 Millionen Personendatensätze. 2,8 Millionen Datensätze sind von „Asylsuchenden und sonstigen Ausländern, die erkennungsdienstlich behandelt wurden“, digital gespeichert. Weitere 1,16 Millionen Personen sind in einer „DNA-Analyse-Datei“ erfasst.
 

 

Polizeien des Bundes und der Länder sowie der deutsche Inlandsgeheimdienst können Personen auch zur Fahndung im Schengener Informationssystem (SIS) eintragen. Diese können dann in allen Mitgliedstaaten vollstreckt werden. Insgesamt wird im SIS derzeit nach über zwei Millionen Personen und 93 Millionen Dokumenten oder anderen Gegenständen wie Fahrzeugen oder Kennzeichen gefahndet.

Auffällig sind dort besonders die – wie jedes Jahr gestiegenen – Ausschreibungen zur gezielten und verdeckten Kontrolle nach Artikel 36 der SIS-Verordnung. Bei der verdeckten Kontrolle sollen die Betroffenen davon möglichst nichts erfahren, die interessierte Behörde erhält aber einen Hinweis, wann und warum die Person im SIS abgefragt wurde – etwa bei einer Grenzkontrolle oder der Beantragung eines Reisepasses. Derzeit sind von allen Schengen-Staaten rund 108.000 Personen zu einer solchen heimlichen Fahndung ausgeschrieben. Weitere 92.000 Personen sollen beim Antreffen auch durchsucht werden. Aus Deutschland stammten im Jahr 2025 zusammen 4.200 dieser Artikel-36-Fahndungen.
 

 

Personen können bei den Behörden anfragen, welche Daten über sie gespeichert sind – allerdings gibt es nicht immer Auskünfte, etwa wenn diese auf Polizeispitzel oder Informant*innen zurückgehen oder gegen die Person aktuell ermittelt wird. Beispielsweise über einen „Auskunftsgenerator“ der Roten Hilfe können diese Abfragen selbst vorgenommen werden.

In der Antwort an die Linksfraktion nennt das BKA Zahlen für Auskunftsersuchen für das Jahr 2023: Damals wurden 5.916 Ersuchen zu polizeilichen Systemen gestellt. Möglich ist auch die Auskunft zum Schengener Informationssystem und dem EU-Passagierdatensystem. In 159 Fällen hat das BKA die Auskunft „eingeschränkt“, in 25 Fällen „in Gänze verweigert“, hieß es in einer früheren Antwort. Bei der Bundespolizei wurden im Jahr 2023 insgesamt 1.297 Ersuchen auf Erteilung von Auskunft über gespeicherte personenbezogene Daten gestellt. 

 Die Arbeit von netzpolitik.org finanziert sich zu fast 100% aus den Spenden unserer Leser:innen.
Werde Teil dieser einzigartigen Community und unterstütze auch Du unseren gemeinwohlorientierten, werbe- und trackingfreien Journalismus jetzt mit einer Spende. 

  



Sachsen: Vielzahl von Protesten gegen Polizeigesetz



2026-06-18


 Kurz vor der finalen Abstimmung im Landtag warnen zivilgesellschaftliche Organisationen vor der massiven Verschärfung des sächsischen Polizeirechts. Die Kritik an den Grundrechtseingriffen kommt von antifaschistischen Bündnissen, Fan-Anwält:innen, Netzaktivist:innen, dem Chaos Computer Club, der Landesdatenschutzbeauftragten sowie den sächsischen Jusos und der Grünen Jugend.

Sie fordern die Abgeordneten auf, lediglich die Rechtsprechung des Verfassungsgerichtshofs umzusetzen, aber auf neue Überwachungsbefugnisse zu verzichten. Zwei Demos sind bereits angekündigt.
 

 
Das Sächsische Polizeivollzugsdienstgesetz (SächsPVDG) steht vor einer massiven Verschärfung. Die schwarz-rote Minderheitskoalition will gemeinsam mit dem Bündnis Sahra Wagenknecht (BSW) der Polizei viele neue technische Möglichkeiten geben, Bürger präventiv zu überwachen. Konkret soll die Polizei folgende Befugnisse zur Gefahrenabwehr bekommen:
 

 
 

 
 

 
 

 
 

 
 

 
Vergangene Woche ging der gemeinsame Änderungsantrag der drei Fraktionen zum Gesetzentwurf der sächsischen Staatsregierung durch den Innenausschuss. Am 24. Juni soll die Gesetzesnovelle mit den Stimmen von BSW, CDU und SPD im Plenum des Landtags verabschiedet werden. Dagegen formiert sich jetzt Widerstand aus der Zivilgesellschaft.
 

 
So hat heute ein breites Bündnis aus zivilgesellschaftlichen Organisationen und Netzaktivist:innen einen Appell an die Abgeordneten veröffentlicht. Zu den Unterzeichner:innen gehören die großen antifaschistischen Aktionsnetzwerke „Leipzig nimmt Platz“ und „Dresden WiEdersetzen“. Letztere organisieren etwa den Protest gegen die jährlich stattfindenden Neonazi-Aufmärsche, die zum Jahrestag der Bombardierung Dresdens stattfinden. Auch der Chaos Computer Club und seine Lokalgruppen in Chemnitz, Zwickau, Leipzig und Dresden sowie der Verein netzbegrünung haben unterzeichnet.

Das Bündnis sieht die wesentlichen grund- und datenschutzrechtlichen Bedenken durch die bekannt gewordene Einigung von CDU, SPD und BSW nicht ausgeräumt:
 

 Wir appellieren an alle Abgeordneten des sächsischen Landtags, dieser massiven Ausweitung der (digitalen) Überwachung nicht zuzustimmen. Die zum Beschluss vorliegenden Anträge stellen alle Bürgerinnen und Bürger unter Generalverdacht und beschädigten damit das Vertrauensverhältnis zwischen Staat und Bevölkerung massiv. 

 
Die Organisationen kritisieren insbesondere die biometrische Gesichter- und Stimmensuche im Netz. Sie war auch von Sachverständigen im Innenausschuss kritisiert worden, da sie gegen die KI-Verordnung der EU verstoße. Die Unterzeichner:innen befürchten eine massenhafte Überwachung von unverdächtigen Personen: „Die biometrische Analyse aller im Internet verfügbaren Quellen benötigt eine im Vorfeld angelegte Biometriedatenbank und führt damit unweigerlich zu einem bislang nie dagewesenen Ausmaß an Überwachung auch völlig Unbeteiligter“.

 

 Wir decken es auf. Mit deiner Unterstützung. 

 Besondere Aufmerksamkeit verdient zudem die langfristige Wirkung solcher Befugnisse. Sicherheitsgesetze werden nicht nur von den derzeit Verantwortlichen angewendet, sondern stehen auch künftigen Regierungen und Behörden zur Verfügung. […] Gerade deshalb müssen Überwachungsbefugnisse von Anfang an eng begrenzt werden, verhältnismäßig sein und einer effektiven und wirksamen Kontrolle unterliegen. Gesetzliche Regelungen sollten so ausgestaltet werden, dass sie auch gegenüber möglichen künftigen Machtmissbräuchen robust bleiben und nicht zur Beobachtung, Einschüchterung oder Verfolgung politisch missliebiger Personen oder gesellschaftlicher Gruppen genutzt werden können. 

 
Der Chaos Computer Club nennt den Gesetzentwurf „ein Stelldichein digitaler Repression“ und „eines der weitreichendsten Landespolizeigesetze überhaupt“. Der CCC-Sprecher Dirk Engling warnt: „Wer heute die biometrische Massenüberwachung und Verhaltensscanner legalisiert, baut die Infrastruktur für den Techno-Faschismus von morgen.“
 

 
In einer Antwort an netzpolitik.org äußert sich „Leipzig nimmt Platz“ noch deutlicher. Für das Aktionsnetzwerk ist die geplante Novelle ein „sicherheitspolitischer Offenbarungseid und frontaler Angriff“ auf die Bürgerrechte.
 

 Wir erleben eine Abkehr von der klassischen Gefahrenabwehr hin zu einer Kriminalisierung durch automatisierte Mustererkennung. Das stellt einen beispiellosen Dammbruch dar: Bürgerinnen und Bürger geraten ins polizeiliche Raster, ohne dass konkrete Anhaltspunkte für eine Tat vorliegen.

Wir kritisieren, dass diese massive digitale Aufrüstung ohne jeden nachgewiesenen sicherheitspolitischen Bedarf erfolgt. Die Polizei bleibt den Beleg schuldig, für welche konkreten, realen Gefahrenlagen diese Grundrechtseingriffe überhaupt zwingend erforderlich sein sollen. Bis heute gibt es keine empirischen Belege dafür, welche spezifischen Straftaten durch algorithmenbasierte Rasterung im Vorfeld tatsächlich verhindert werden. 

 
Das Aktionsnetzwerk befürchtet auch Einschränkungen der eigenen antifaschistischen Arbeit und von demokratischem Protest:
 

 Die unbestimmten Eingriffsschwellen im Vorfeld von Versammlungen erlauben es der Polizei zukünftig, Datenanalysen im Umfeld von Mobilisierungen einzusetzen. Wenn Menschen befürchten müssen, dass ihre Anwesenheit im öffentlichen Raum oder bei Demonstrationen durch biometrische Fernidentifizierung erfasst wird und sie durch intransparente Analyse-Software ins Visier der Polizei geraten könnten, wird legitimer Protest erstickt und die Meinungsfreiheit massiv eingeschränkt. 

 
Dass einige Befugnisse, wie die Erstellung eines KI-basierten Verhaltensprofils, unter Vorbehalt einer richterlichen Zustimmung stehen, beruhigt „Leipzig nimmt Platz“ nicht: „Die Vergangenheit hat gezeigt, wie einfach und ohne Konsequenzen ein Richtervorbehalt in der Praxis umgangen werden kann. Ein eindrückliches Beispiel hierfür war die rechtswidrige Beschlagnahmung des ‚Adenauer SRP+‘ des Zentrums für Politische Schönheit beim CSD in Döbeln Ende September 2025“, schreibt das Aktionsnetzwerk auf netzpolitik.org-Anfrage.
 

 
Kritik kommt auch von organisierten Fußballfans. In einem Statement warnen drei sächsische Fanhilfen vor der Polizeirechtsnovelle. Fanhilfen organisieren juristische Unterstützung für Fußballfans, die in Konflikt mit der Polizei geraten.

Die Fanhilfe Zwickau, die Dresdener Schwarz-Gelbe-Hilfe sowie das Rechtshilfekollektiv Chemie Leipzig schreiben:
 

 Das Bekanntwerden der Einigung zwischen der Regierungskoalition aus Christ- und Sozialdemokraten und der Wagenknecht-Partei lässt uns Fanhilfen – und Fußballfans im Allgemeinen – nur noch kopfschüttelnd zurück. Schob das BSW noch Ende April 2026 in einer Stellungnahme den effektiven Schutz der Grundrechte voran, rollt die Kleinstpartei dem Polizei- und Überwachungsstaat jetzt den roten Teppich aus. 

 
Dass der US-Konzern Palantir für die automatisierte Datenanalyse nicht beauftragt werden soll und auf Druck des BSW die Einführung von Tasern für alle Polizist:innen abgesagt wurde, überzeugt die Fanhilfen nicht:
 

 Die aktuelle Novellierung des Sächsischen Polizeigesetzes bleibt das genaue Gegenteil der vom Verfassungsgerichtshof eingeforderten Überprüfung des Gesetzes von 2019. Der technische Fortschritt wird hier als Blaupause für eine weitere Verschärfung genutzt, nur dass eben nicht der US-Softwarehersteller Palantir darauf stehen darf. Trotz der berücksichtigten Kompromisse hat sich Sachsen faktisch an die Spitze der schärfsten Landespolizeigesetze gestellt und steht an der Schwelle zu einem polizeilichen Präventivstaat. 

 
 

 
Der sächsische Verfassungsgerichtshof hatte 2024 das derzeitige SächsPVDG in einigen Punkten für verfassungswidrig erklärt. Die Befugnisse und ihre Eingriffsschwellen waren zu unbestimmt geregelt, stellte das Gericht fest – und ordnete Nachbesserungen an. Der sächsische Innenminister Armin Schuster (CDU) verband die verfassungsrechtlichen Reparaturen jedoch mit einer erheblichen Ausweitung der polizeilichen Befugnisse.

Einen alternativen Weg zeigten die Grünen auf. Die grüne Fraktion im Landtag veröffentlichte im April einen eigenen Gesetzentwurf, der auf die neuen Überwachungsbefugnisse verzichtet. Stattdessen enthält er lediglich die vom Verfassungsgerichtshof vorgeschriebenen Änderungen sowie Maßnahmen gegen häusliche Gewalt und Befugnisse zur Drohnenabwehr.
 

 
Die sächsische Datenschutzbeauftragte Juliane Hundert wünscht sich, dass der Landtag dem von BSW, CDU und SPD geplanten Gesetz nicht zustimmt und stattdessen nur das Urteil des Verfassungsgerichtshofs umsetzt. Hundert bewertet die Einigung von BSW und Schwarz-Rot zwar als deutliche Verbesserung im Vergleich zum Regierungsentwurf, „insbesondere wurde das KI-Training mit personenbezogenen Daten oder die Nutzung von Internetdaten zur automatisierten Datenanalyse gestrichen“.

Dennoch, sagt die Datenschutzbeauftragte gegenüber netzpolitik.org, könne sie „die Ausweitung der polizeilichen Befugnisse aus datenschutzrechtlicher und damit bürgerrechtlicher Sicht nicht gutheißen“. Sachsen steige damit „wieder in die Verschärfungsspirale der Sicherheitsgesetzgebung des Bundes und der Länder ein. Die Grundrechte bleiben dabei leider auf der Strecke.“
 

 
Das sehen offenbar auch weite Teile der in Sachsen mitregierenden SPD so. Insbesondere die Jusos positionieren sich deutlich gegen das geplante Gesetz. Auf Anfrage von netzpolitik.org sagt Mats Rudolph, Vorsitzender der sächsischen Jusos, dass trotz einiger Verbesserungen zentrale Probleme bestehen blieben.
 

 Das Gesetz bleibt ein sicherheitspolitischer Wunschkatalog der CDU. Das zeigen Befugnisse zur automatisierten Datenanalyse, biometrischen Echtzeitüberwachung oder Quellen-Telekommunikationsüberwachung. Aus unserer Sicht sind diese Eingriffe schlicht zu weitreichend und nicht ausreichend begrenzt. […] Nicht alles, was technisch möglich ist, muss der Staat auch dürfen. 

 
Die Jusos fordern die Abgeordneten der SPD-Fraktion auf, der geplanten SächsPVDG-Novelle nicht zuzustimmen. Die Änderung des Gesetzes solle sich auf die Umsetzung des Urteils beschränken.
 

 
Einen entsprechenden Antrag hatten die Jusos auch auf dem SPD-Landesparteitag eingebracht, der am vergangenen Wochenende in Dresden stattfand. Dieser wurde mit 57 zu 50 Stimmen allerdings knapp abgelehnt.

Ein solch gespaltenes Bild in der SPD-Fraktion würde die Novelle vermutlich kippen. Da das BSW nach Informationen von Freier Presse und netzpolitik.org nur elf Stimmen zugesichert hat, hätte die Verschärfung des SächsPVDG lediglich eine Mehrheit von zwei Stimmen – wenn CDU und SPD vollständig zustimmen. Grüne und Linke im Parlament haben angekündigt, gegen die Novelle zu stimmen.
 

 
Neben den Jusos macht auch eine weitere Parteijugend gegen die geplante Polizeirechtsverschärfung mobil. Schon im Mai hat die Grüne Jugend Sachsen eine Petition gegen die Ausweitung der Überwachungsbefugnisse gestartet.

Für den 23. Juni, den Vorabend der finalen Abstimmung im Landtagsplenum, hat die Grüne Jugend eine Demo angemeldet. Um 17 Uhr soll vor dem Sächsischen Landtag in Dresden demonstriert werden. Ronja Zierold, Sprecherin der Grünen, sagt in dem Demoaufruf:
 

 Wenn staatliche Stellen technische Möglichkeiten erhalten, Kommunikation auszuspähen, Bewegungen nachzuverfolgen oder Daten automatisiert auszuwerten, trifft das nicht nur einzelne Verdächtige. Es verändert das Verhältnis zwischen Staat und Gesellschaft grundsätzlich. Das schadet politischem Protest, zivilgesellschaftlichem Engagement und einer lebendigen Demokratie. Freiheitsrechte werden Stück für Stück ausgehöhlt! Mit jeder neuen Befugnis, jeder neuen Datei, jeder neuen Kamera, jeder neuen Ausrede. Genau deshalb gehen wir auf die Straße. 

 
In Leipzig wird bereits am Samstag, den 20. Juni, demonstriert. Zu diesem Protest aufgerufen hatten unter anderem Copwatch Leipzig, „Leipzig nimmt Platz“ und das Rechtshilfekollektiv Chemie Leipzig. 

 Die Arbeit von netzpolitik.org finanziert sich zu fast 100% aus den Spenden unserer Leser:innen.
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Soziale Netzwerke: Warum W Social mehr kalter Kaffee als heißer Scheiß ist
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 Mit großem Brimborium startet heute das soziale Netzwerk W Social, das sich selbst seit Monaten großspurig als europäische Alternative zu Twitter darstellt. W Social will besser sein, weil man die Daten in Europa hostet. Außerdem muss man dort für einen Account über 18 Jahre alt sein und mit seinem Personalausweis nachweisen, dass man eine Person ist. So sollen Bots, Spam, Desinformation und Manipulation ausgeschlossen werden, das Versprechen des Anbieters.

Mal abgesehen davon, dass mit diesem Konzept Identifizierungspflichten und Alterskontrollen im Netz Vorschub geleistet wird, ist vollkommen unklar, warum wir ausgerechnet einem profitorientierten schwedischen Start-Up glauben sollen, es besser zu machen als die etablierten Twitter-Alternativen Mastodon, Bluesky oder auch Eurosky.

Geldgeber von W Social sind laut Medienberichten ein schwedisches Medieunternehmen, mit an Bord sind Leute von Spotify und Ericsson, die Geschäftsführerin war früher bei Ebay. W Social kündigt jetzt schon die Einführung für Werbung und Micropayments für Medienartikel hinter Bezahlschranke an.
 

 
Im Gegensatz dazu gibt es mit dem Fediverse, zu dem auch Mastodon gehört, seit Jahren unzählige unkommerzielle Alternativen und Projekte. Technisch ähnlicher zu W Social ist Eurosky, das Projekt der nicht-kommerziellen Modal-Stiftung aus den Niederlanden. Es hat vor einigen Tagen auch eine von Bluesky unabhängige App veröffentlicht.

Technisch baut W Social wie Bluesky und Eurosky auf dem AT-Protokoll auf. Das ist ein offenes, föderiertes Protokoll für soziale Anwendungen und Netzwerke. Es ermöglicht eine Interoperabilität zwischen verschiedenen Anwendungen sowie die Möglichkeit, Benutzerkonten umzuziehen.

W Social profitiert davon, dass schon Millionen Nutzer:innen bei Bluesky dabei sind, mit denen die W-Social-Nutzer:innen interagieren können. Das ist der große Vorteil föderierter Protokolle. Es ist also schon etwas los, wenn das Projekt startet. Im Gegensatz zu etablierten Gegenspielern Mastodon, Bluesky und Eurosky, die Open Source sind, setzt W Social aber auf geschlossenen Code. Auch das führt nicht gerade zu mehr Glaubwürdigkeit.
 

 
Was an dem ganzen Trubel aber wirklich verwundert: Die Europäische Kommission, Ursula von der Leyen, die Europäische Zentralbank und deren Präsidentin Christine Lagarde haben gerade ihren Bluesky-Account nicht irgendwann zu Eurosky umgezogen, sondern zu W Social. Das und vieles mehr hat die Aktivistin Elena Rossini herausgefunden.

Bei soviel Vorschusslorbeeren würde mich ja interessieren, welche Kontakte das schwedische Startup hat spielen lassen, um die sonst in Sachen soziale Netzwerke eher schwerfällige EU-Kommission zu sich zu locken. Geht es der Kommission darum, Identifizierungspflichten zu stärken oder Anwendungsfälle für das EUDI-Wallet zu schaffen? Oder kennt man sich einfach gut und kommerziell ist der Kommission immer lieber als unkommerziell? Oder irgendwas mit digitaler Souveränität, weil das ja immer gut kommt? Es bleibt unklar.

Bekannt ist auf jeden Fall auch, dass W Social auch Rechtsradikalen, sofern sie denn ihren Pass vorzeigen, Raum geben will. Die AfD-Vorsitzende Alice Weidel sei willkommen, ließ die CEO von W Social den Schweizer „Blick“ wissen. Und Blocklisten wie bei Bluesky werde es nicht geben. Na dann, wohl bekomms! 
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Überwachungsbrille von Meta: Ich sehe was, was du nicht siehst
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 Die Stadt Potsdam hat Smart Glasses kürzlich in ihren Bädern verboten. Die französische Datenschutzaufsicht warnt vor den Brillen und spricht davon, dass sie Überwachung normalisieren könnten. Und auch in Brüssel erhöht sich der Druck: Europaabgeordnete fordern Aufklärung darüber, wer die mit den Brillen aufgezeichneten Bilder eigentlich zu sehen bekommt.

Smart Glasses sind der neue Technik-Hype und mit den dicken schwarzen Brillen mit der eingebauten Kamera verbreitet sich auch die Kritik an den Gefahren. Influencer filmen damit heimlich Frauen am Strand oder auf der Straße und veröffentlichen das Material im Netz, eine neue Form der digitalen Gewalt.

Zugleich warnen Kritiker*innen vor den tiefgreifenden Veränderungen durch die Brillen. Eine umfassende rechtswissenschaftliche Betrachtung stellte fest: „Smart Glasses bergen aufgrund fehlender Transparenz der Informationserfassung sowie mangelnder Kontrolle anschließender Informationsverarbeitung eine erhebliche Gefahr der Beeinträchtigung der Privatsphäre und damit rechtlich verbürgter Persönlichkeitsrechte der von ihnen erfassten Personen.“

Dabei gingen die Gefahren „weit über die bisher verwendeten Arten der optischen, akustischen und elektronischen Informationserfassung“ wie bei Videoüberwachung oder Smartphones mit Kameras hinaus. Problematisch ist dabei nicht nur die Tiefe des technischen Eingriffs, sondern auch die absehbare Breite ihrer Anwendung, wenn immer mehr Menschen die Brillen nutzen.

Mit den heutigen Möglichkeiten der biometrischen Gesichtserkennung hat sich dieses Problem noch verschärft. Denn auch wenn in den Modellen von Meta bislang keine Funktion zur Gesichtserkennung scharf gestellt ist, hat der Konzern diese schon in Stellung gebracht. Es ist nur eine Frage der Zeit, bis jede Begegnung mit einer brillentragenden Person die Frage aufwirft: Werde ich gerade identifiziert?

Was macht es mit einer Gesellschaft, wenn man davon ausgehen muss, in jeder Situation unbemerkt gefilmt werden zu können? Sollte das überhaupt erlaubt sein? Und wer könnte die Technologie jetzt noch stoppen?

Wir beantworten die wichtigsten Fragen zu den neuen Überwachungsbrillen:
 

 
 

 
 

 
 

 
 

 
 

 
 

 
 

 
 

 
 

 
 

 
 

 
 

 
 

 
 

 
 

 
Die Überwachungsbrillen werden als Smart Glasses vermarktet und gehören zu den sogenannte Wearables, sind sind also tragbare, mit Computern ausgestattete Geräte.

Die Datenbrillen können einerseits filmen und damit die Umgebung erkennen und andererseits Informationen im Sichtfeld einblenden. Manche Brillen haben weitere Sensoren sowie Mikrofon und Lautsprecher verbaut. Die Geräte werden meist mit einem weiteren Gerät wie einem Smartphone sowie Apps verknüpft und sind so mit dem Internet und KI-Anwendungen verbunden.

Die Brillen haben im Gegensatz zur klassischen Virtual-Reality-Brille transparente Gläser, die um Informationen ergänzt werden können, und sollen für Anwendungen der Augmented oder Mixed Reality genutzt werden. Darunter versteht man, dass der klassischen menschlichen Sicht eine weitere Ebene der Information hinzugefügt wird, es handelt sich dabei um eine Art Mensch-Maschine-Schnittstelle, ähnlich wie bei Cyborgs.

Denkbare Nutzungen neben dem Fotografieren und Filmen sind Objekt- und Gesichtserkennung, Navigation, Unterhaltung, Kommunikation oder Interaktion mit einem Endgerät.
 

 
Laut Meta: ja. Eine kleine weiße Leuchtdiode am rechten Rand des Rahmens zeigt an, dass jemand seine Umgebung mit der Brille gerade aufzeichnet oder dass die KI-Funktion aktiv ist, mit der sich Nutzer*innen Informationen zu ihrer Umgebung anzeigen lassen können.

Allerdings ist die Leuchte leicht zu manipulieren. Im Netz kursieren zahlreiche Anleitungen, um heimlich mit der Brille filmen zu können. Und auch sonst ist für Umstehende nicht unbedingt zu erkennen, ob die Brille gerade aufnimmt, zum Beispiel bei hellem Sonnenschein oder Gegenlicht.

Für Sprachaufnahmen gibt es gar keinen Hinweis. Laut Meta kann das Mikrofon mindestens im Umkreis von zwei Metern aufnehmen.
 

 
Die Brille funktioniert nur in Kombination mit einer Begleit-App auf dem Handy. Diese kann auch mit dem eigenen Instagram- oder Facebook-Account verbunden werden. Danach können Nutzer*innen Aufnahmen aus der Brille etwa direkt in ihren Insta-Stories posten. Technisch sind in der Zukunft alle möglichen App- und Daten-Verknüpfungen der Brillen denkbar, so wie das heute auch mit Smartwatches passiert.
 

 
In früheren Versionen der Smart Glasses hat Meta nach rechtlichen Abwägungen auf Gesichtserkennung verzichtet. Noch im April sagte Meta, sollte man Gesichtserkennung einführen, würde diese nicht geschehen, ohne zuvor „sehr sorgfältig vorzugehen“.

Anfang Juni deckte das US-Magazin WIRED dann auf, dass Meta die Funktion zur Gesichtserkennung bereits in Position gebracht hat. In den neueren Versionen der App, die Nutzer*innen für den Einsatz der Brille herunterladen müssen, war die Funktion bereits im Code hinterlegt, wenn auch noch nicht offengelegt. Zuvor hatte bereits die New York Times über die Pläne berichtet, die Smart Glasses von Meta mit einer Gesichtserkennung auszustatten.

Das neue Feature heißt NameTag und erkennt Menschen im Gesichtsfeld der Kamerabrille. Ist es aktiv, kann es Träger*innen auf eine erkannte Person hinweisen. Nach der Veröffentlichung von WIRED hat Meta die Funktion in der neuen Version der App wieder aus dem Code entfernt.
 

 
Nach Angaben von Meta werden die Aufnahmen, die mit den Brillen gemacht werden, zunächst nur zwischen der Brille und der zugehörigen App synchronisiert und können von dort aus auf dem Handy gespeichert werden.

Ist die Funktion des „Cloud Processing“ eingeschaltet, werden die Aufnahmen jedoch auch an einen Meta-Server verschickt. Auch Aufnahmen, die mit der Meta-KI analysiert werden, werden dafür auf einen Server übermittelt. Mit dieser Funktion können sich Nutzer*innen zusätzliche Informationen zu Dingen anzeigen lassen, die im Sichtfeld auftauchen, etwa Speisekarten übersetzen lassen oder ein Denkmal erklärt bekommen.
 

 
Alle Daten, die privat gesammelt werden, können unter bestimmten rechtlichen Voraussetzungen wie beispielsweise bei Ermittlungsverfahren auch in die Hände der Polizei gelangen. Die Nutzung solcher Brillen wird zu mehr privater Videoüberwachung des öffentlichen Raumes führen und damit auch potentiell zu mehr Daten für Ermittlungsbehörden. Es ist ein Ausbau privater Überwachung, ähnlich wie Heimüberwachungssysteme wie Amazon Ring.
 

 
In den Nutzungsbedingungen von Meta steht, dass die Interaktionen mit seinen KI-Assistenten sowohl automatisiert als auch „manuell“ von Menschen überprüft werden könnten. Meta lagert diese Prüfungen an Subunternehmen aus. Die schwedische Zeitung Svenska Dagbladet sprach im Frühjahr mit Mitarbeiter*innen eines solchen Unternehmens in Kenia. Sie berichten, dass sie im Rahmen ihrer Arbeit Aufnahmen sichten müssen, die Menschen nackt, auf der Toilette oder beim Sex zeigten. In den USA läuft deswegen schon eine Sammelklage gegen Meta.
 

 
Zuständig für den Datenschutz von Meta ist die irische Datenschutzaufsicht DPC, denn dort hat der Konzern seinen EU-Sitz.

Doch auch jenseits von Irland bringen sich Aufsichtsbehörden derzeit in Stellung. Die französische Behörde CNIL hat im Mai eine Warnung vor den Brillen ausgesprochen. Sie stellten ein „erhebliches Risiko“ für die Normalisierung von Überwachung dar und könnten „zu einem tiefgreifenden Wandel unserer Gesellschaften führen“.

Auch der Europäische Datenschutzausschuss (EDPD) hat eine Arbeitsgruppe zum Thema eingerichtet. Ein Bericht soll diesen Sommer erscheinen. Nach den Veröffentlichungen in Schweden haben sich auch Abgeordnete des EU-Parlaments eingeschaltet und fordern Aufklärung.

Der Knackpunkt aus Sicht der Datenschutzgrundverordnung (DSGVO) ist die Frage, ob die kleine LED an der Brille den Anforderungen eines Hinweises genügt. Denn laut DSGVO darf nur gefilmt werden, wer erkennbar darauf hingewiesen wurde und zustimmt („notice and consent“), egal ob das in der U-Bahn oder auf einem Konzert geschieht. Verbraucherschützer*innen warnen, eine solche Einwilligung sei im Fall von Smart Glasses realistischerweise gar nicht möglich. 

 
Andere ohne deren Zustimmung auf der Straße einfach zu filmen, ist in Deutschland nicht prinzipiell verboten, kann aber eine Verletzung des Persönlichkeitsrechts darstellen. Das lässt sich zivilrechtlich verfolgen.

Ähnlich ist es mit dem „Recht am eigenen Bild“ laut Kunsturhebergesetz: Aufnahmen, auf denen eine andere Person erkennbar ist, darf man nur veröffentlichen, wenn diese ausdrücklich zustimmt. Ausnahmen gelten für Personen der Zeitgeschichte, auf Großveranstaltungen oder wenn jemand auf einem Landschaftsbild nur im Hintergrund als Beiwerk auftaucht. Ein Livestream mit der Brille in der Innenstadt, bei einer Wanderung oder einem Festival ist immer ein Verstoß gegen das Gesetz, wenn dort Menschen ungefragt ins Netz gestreamt werden. Allerdings können Betroffene nur zivilrechtlich dagegen vorgehen und zum Beispiel auf Unterlassung oder Schadensersatz klagen.

Es gibt also einen Unterschied zwischen dem eigentlichen Filmen und der Veröffentlichung. Allerdings kann auch schon das reine Filmen ein Verstoß sein – gegen die Datenschutzgrundverordnung der EU.
 

 Diese Deepfakes sollen künftig strafbar sein 

 
 

 
Aus rechtlicher Sicht macht es in Deutschland keinen Unterschied, womit gefilmt wird. Entscheidend ist, wo eine Aufnahme entsteht und wie sie weiterverwendet wird.

Aber: Eine Handykamera wird von Umstehenden meist klar als Kamera wahrgenommen. Sie bekommen mit, dass gefilmt wird, und können sich wegducken, ausweichen oder die filmende Person ansprechen. Eine in eine Brille eingebaute Kamera ist für viele nicht zu erkennen. Nutzer*innen können damit filmen und andere sogar identifizieren, ohne dass Menschen in ihrer Umgebung eine Chance hätten, das zu merken oder dem zu widersprechen.

Geht es um den Datenschutz, ist das ein relevanter Unterschied, weil die DSGVO nach der Zustimmung verlangt, bevor andere gefilmt werden dürfen.
 

 
Derzeit sind solche heimlichen Voyeursaufnahmen zwar verboten, aber nicht strafbar. Das zeigte ein Fall aus Leipzig. Die dortige Staatsanwaltschaft hat das Verfahren gegen einen Mann eingestellt, der zwei Frauen heimlich in der Sauna filmte. Die Begründung: Bei einer Sauna handele es sich nicht um einen vor Blicken besonders geschützten Raum – das wäre aber die Voraussetzung für eine Verletzung des höchstpersönlichen Lebensbereichs durch Bildaufnahmen laut Strafgesetzbuch.

Das Bundesjustizministerium plant, dies zu ändern. Im Entwurf für das neue Gesetz gegen digitale Gewalt ist vorgesehen, das heimliche Filmen als eigenen Tatbestand ins Strafgesetzbuch aufzunehmen. Derzeit läuft die Konsultation der Verbände, bevor das Gesetz im Bundestag diskutiert wird.
 

 
Betroffene haben im Fall von heimlichen Bikiniaufnahmen noch weniger Handhabe als bei Nacktaufnahmen. Sogenannte „Rizzfluencer“ nutzen das aus. Sie filmen Frauen mit Hilfe von Smart Glasses heimlich am See, in der Kneipe oder auf der Straße und veröffentlichen das Material im Netz für Reichweite.

Betroffene können in so einem Fall nur auf eigene Faust vor Gericht ziehen und wegen Verstoßes gegen das Persönlichkeitsrecht klagen. Doch dieser Privatklageweg ist teuer und anstrengend, kritisieren Fachleute.

Das geplante Gesetz gegen digitale Gewalt könnte das womöglich ändern. Laut Entwurf soll auch strafbar werden, das Gesäß oder die weibliche Brust „in sexuell bestimmter Weise“ zu filmen. Doch die Formulierung steht in der Kritik, weil sie vage ausfällt. Fachleute fürchten, dass sie Betroffenen nicht helfen wird.
 

 
Es haben sich verschiedene Bezeichnungen für die Nutzer:innen solcher Brillen eingebürgert. Bei dem Versuch von Google in den 2010er-Jahren, eine solche Brille einzuführen, etablierte sich der Name „Glasshole“ – eine Kombination aus dem Produkt „Google Glass“ und „Asshole“ (Arschloch). Der abfällige Name geht darauf zurück, dass Menschen das Produkt als invasiv und die Nutzer:innen es als übergriffig empfanden.

Im Zusammenhang mit Metas Überwachungsbrille ist derzeit von „Pervert Glasses“ die Rede, die Nutzer:innen wurden in Wired als „Meta Creeps“ und weiterhin auch als „Glassholes“ bezeichnet.
 

 
Das Unternehmen EssilorLuxoticca, das die Brillen für Meta herstellt, spricht von mehr als sieben Millionen weltweit verkauften Exemplaren im vergangenen Jahr. In diesem Jahr sollen es zehn Millionen werden. Wie viele davon in Europa verkauft wurden, gibt das Unternehmen nicht bekannt.

Noch dominiert Meta diesen Markt. Doch weitere Tech-Konzerne wie Apple und OpenAI haben bereits eigene Modelle angekündigt. 
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EuGH-Urteil: Frankreich darf Pornoseiten zu Alterskontrollen zwingen



2026-06-16


 Frankreich darf Anbieter von Pornoseiten unter bestimmten Umständen dazu verpflichten, das Alter ihrer Nutzer*innen zu überprüfen – auch wenn diese ihren Sitz in einem anderen EU-Staat haben. So urteilte heute der Europäische Gerichtshof (EuGH).

Frankreich verpflichtet alle Anbieter von pornografischen Inhalten im Netz seit Juni 2025 zu harten Alterskontrollen. Ein einfacher Klick, dass man über 18 ist, reicht seitdem nicht aus. Plattformen müssen das Alter ihrer Nutzer*innen über einen Drittanbieter verlässlich prüfen lassen. Das betrifft auch die weltweit populärsten Seiten PornHub, XHamster und XVideos.

Zwei der Unternehmen zogen dagegen vor Gericht: Die tschechischen Firmen WebGroup Czech Republic und NKL Associates betreiben die Seiten XVideos und XNXX. Sie gehören seit Jahren zu den meistbesuchten Pornoseiten weltweit.

Sie argumentierten, Frankreichs Regeln verstießen gegen das „Herkunftslandprinzip“, festgehalten in der E-Commerce-Richtlinie. Diese sieht vor, dass Anbieter in der EU in dem Staat reguliert werden, in dem sie ihren Firmensitz haben – im Falle der beiden Unternehmen sollte also tschechisches Recht gelten, nicht französisches.

Der Europäische Gerichtshof wies das in seinem heutigen Urteil zurück. Demnach gelte zwar das Prinzip, dass Anbieter in der EU in dem Land reguliert werden, in dem sie ihren Firmensitz haben. Allerdings seien unter bestimmten Voraussetzungen Ausnahmen davon möglich, etwa wenn es um den Jugendschutz geht.

Damit das erlaubt sei, müsse Frankreich allerdings zunächst das Herkunftsland bitten, selbst aktiv zu werden, und anschließend sowohl dieses Land als auch die EU-Kommission über seine Pläne verständigen.
 

 
Der Gerichtshof hat dabei nicht geprüft, ob diese Voraussetzungen im Fall von Frankreich gegeben waren oder ob harte Alterskontrollen tatsächlich die einzige wirksame Methode darstellen, um Kinder vor Pornografie zu schützen. Das muss jetzt der französische Staatsrat tun, der den Fall vor den EuGH gebracht hat.

Die Entscheidung könnte jedoch indirekte Auswirkungen auf die Debatte um ein Social-Media-Verbot für Kinder und Jugendliche haben, die derzeit vehement in der EU geführt wird. Frankreich ist eines der Länder in der EU, die ein solches Verbot vorbereiten.

„Das Urteil macht deutlich, dass Altersbeschränkungen für soziale Medien ebenfalls gegen den Grundsatz des Herkunftslandes verstoßen würden“, sagt Simeon de Brouwer vom europäischen Dachverband European Digital Rights. Mitgliedstaaten, die solche nationalen Verbote einführen wollten, müssten demnach ebenfalls nachweisen, dass das Verbot notwendig sei und dass die Maßnahmen im Herkunftsland einer Plattform nicht ausreichten.

Das dürfte im Fall eines Social-Media-Verbots schwerer sein als bei nationalen Altersbeschränkungen für Pornoplattformen, weil es im Fall von Social-Media-Plattformen durchaus Alternativen gibt, etwa die Plattformen für alle Nutzer*innen sicherer zu machen.

Unabhängig von dem Fall stehen die beiden klagenden Porno-Plattformen auch auf dem Prüfstand in der EU. Die EU-Kommission hat vor einem Jahr Verfahren gegen XNXX und XVideos eingeleitet, ebenso gegen Konkurrenten Pornhub und Stripchat. Auch hier geht es um Jugendschutz und Alterskontrollen: Sie sollen Minderjährige unzureichend vor schädlichen Inhalten schützen – ein Verstoß gegen das Gesetz für digitale Dienste (DSA). Das bestätigte die Kommission im März in einer vorläufigen Feststellung.

Das DSA sieht keine Pflicht für Alterskontrollen vor. Er verpflichtet Anbieter aber zu Maßnahmen, um Minderjährige vor Inhalten wie Pornografie zu schützen. Die Plattformen können sich nun zu der Feststellung äußern. Stellt die Kommission abschließend einen Verstoß fest, droht ihnen eine Strafe in Höhe von bis zu 6 Prozent des Jahresumsatzes. 
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Schweiz: „Die Republik“ setzt sich gegen Palantir durch
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 Es wirkt wie eine David-gegen-Goliath-Geschichte: ein kleines Magazin aus Zürich gegen einen milliardenschweren US-Konzern. Denn „Die Republik“ aus der Schweiz war nach einer kritischen Berichterstattung über Palantir mit einer Klage des Tech-Giganten konfrontiert. Er forderte eine Gegendarstellung wegen „sachlicher Ungenauigkeiten“ und zog vor das Handelsgericht des Kantons Zürich.

Anfang Dezember letzten Jahres hatte „Die Republik“ zusammen mit dem WAV-Recherchekollektiv ausführlich darüber geschrieben, wie Palantir in der Schweiz jahrelang versuchte, mit staatlichen Behörden ins Geschäft zu kommen. Dafür hatten die Journalisten zahlreiche Dokumente zum Lobbying ausgewertet.

Sie legten auch eine Bewertung des Schweizer Militärs offen, in der eine Zusammenarbeit mit dem US-Konzern erwogen, strategische Risiken analysiert und eine Kooperation dann aus mehreren Gründen abgelehnt worden war: wegen Unwägbarkeiten bei Datenhoheit, Abhängigkeiten und digitaler Souveränität, wegen des Risikos eines Datenabflusses und aus Grundrechtserwägungen.

Palantir hatte dem Gericht mit der Klage einen Text zur Gegendarstellung übermittelt, der unterhalb des „Republik“-Artikels angefügt werden sollte, um angeblich falsche Tatsachen zu korrigieren und die eigenen Sichtweisen zu unterstreichen. Das Handelsgericht urteilte am 4. Juni nun in weiten Teilen gegen diese Forderung nach einer Gegendarstellung.
 

 

Es wird aus dem Urteil deutlich, dass die Darstellung der „Republik“ über die Versuche von Palantir, über sieben Jahre hinweg eine Zusammenarbeit mit Schweizer Bundesbehörden zu etablieren, den Tatsachen entsprechen. Sie sind weder unsachlich noch falsch. Auch die sprachlichen Wertungen zu den Rechercheergebnissen waren nach Ansicht des Gerichts zulässig.

Auch die Darstellung über die Analyse der Schweizer Armee beanstandet das Urteil nicht. Darin riet die Armee, keine Kooperation mit Palantir einzugehen. Das Zürcher Gericht ließ die vorgebrachte Kritik daran nicht gelten: In dem Artikel werde nicht so getan, als wäre ein handfestes Angebot des Konzerns abgelehnt worden. Die Autoren hätten deutlich gemacht, dass es vielmehr darin um eine Bewertung der Vor- und Nachteile einer Zusammenarbeit ging.
 

 Palantir-Software hat verheerende Risiken 

 

Insgesamt entschied das Gericht bei 22 von 23 geforderten Gegendarstellungen zugunsten des Magazins „Republik“. Damit ist nur ein kleines Detail der umfänglichen Recherche korrekturbedürftig, das die Entstehungsgeschichte eines Software-Produkts von Palantir betrifft.
 

 

 

 

Der Konzern Palantir, der nationalistische Ideologien vertritt und über X verbreitet, und die mit ihm verbundenen prominenten Milliardäre Peter Thiel und Geschäftsführer Alexander Karp kommentieren öffentliche Kritik aus Europa wenig. Im Blog von Palantir wurde aber eine wortreiche deutschsprachige „Korrektur“ zu den „Republik“-Recherchen veröffentlicht, die den Journalisten Falschaussagen vorwirft.

Anders als der „Korrektur“-Blogbeitrag vom Dezember 2025 ist eine aktuelle Erwiderung auf das Urteil, die am Wochenende von Palantir veröffentlicht worden war, schon am Montag wieder gelöscht worden. Darin stand, dass der Konzern das Urteil begrüße. Auch die vollständigen Gegendarstellungsforderungen sind entfernt worden. Ob das eine Bedeutung für das weitere rechtliche Vorgehen hat, ist bisher unklar.

Denn das Urteil des Handelsgerichts ist noch nicht rechtskräftig. Palantir könnte dagegen innerhalb eines Monats Beschwerde beim Bundesgericht einlegen. Wir haben den Konzern gefragt, ob er weitere rechtliche Schritte erwägt. Darauf bekamen wir keine Antwort. 
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Medizinregistergesetz: „Ein lebenslanges, unverhältnismäßiges Risiko“



2026-06-15


 In rund 350 verschiedenen Datenbanken lagern Gesundheitsdaten aus Deutschland. Zu den größten dieser sogenannten Medizinregister zählen das „Deutsche Herzschrittmacher-Register“ mit den Daten von mehr als einer Million Patient:innen oder das „TraumaRegister DGU“, das Daten von über 100.000 Personen enthält. 

 Gesundheitsministerin Nina Warken (CDU) will diese Daten für Forschende zugänglich machen. Dafür soll es einheitliche Vorgaben und Qualitätsstandards geben, das steht im Regierungsentwurf des Medizinregistergesetzes, der derzeit im Bundestag verhandelt wird. Ein neues Zentrum für Medizinregister (ZMR) soll die Register auf Datenschutz und Datenqualität prüfen. Qualifizierte Register werden dann in einem Verzeichnis aufgeführt, dürfen zu einem festgelegten Zweck kooperieren und auch anlassbezogen Daten zusammenführen. 

 In einer Anhörung des Gesundheitsausschusses am vergangenen Mittwoch äußerten verschiedene Verbände und Fachleute deutliche Kritik an den Regierungsplänen: Der Entwurf verstoße gegen europäisches Recht, es drohe die Gefahr einer Reidentifizierung von Personen und die Widerspruchsmöglichkeiten der Patient:innen seien unzureichend. Abhilfe könne teilweise ein Änderungsantrag der Grünen schaffen, für den sich einige der Sachverständigen aussprachen. 

 Am deutlichsten fiel die Kritik von Thilo Weichert vom Netzwerk Datenschutz Expertise aus. Er bescheinigte dem Regierungsentwurf, „gegen Europarecht sowie nationales Verfassungsrecht“ zu verstoßen. Als Grund führte der ehemalige Landesdatenschutzbeauftragte von Schleswig-Holstein an, dass die Regierung zentrale grundrechtliche Vorgaben und deren Konkretisierung in der europäischen Datenschutz-Grundverordnung (DSGVO) missachte. Der Entwurf sei daher „mangelhaft“. 

 Die DSGVO sieht vor, dass Betroffene bei jeder sie betreffenden Datenverarbeitung informiert werden müssen. Die Bundesregierung will die Betreiber von Medizinregister jedoch nur dazu verpflichten, allgemein und einmalig über die Zwecke ihrer Datenbank zu informieren. Die Betroffenen könnten so nicht nachvollziehen, was mit ihren Daten passiert, so Weichert: „Ich bin sehr skeptisch, dass diese Regelung dann vor dem Europäischen Gerichtshof oder auch vorm Bundesverfassungsgericht standhält.“ 

 Außerdem seien die Schutzvorkehrungen für die Register unzureichend, was für die Betroffenen „ein lebenslanges, unverhältnismäßiges Risiko“ bedeute. Dass das Gesetz eine Speicherdauer der Gesundheitsdaten von bis zu 100 Jahren vorsehe, vergrößere dieses Problem noch, sagte Weichert. Angesichts einer solchen Zeitspanne könne die Regierung nicht ernsthaft von einer Löschfrist sprechen. 

 Wir decken es auf. Mit deiner Unterstützung. 

 Auch die Bundesärztekammer kritisiert in ihrer Stellungnahme den unzureichenden Datenschutz. 

 Der Gesetzentwurf sieht vor, dass die Daten qualifizierter Medizinregister miteinander verknüpft werden können. Die Betreiber sollen dafür registerübergreifende Pseudonyme auf Grundlage des unveränderbaren Teils der Krankenversichertennummer von Versicherten (KVNR) erstellen. Damit aber lägen den Registerbetreibern faktisch sowohl die identifizierenden Klardaten der Betroffenen als auch die pseudonymisierten Daten vor. Medizinregister sollten jedoch grundsätzlich nur mit pseudonymisierten Daten arbeiten, so die Forderung der Bundesärztekammer. Außerdem sollte die Registerarchitektur konsequent dem Grundsatz der Datenminimierung folgen. 

 Auch Thilo Weichert warnte vor der Gefahr der Reidentifizierung. Der Entwurf trage dazu bei, dass die Krankenversichertennummer zu einem „Kennzeichen von allgemeiner Bedeutung“ für den Gesundheitsbereich werde. Damit erhöhe sich das Risiko der Reidentifizierung massiv. Es bedürfe dann nur noch „eines geringen Zusatzwissens“, so Weichert in der Anhörung, um festzustellen, zu wem ein Datensatz gehört. 

 Bei der Krankenversichertennummer handele es sich gemäß der DSGVO zudem um eine „nationale Kennziffer“. Eine solche Ziffer ist aber nur dann zulässig, wenn der Persönlichkeitsschutz der Betroffenen gewahrt bleibt, erklärte Weichert. Garantien dafür sehe der Gesetzentwurf nicht vor. 

 Die Bundesarbeitsgemeinschaft Selbsthilfe unterstrich, dass der Datenschutz insbesondere für vulnerable Gruppen wichtig ist. „Wir haben Menschen, die HIV-infiziert sind, unter unseren Mitgliedern. Da ist natürlich der Datenschutz ein ganz großes Thema“, sagte Siiri Ann Doka vom Dachverband, der bundesweit mehr als einhundert Selbsthilfeverbände behinderter und chronisch kranker Menschen vertritt. 

 Die BAG Selbsthilfe sehe sich in einem Zwiespalt, sagte Doka. Einerseits begrüße ihr Verband es, wenn Medizinregister eingerichtet werden. Andererseits gebe es „erhebliche Risiken für die Daten der Patienten“. Dieses Spannungsverhältnis ließe sich auflösen, wenn Patient:innen stärker eingebunden werden. Alle stehen vor der gleichen Frage: „Will ich die Forschung fördern und im Grunde anderen auch Hilfestellung für ihre Erkrankung geben? Oder muss ich mich auf den Schutz meiner Daten konzentrieren?“ 

 Zur Patientenbeteiligung zähle auch, dass Betroffene eine Möglichkeit erhalten, sich möglichst barrierearm darüber zu informieren, was mit ihren Daten passiert, und deren Nutzung gegebenenfalls differenziert widersprechen zu können, sagte Doka. Die BAG Selbsthilfe spreche sich daher für eine zentrale Vertrauensstelle aus, die auch die Widersprüche von Patient:innen aufnehme. 

 Der Verband greift damit einen Änderungsantrag der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen auf. Er sieht vor, eine unabhängige Vertrauensstelle beim Robert Koch-Institut einzurichten. Sie soll unter anderem Pseudonymisierungsverfahren vereinheitlichen und Widersprüche von Patient:innen entgegennehmen. 

 Auch die Bundesdatenschutzbeauftragte stellt sich hinter diesen Vorschlag. Die Vertrauensstelle könne „einen wesentlichen Beitrag zu einer einheitlichen und transparenten Registerlandschaft leisten“ und zugleich die Betroffenenrechte stärken, schreibt Louisa Specht-Riemenschneider in ihrer Stellungnahme. Allerdings betont sie, dass dann geklärt werden müsse, wie die Vertrauensstelle finanziell und personell ausgestattet wäre. 

 Das hier mit Blick auf den Regierungsentwurf grundsätzlich Klärungsbedarf besteht, hat die Anhörung ebenfalls gezeigt. Denn für das neue Zentrum für Medizinregister sieht das Gesetz bislang gerade einmal vier Personen vor. „Wie wollen Sie so die notwendige fachliche Kompetenz zusammenbekommen“, fragte der sichtlich entgeisterte Thilo Weichert am Mittwoch, „um die zahlreichen Aufgaben zu erfüllen, die ein solches Zentrum wahrnehmen muss?“ 

 Auch diese Frage sollte der Bundestag noch klären, bevor er im Plenum über den Gesetzentwurf abstimmt. 

 Die Arbeit von netzpolitik.org finanziert sich zu fast 100% aus den Spenden unserer Leser:innen.
Werde Teil dieser einzigartigen Community und unterstütze auch Du unseren gemeinwohlorientierten, werbe- und trackingfreien Journalismus jetzt mit einer Spende. 



Proteste gegen Polizeigesetz-Verschärfungen: Eine Welle von Widerstand
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 Plopp, Plopp, Plopp, platzen die Regenschirme auf. Sie sind auf einen rechtsradikalen Youtuber gerichtet. Dessen Handykamera zeigt nun nicht mehr auf eine überwachungskritische Demonstration, sondern auf eine Wand aus schwarzem Textil.

Hinter den Schirmen stehen junge Menschen, teils erst 15 Jahre alt, mit Schlauchschals, Kapuzen, Sonnenbrillen vermummt. Sie skandieren: „Ich bin nichts, ich kann nichts, gebt mir einen Selfie-Stick.“ Sie wollen die Live-Übertragung des Nazi-Streamers stören. Und gleichzeitig noch viel mehr, nämlich: die Überwachungspläne der Bundesregierung aufhalten.

Gerade drängt die schwarz-rote Regierung ein Überwachungs-Gesetzes-Paket durch den Bundestag. Deutschland soll mit KI überwacht werden, die Menschen biometrisch identifiziert und kriminalistische Analysen, ja gar Listen von Verdächtigen erstellt. Ähnliche Befugnisse bekommen gerade auch viele Landespolizeien, dazu Videoüberwachung, die automatisch prüft, ob sich alle verhalten wie erwünscht. Es droht eine Megadatenbank mit Aufnahmen aus dem öffentlichen Raum, Standort- und Kommunikationsdaten, mindestens fallweise ist auch die Einbeziehung von Gesundheits- und Finanzinformationen möglich.

Die vermummten Nazi-Stream-Blockierer sind Teil einer Anti-Überwachungs-Demonstration, die sich am vergangenen Samstag gegen die neuen Befugnisse positionierte. Deutlich über 1.000 Menschen ergab eine grobe Zählung am Startpunkt in Berlin-Friedrichshain. Gleichzeitig lief eine Demo durch Kiel. 600 Menschen protestierten dort nach Angabe der Veranstalter*innen, 400 nach Schätzung der Polizei.

Nächstes Wochenende folgen Demonstrationen in Hamburg und Leipzig. In Sachsen, Thüringen und Niedersachsen richten Aktivisti Informationsveranstaltungen zu den jeweiligen Polizeigesetz-Verschärfungen aus.
 

 
Es ist eine bundesweite Bewegung, die hier gerade zueinanderfindet, eine Welle von Widerstand. Und die Demo in Berlin ist auch eine Art Vernetzungstreffen. Jonas Grill von der NGO Digitalcourage ist aus Bielefeld in Nordrhein-Westfalen angereist. Dort wird bereits Palantir-Software genutzt. „Es geht hier auch darum, die Kämpfe aus den Bundesländern zusammenzuführen“, sagt Grill.

Die Veranstalter*innen haben Pappkameras am Stiel ausgeteilt. Menschen halten sich aus Spaß die Attrappen ins Gesicht, lassen einander erahnen, wie das ist, im Fokus von Überwachungstechnologie zu sein. Unter den Show-Kameras formiert sich der schwarze Block, vermummte Gesichter verschanzen sich hinter Transparenten. Ein Mensch hält einen Stab in die Höhe, drei echte Überwachungskameras sind daran befestigt, wie Trophäen einer Jagd.

Es geht los. Fahnen flattern, Blaulicht flackert, Bass wummert, Menschen skandieren, „Palantir, nicht mit mir!“, oder „Regierungsspanner raus aus den Kiezen! Tech-Milliardäre raus aus den Kiezen! Überwachung aller Eliten!“ zum Beispiel. „Antibiometrische Aktion“ steht auf einem Schild. In der Vielfalt der Demonstrierenden – darunter Kinder und Rentner*innen – ist der schwarze Block letztlich nur ein Farbklecks von vielen. Lächelnde Menschen tanzen im Sonnenschein über die Warschauer Brücke in Berlin.
 

 
„Vorratsdatenspeicherung macht das Einhorn traurig“, steht auf Linas Schild, daneben ist ein Bild eines traurigen Einhorns gemalt. Lina, die eine Schirmmütze mit der Aufschrift „privacy is normal“ trägt, ist Aktivistin beim Kleindatenverein. Sie wohnt zwischen Görlitzer Park und Kottbusser Tor, ihre alltäglichen Wege führen sie durch Zonen, die künftig mit KI-Kameras überwacht werden sollen. Sie fürchtet, dass die KI-Überwachung nicht mehr zu verhindern ist. „Aber wir können sie mitgestalten und die Spitzen rausnehmen“, glaubt sie.

Lina ist Privatsphärenfan, bei Demos wie dieser setzt sie ihr Telefon in den Flugmodus – damit Provider und Polizei nicht ihren Standort bekommen. Mit Hilfe der geplanten Gesichtersuchmaschine könnte sie jedoch auf Fotos der Demonstration verortet werden. Das ist unschön, aber kein Grund zu Schwänzen. „Wenn ich deshalb nicht komme, erreichen die ja, was sie wollen“, sagt Lina.

Sinje und Lukas sind in Brandenburg bei der Linksjugend Solid engagiert. Sie sind hier, weil es ihnen Sorgen macht, dass die KI-Überwachungstechnologie in Zukunft gegen marginalisierte Menschen eingesetzt werden könnte und dass nicht nur die CDU, sondern auch SPD und Grüne bei der Ausweitung der Polizei-Gesetze mitmachen. „Wir brauchen gar keinen Rechtsruck mehr“, sagt Sinje.

Ückück von den Datenpunks ist aus Dresden angereist und blickt auf die Demonstration, die gerade fast die gesamte Brücke einnimmt. „Das tut richtig gut zu sehen“, sagt sie.

Wenige hundert Meter nach dem Start: Die Demo führt ganz nah einem singulären Riesenhochhaus vorbei, einem schwarzen Block, wuchtiges Design. Es ist das Deutschland-Hauptquartier von Amazon. Der Konzern ist auch für seine Überwachungspraktiken weltbekannt. Ein Mensch wirft aus der Demonstration heraus einen Farbbeutel auf das Gebäude. „Man muss die staatliche mit der kapitalistischen Überwachung zusammendenken“, sagt einer der Vermummten.
 

 
Überwachungsgesetze und Kontrollprojekte sorgen in Deutschland inzwischen beinah traditionell für einigen Wirbel. Das zeigten erstmals die Proteste zur 1983 geplante Volkszählung. In den 2000er- und 2010er-Jahren brachte die Kampagne „Freiheit statt Angst“ immer wieder zehntausende Menschen auf die Straße. 2018/19 gab es Proteste in ähnlicher Größenordnung gegen Polizeigesetz-Verschärfungen.

Lukas Theune ist Geschäftsführer des Republikanischen Anwältinnen- und Anwältevereins (RAV), einer der Organisationen, die zu der Demo aufgerufen haben. Er sagt: „Es gab immer wieder Proteste gegen die Aufrüstung der Sicherheitsgesellschaft. In dieser Tradition stehen wir sicherlich, aber was jetzt eingeführt wird, ist noch viel mächtiger als alles, wovor man sich früher sorgte. Jetzt ist es wichtig, dass die große Mehrheit, die diese Maßnahmen nicht will, vernehmbar wird und Widerstand leistet.“

Es ginge gerade um eine grundlegende Veränderung der Sicherheitsarchitektur und der Art und Weise, wie wir als Gesellschaft leben können. Theune fürchtet, „dass wir zu einer gläsernen Gesellschaft werden, dass der Staat alles, was wir machen, weiß, dass er uns total überwacht“.

Die Demo führt auf einen kritischen Punkt zu: Zwei Kuppelkameras in der Unterführung unter der neu eingerichteten Polizeiwache am Kottbusser Tor. Die ist sowieso Hassobjekt der Linken in Berlin. Und die Kameras dort filmen anscheinend ohne Rechtsgrundlage öffentlichen Raum. An ihnen könnte sich die Wut über die zunehmende Überwachung entladen. Die Polizei verspricht laut Veranstalter*innen, dass die Kameras hochgedreht und abgedeckt sein werden, wenn die Demo passiert. Dann ändert sie ihre Meinung, teilt eine Änderung der Route mit. Nun soll es doch nicht wie geplant unter den Kameras hindurchgehen.

Polizistinnen rennen, um sich zwischen Demo und Wache zu positionieren. Die Demo führt nun einmal um den Kreisverkehr und den gleichen Weg ein Stück zurück, um über einen Schlenker zum Zielort zu kommen. Der Nazi-Streamer hält bis zum Schluss durch – und wird bis zum Schluss mit Regenschirmen abgeblockt. Dann wird die Demo aufgelöst. Sie war womöglich nur so etwas wie der Auftakt des Widerstandes. Die nächsten Demos in Hamburg und Leipzig sind ja schon gesetzt. 

 Die Arbeit von netzpolitik.org finanziert sich zu fast 100% aus den Spenden unserer Leser:innen.
Werde Teil dieser einzigartigen Community und unterstütze auch Du unseren gemeinwohlorientierten, werbe- und trackingfreien Journalismus jetzt mit einer Spende. 

  



Degitalisierung: Montage



2026-06-14


 Für das Verständnis der heutigen Degitalisierung hilft es, einmal etwa 100 Jahre in die Vergangenheit zu schauen. In den 1920er-Jahren war der Film speziell in Russland bzw. der Ende 1922 gegründeten Sowjetunion eine ganz neue Art, die Bevölkerung zu prägen und zu beeinflussen. Regisseure wie Sergei Eisenstein oder Dsiga Wertow nutzen für die Propaganda im Sinne des Kommunismus im Film auch Methoden der Montage, also des Filmschnitts. 

 Eisenstein und Wertow brachten eindrucksvolle Filme hervor wie Panzerkreuzer Potemkin, Oktober oder Der Mann mit der Kamera. Propagandistische geprägte Filme, die die Errungenschaften der damals noch jungen Sowjetunion einerseits mittels opulenter Bilder, aber auch entsprechend sorgsam aneinandergereihten Filmsequenzen zum Ausdruck brachten. 

 1921 führte ein gewisser Lew Wladimirowitsch Kuleschow Experimente des Filmschnitts durch, bei denen er den an sich neutral erscheinenden Gesichtsausdruck eines Schauspielers mit unterschiedlichen Zwischensequenzen kombinierte. Als Kuleschow die Zuschauenden dann befragte, was der Schauspieler in diesem Moment zum Ausdruck brachte, zeigte sich, dass sich die Bedeutung sehr stark veränderte, je nachdem, welche Sequenzen miteinander kombiniert wurden. Derselbe, eigentlich neutrale Gesichtsausdruck wurde in Kombination mit einer Zwischensequenz von einer Speise als Hunger interpretiert, in Kombination mit einer Zwischensequenz, die eine Frau zeigte, als Begierde oder Zuneigung. 

 Dieser Effekt wurde in der Filmtheorie fortan als Kuleschow-Effekt bezeichnet und bezeichnet die Fähigkeit des Gehirns, zwei aufeinanderfolgende, eigentlich unzusammenhängende Bilder zu einer neuen Bedeutung zu verknüpfen. Getrennte Einzelteile in einem neuen Ganzen können also eine ganz andere Bedeutung haben, so schien es damals schon. 

 Der Kuleschow-Effekt wurde in den Jahren darauf immer wieder wissenschaftlich untersucht. Je nach Studiendesign belegten die meisten Studien, wenn auch nicht alle, dass ein gewisser Effekt der Beeinflussung, speziell emotional, ausgenutzt werden kann. 

 Harter Sprung ins Jahr 2026. Film ist nicht mehr die interessanteste Form der Informationsvermittlung und Ziel des Versuches einer möglichen Einflussnahme. Inzwischen gibt es sogenannte künstliche Intelligenz, im Speziellen generative KI in Form von Chatbots und damit in Zusammenhang stehende Anwendungen. 

 Es scheint zumindest aus Sicht von Unternehmen weiter logisch, dass dialogische Mechaniken von Chatbots überall Anwendung finden müssen, um im Trend zu bleiben. Also auch, dass ein scheinbar so banales Problem wie das Finden von Informationen über eine Suchmaschine wie Google oder Bing auch so schnell wie möglich mit möglichst viel KI und „Informationsagenten“ angereichert werden muss. 

 Zur Hausmesse I/O verkündete Google Mitte Mai folglich einen KI Modus für die Suche, eines der Kernprodukte des Unternehmens. Größte Änderung: Die zehn blauen Links, die – wenn auch mit leichten Abwandlungen – immer Kern der Google-Suche waren, sind verschwunden. Stattdessen eine Eingabemaske für einen Chatbot, der dynamisch aus der Anfrage verschiedene Widgets befüllt, und „Informationsagenten“, die rund um die Uhr das Web überwachen können. Dazu agentisches Coding, „persönliche Intelligenz“ und so weiter und so fort. 

 Wir decken es auf. Mit deiner Unterstützung. 

 Wie der Designer Matthias Ott als Reaktion auf die Ankündigung bereits schrieb, ist der radikale Produktwandel aus Sicht von Google durchaus bemerkenswert. Schließlich war Googles eigentliches Kernversprechen immer, eine schnörkellose Suchmaschine zu sein, die schnell Inhalte findet. Kurze Suche und schon bist du auf der richtigen Webseite. So zumindest seit den ersten Versionen von Google ab 1997. Mit der Zeit kamen zwar zunehmend weitere Zusatzfunktionen dazu, am Ende war Google aber immer noch eine Liste von Links, teils mit Werbung und Widgets angereichert, aber immer sehr darauf fokussiert, Absprungpunkt zu anderen Angeboten zu sein. 

 Googles neue KI-Suche hingegen ist vollkommen anders: Sie hält User mehr oder weniger vollständig in Googles Anwendung und extrahiert Informationen von anderen Webseiten, um sie dann in der Suchanwendung immer tiefer zu integrieren. Andere Webseiten besuchen? Eigentlich gar nicht mehr notwendig. Quellen von Informationen? Nur noch sehr dezent im Hintergrund. 

 Nun muss der Vollständigkeit halber erwähnt werden, dass Google schon länger zentraler Informationstorwächter für den Zugang zu Informationen war. Der Marktanteil der Google-Suche in Deutschland war über die letzten Jahre konstant bei 80 bis weit über 90 Prozent. Der Zugang zu Informationen im Internet lief schon länger nicht vollständig neutral, sondern eher durch eine bestimmte Vorauswahl geprägt ab. Methoden der Suchmaschinenoptimierung haben historisch gesehen oftmals Inhalte in der Suche Googles bevorzugt, die nicht unbedingt inhaltlich besser geeignet waren, sondern trickreicher Inhalte präsentiert haben. Googles PageRank-Algorithmus trug mit Netzwerkeffekten ebenso dazu bei, dass sich optimierte Webseiten gegenseitig nach oben zogen. 

 Eigentlich ist Googles besonders immersiver KI-Modus aber nun eine Gefahr für das eigene Geschäftsmodell. Unternehmen konnten bisher mit Google Ads beziehungsweise ehemals AdWords auf eine möglichst gute Platzierung zu bestimmten Suchbegriffen bieten und zahlen dafür entsprechende Provisionen. 

 Klassische Suchergebnisse mit Seiten, bei denen sich Unternehmen eine bessere Position kaufen können, treten aber jetzt in den Hintergrund. Wer sollte aber noch für einen Klick auf eine Webseite zahlen, wenn es den gar nicht mehr braucht? Das bedeutet auch, dass mit dem neuen Informationsmedium „Chatbot“ auch neue Formen der Werbeplatzierung gefunden werden müssen für das Zeitalter von Large-Language-Modellen. 

 Ähnlich wie sowjetische Filmregisseure in den 1920ern, die Methoden zur Ausgestaltung des Mediums Film im propagandistischen Sinne suchten, wird nun auch im Kontext von LLMs an Methoden geforscht, wie eine bestimmte Botschaft von zahlenden Werbekunden gut integriert werden kann. Werbeanzeigen im Zeitalter der KI-Suche sehen dabei noch nahtloser integriert aus als bisher. Googles eigenes Vermarktungsmodell von Auktionen für Werbeplätze könnte dabei zu einer sehr paradoxen Situation führen, dass Nutzende der Suche für dieselbe Suche ganz unterschiedliche Produkte und Anbieter untergejubelt bekommen, je nachdem, wie die Werbeauktion gerade ausging – in Echtzeit. Darüber hinaus ist es auch fraglich, ob die Grenzen von Werbung und echten Inhalten innerhalb der KI-Suche überhaupt noch so klar definierbar sind, wenn alles eine „Wall of Text“ in einer Konversation wird. 

 Im letzten Jahrhundert gab es Techniken der Montage im Film, die eine gewisse dramaturgische und emotional beabsichtigte Wirkung bezwecken sollten, etwa die Assoziation von politischen Gegnern mit negativen Gefühlen wie den Zaren bei Panzerkreuzer Potemkin. Leider sind die möglichen Einflussnahmen im KI-Zeitalter noch vielschichtiger. KI-Suchen montieren in Kombination mit Werbung ganz individuell auf bestimmte Zielgruppen spezialisiert ganz neue Zwischensequenzen in die Suche nach Informationen. Dabei wird – ähnlich wie bei Kuleschow – etwas ganz Neues, das weitaus mehr ist als die einzelnen Teile. 

 Suchen nach eher mit Freiheit assoziierten Begriffen? Vielleicht platziert sich da eine bestimmte politische Partei oder ihr nahestehende Organisationen mit in den Werbeauktionen. Suche nach dem neutral betrachtet besten Produkt? Gar nicht so einfach, wenn bestimmte Produkte schon mundfertig mit allen Vorteilen aufbereitet werden. 

 Googles Marktmacht und Reichweite werden hier zu einem differenziert einstellbaren, global skalierbaren Beeinflussungsinstrument, dem sich zu entziehen einen Aufwand bedeuten wird, den sich eher nur digital sehr mündige Bürger*innen werden gönnen können. 

 Bisher schien Google sich nicht wirklich um die Konsequenzen seiner KI-Funktionen zu scheren. 

 Doch Folgen von mehr KI in Suchmaschinen gibt es bereits: Googles KI-Zusammenfassungen „Übersicht mit KI“ zu Suchbegriffen, die in gewisser Weise bereits eine Art Mini-KI-Modus auf der herkömmlichen Google-Suchseite waren, hatten durch die Extraktion von fremden Inhalten auf anderen Seiten bereits Auswirkungen auf die Besuche auf beispielsweise Seiten von Medienhäusern. Zero-Klick-Suchen haben in der letzten Zeit stark zugenommen. Kleine und unabhängige Publikationen oder Blogs verlieren an Traffic, und das könnte letztendlich zu einer verringerten Medien- und Meinungsvielfalt führen, wie AlgorithmWatch inzwischen genauer untersucht und was auch auf der letzten re:publica diskutiert wurde. Aspekte, die zumindest gerade in Diskussion und unter Beobachtung stehen. 

 An der bisherigen Verantwortungsdiffusion der Folgen von Googles KI-Gebaren im Umgang mit dem Informationszugang vieler, die immer noch mit der Fußnote „KI-Antworten können Fehler enthalten“ versehen wird, wurde aber in dieser Woche zumindest teilweise gerüttelt. Das Landgericht München I urteilte in einem Eilverfahren, dass Google in der „Übersicht mit KI“ nicht weiterhin unwahre Tatsachenbehauptungen über zwei Münchner Verlage verbreiten kann. 

 Bemerkenswert ist auch die Begründung des Gerichts: Aus Sicht durchschnittlicher Nutzer wirke die Übersicht mit KI wie eine direkte Information von Google, weil hier aus Inhalten Dritter ein zusammenhängender Fließtext erzeugt wird. Die bisherige, eher eingeschränkte Haftung von Suchmaschinen für Drittinhalte sei daher auf dieses generative Format nicht übertragbar, urteilte die Kammer. Weiter führt das Gericht aus, dass in der „Übersicht mit KI“ Äußerungen enthalten sind, die in den Suchergebnissen gar nicht getroffen werden. Schlecht für halluzinierende LLMs. 

 Damit könne sich Google hier nicht aus der Verantwortung für Falschaussagen stehlen. Wie sich das Urteil weiterentwickeln wird, wenn das Verfahren durch weitere Instanzen getragen wird, muss sich noch zeigen. 

 Es stimmt aber zumindest gelinde optimistisch, weil immerhin erkannt wird, dass die Konsequenzen und Intentionen einer Neukomposition von Inhalten im 21. Jahrhundert wieder neu betrachtet und ausgehandelt werden müssen. Die Frage ist aber, ob es hier nicht doch eher einen harten Schnitt braucht. Ähnlich wie bei Kuleschow erkennen wir also allmählich, dass Informationsverarbeitung in dieser Zeit mittels KI etwas ganz Neues erschaffen kann, was eigentlich gar nicht in den ursprünglichen Inhalten enthalten ist. Und dabei muss es sich nicht nur um Halluzinationen einer KI handeln. 

 Die Arbeit von netzpolitik.org finanziert sich zu fast 100% aus den Spenden unserer Leser:innen.
Werde Teil dieser einzigartigen Community und unterstütze auch Du unseren gemeinwohlorientierten, werbe- und trackingfreien Journalismus jetzt mit einer Spende. 
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„Und jedem Anfang wohnt ein Zauber inne“



2026-06-12


 Es gibt Sätze, die bleiben im Gedächtnis: Für den Psychologieprofessor Sven Barnow ist es ein Satz, der uns die Angst vor Neuanfängen nehmen soll 

 Aus meiner persönlichen Erfahrung weiß ich, dass ein Neuanfang schwierig sein kann. Da ist möglicherweise erst einmal Unsicherheit, vielleicht sogar Wut oder Angst. Wir machen uns Sorgen um eine ungewisse Zukunft und halten lieber an der Vergangenheit fest. 

 Das Zitat von Hermann Hesse „Und jedem Anfang wohnt ein Zauber inne“ kann Mut machen, nach Rückschlägen und Fehlern immer wieder neu zu beginnen und nicht aufzugeben. Der Zauber eines Anfangs liegt darin, dass in ihm auch das Potenzial für neue emotionale Erfahrungen steckt und uns das dabei helfen kann, uns weiterzuentwickeln. Die Vielfalt der Gefühle, die den Prozess des Neuanfangs begleiten können, ist meiner Meinung nach etwas Erstrebenswertes. 

 Dabei ist es wichtig, dass wir unseren Gefühlen erlauben, sich zu entfalten, ohne uns von ihnen beherrschen zu lassen oder sie zu unterdrücken. Als Psychologe und Forscher bin ich davon überzeugt, dass Hesse uns einen wichtigen Aspekt psychischer Gesundheit vermittelt hat: Abschiede und Neuanfänge gehören zum Leben dazu. Sie ermöglichen uns, eine neue Lebensstufe einzuleiten, und darin kann ihr Zauber liegen. 

 Sven Barnow ist Professor für Psychologie und Psychotherapie an der Universität Heidelberg. Er beschäftigt sich schwerpunktmäßig mit Emotionen und deren Regulation, sowie den Auswirkungen der Emotionsregulation auf unsere psychische Gesundheit 

 Mit Infos zu unseren Schwerpunktthemen und inhaltlichen Highlights. 

 Ihre Daten nutzen wir, wie es in der Datenschutzerklärung erläutert ist 

 Hier können Sie interessante Artikel speichern, um sie später zu lesen und wiederzufinden. 

  

  

 Psychologie Heute ist das führende deutschsprachige Magazin für Psychologie und die benachbarten Wissenschaften. 

 Folgen Sie uns 

 Immer informiert bleiben. 

 Ihre Daten nutzen wir, wie es in der Datenschutzerklärung erläutert ist 

 Inhalte 
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 Abo & Shop 

 Aktuelles 
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Von Mannheim nach Erfurt: Wir widersetzen uns!



2026-06-13


Für den 4. und 5. Juli hat die Afd ihren nächsten Bundesparteitag in Erfurt angekündigt. Dort wird sie weiter die Normalisierung rechter Politik vorantreiben und ihren Kampf gegen die Idee einer freien Gesellschaft planen. Doch das wird sie nicht ohne unseren Widerstand tun!
 Bereits bei gegen die letzten AfD-Parteitage in Essen 2024 und Riesa 2025 sowie gegen die Gründung der neuen AfD-Jugendorganisation in Gießen 2025 sind im Rahmen der Aktionen des Widersetzen -Bündnisses zehntausende Menschen ungehorsam auf die Straße gegangen. Gemeinsam haben wir den reibungslosen Ablauf der Parteitage gestört – und werden das auch in Erfurt wieder tun. Das Bündnis hat bereits breite Protese und Blockaden angekündigt. Auch aus Mannheim werden wir mit dem Bus nach Erfurt fahren und uns den Aktionen anschließen. 

 Die wichtigsten Infos: 

 ✊ Abfahrt am Freitag, 3.7. um 21:30 Uhr 

 ✊Rückfahrt ab Erfurt am 4.7., 18 Uhr 

 ✊ Ticketpreise: Sozialpreis 15€ // Normalpreis 25€ // Solipreis 35€ 

 ✊ Tickets gibt es beim Frauenbuchladen Xanthippe (T3, 4) und bei allem Veranstaltungen von Widersetzen Mannheim, Die Linke Mannheim und der IL Rhein-Neckar. 

 Für weitere Infos komm zur Info-Veranstaltung am 18.6. im Wild West (Alphornstraße 38), zum Aktionstraining am 21.6. im JUZ Mannheim (Käthe-Kollwitz-Str. 2-4), schreib eine Mail an widersetzen_mannheim@riseup.net oder schau auf Instagram unter @widersetzen_mannheim 

   

   

  

 Am 29. und 30. November will die AfD in Gießen eine neue Jugendorganisation gründen – mit abgewandeltem Reichsadler und dem Namen „Generation Deutschland“. Die „Junge Alternative“ wurde im Januar aufgelöst, und das muss so bleiben. 

 mehr … 

 15.000 in Aktion. Eine der größten Aktionen zivilen Ungehorsams in der Geschichte der BRD. 

 15.000 in Aktion. Eine der größten Aktionen zivilen Ungehorsams in der Geschichte der BRD. 

 Tausende, die einen Schritt weiter gehen, sich der AfD widersetzen - Wir sind immer noch begeistert! 

 mehr … 

 NA 



Raus zum revolutionaren 1. Mai 2026
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Fur Migrant*innen in Deutschland
bedeutet dieser Tag mehr als
symbolische Worte. Sie sind Teil der
Arbeiterklasse und sie sind diejenigen,
die besonders ausgebeutet werden:
in schlecht bezahlten Jobs, unter
prekaren Bedingungen, ohne Sicherheit.
Wahrend Profite wachsen, sollen sie
stillhalten und funktionieren.
 Lager an den AuBengrenzen, schnellere
Abschiebungen und der systematische
Abbau von Rechten bedeuten nichts
anderes als eine Festung Europa, die auf
Ausgrenzung und Abschreckung setzt.
Wahrend Kriege, wirtschaftliche
Ausbeutung und globale Ungleichheit
Menschen zur Flucht zwingen, werden
sie hier entrechtet und entmenschlicht. 

 Gleichzeitig erleben wir eine
allgemeine Verscharfung:
Sozialabbau, steigende
Lebenshaltungskosten,
zunehmende Repression gegen alle,
die sich gegen dieses
menschenverachtende System stellen.
Statt die Ursachen von Krisen zu
bekampfen, werden Sindenbdcke
gesucht und immer wieder sind es
Migrant*innen, denen die
Verantwortung zugeschoben wird. 

 Auch die Debatte um die
Wiedereinführung oder Ausweitung des
Wehrdienstes zeigt, wohin die Entwicklung
geht: Aufrüstung nach innen und außen,
während soziale Sicherheit abgebaut
wird. Es sind dieselben Systeme, die Kriege
führen, Menschen zur Flucht zwingen und
sie anschließend an den Grenzen sterben 

 Der 1. Mai zeigt: Unsere Starke liegt in
unserer gemeinsamen Klasse. Egal woher wir kommen, wir teilen die gleichen
Interessen. 

   

 Kommt in den antirassistischen Block mit Migrantifa und und Wut und Trotz am 2. Lauti  

 Freitag, 1. Mai, 11:30h, Petra-Kelly-Platz 

   

  

  

  

   

   

   

   

   

   

  

   

 Nach der polizeilichen Zerschlagung der Abschlussdemo des Rheinmetall-Entwaffnen-Camps veröffentlichen wir unseren Redebeitrag 

 Nach der polizeilichen Zerschlagung der Abschlussdemo des Rheinmetall-Entwaffnen-Camps veröffentlichen wir unseren Redebeitrag 

 Ihr kürzt uns die Mittel, den Lohn und die Sozialleistungen, ihr verbietet unsere Demos und unsere Camps, ihr bringt uns zum Schweigen, damit Ordnung herrscht an der Heimatfront. Und trotzdem sollen wir für euch sterben, wir sollen für euch töten, wir sollen uns abrackern und wir sollen str 

 mehr … 

  

 Für Freitag, den 31. Mai hatten wir im Rahmen des Bündnisses „Norderstedt ist weltoffen“ zu einer Kundgebung auf dem Norderstedter Rathausmarkt aufgerufen, um ein Fest gegen die neue soziale Kälte zu feiern. Wir haben genug vom Gerede am rechten Rand. Diesem Gerede folgen üble Taten, die uns als gesamte Gesellschaft bedrohen, deshalb sind wir jetzt aktiv. 

 mehr … 

 NA 
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